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Teil A  Begründung 

 
 

A)  Allgemeines 

 

Die Stadt Gifhorn liegt im Süden des gleichnamigen Landkreises, eingebettet in das Städte-
dreieck der Oberzentren Braunschweig-Wolfsburg-Celle. Das Gebiet der Stadt erstreckt sich 
über rd. 105,5 km²; in der Stadt leben zurzeit rd. 44.764 Einwohnerinnen und Einwohner 
(Stand: 01.05.2026). 

Nördlich des Stadtgebietes grenzen die Gemeinden Ummern, Wesendorf, Wagenhoff und 
Wahrenholz, östlich die Gemeinde Sassenburg, südlich die Gemeinden Calberlah, Isenbüttel 
und Ribbesbüttel und westlich die Gemeinden Leiferde und Müden (Aller) an (alle im Land-
kreis Gifhorn). Die Stadt Gifhorn liegt verkehrsgünstig am Kreuzpunkt der Bundesstraßen B4 
(Lüneburg – Braunschweig) und B188 (Hannover – Wolfsburg), womit eine gute regionale An-
bindung an das Verkehrsnetz gesichert ist. Überregionale Anbindung erreicht die Stadt Gif-
horn darüber hinaus über die Anschlusspunkte an die A2 (Ruhrgebiet – Berlin) in Braun-
schweig oder südlich von Wolfsburg sowie an die A39 (A2 – Wolfsburg) in Wolfsburg. Natur-
räumlich gesehen liegt die Stadt Gifhorn im Übergang vom Weser-Aller-Flachland zur Lüne-
burger Heide. 

 

1. Raumordnung und Landesplanung 

 
Für die Stadt Gifhorn gilt das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP)1). Das 
Landes-Raumordnungsprogramm legt aufgrund der zentralörtlichen Gliederung die Ober- und 
Mittelzentren fest. Gemeinsam mit den Grundzentren bilden sie die zentralen Orte, die im 
Sinne eines dauerhaften Erhalts ausgewogener Siedlungs- und Versorgungsstrukturen zu si-
chern und zu entwickeln sind (2.2.01). In der Funktion eines Mittelzentrums (2.2.03) hat die 
Stadt Gifhorn zentralörtliche Einrichtungen und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzu-
halten (2.2.05). Zurzeit wird das LROP geändert und ergänzt. Änderungen der zentralörtlichen 
Gliederung sind nicht vorgesehen. 

Als Bestandteil des Regionalverbandes Großraum Braunschweig gilt für die Stadt Gifhorn das 
Regionale Raumordnungsprogramm 2008 für den Großraum Braunschweig (RROP)2). In dem 
Großraum Braunschweig sollen u. a. die Siedlungs- und Freiraumfunktion sowie die Verkehrs-
infrastruktur gesichert und entwickelt werden. Dabei ist die Siedlungsentwicklung vorrangig 
auf das zentralörtliche System – dem System der dezentralen Konzentration folgend – auszu-
richten, u. a. mit der Aufgabe für die Stadt in ihrer Funktion als Schwerpunktraum der Sied-
lungsentwicklung zentrale Einrichtungen und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhal-
ten. Die Stadt Gifhorn ist im RROP als "Standort mit den besonderen Entwicklungsaufgaben 
Erholung und Tourismus (III 2.4 (10))" gekennzeichnet. "Für die Festlegung […] steht die infra-

 
1) Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen Neubekanntmachung 2017 und  

Änderungsverordnung von 2022 
2) Zweckverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm 2008  

für den Großraum Braunschweig, sowie 1. Änderung 
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strukturelle Ausstattung der Standorte im Vordergrund" (III 2.4). Zusätzlich sind die Niederun-
gen der Flüsse Aller und Ise sowie für die Gifhorner Heide und die Fahle Heide im Südwesten 
des Stadtgebietes als Vorranggebiete Natura 2000 (III 1.3 (1)) erfasst. 

Die zu planende Fläche ist im RROP als Vorranggebiet Freiraumfunktion, Vorbehaltsgebiet für 
die Landwirtschaft (aufgrund hohen, natürlichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen 
Ertragspotentials) (III. 2.1.(6)), Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft (III 1.4 (9)) sowie als 
Vorbehaltsgebiet für Erholung (III 2.4. (5)) gekennzeichnet. Südlich und westlich, mit einigem 
Abstand zum Plangebiet, befinden sich Vorbehaltsgebiete für Wald (III 2.2 (4)) 

Das Vorranggebiet Freiraumfunktion im Gebiet Clausmoor begründet sich dabei durch die vor-
handenen Waldflächen sowie die potenzielle Erholungsnutzung. Die konkret für das Vorhaben 
vorgesehene Fläche liegt zwischen einer bestehenden Biogasanlage und einer Einzelwohnbe-
bauung. Sie weist keinen Waldbestand auf und wird für Erholungszwecke offenbar nicht auf-
gesucht, da keine Wege entlang der Fläche verlaufen. Darüber hinaus ist die Fläche durch die 
angrenzende Biogasanlage bereits vorgeprägt und besitzt daher nur eine eingeschränkte Be-
deutung für die landschaftsbezogene Erholung. Die bestehende Wegeinfrastruktur bleibt im 
Zuge des Vorhabens erhalten und weiterhin nutzbar. 

Aus den genannten Gründen sowie aufgrund der geringen Flächeninanspruchnahme kann da-
von ausgegangen werden, dass das Vorhaben ebenfalls mit den überlagernden Vorbehaltsge-
bieten vereinbar ist. 

 

In Überarbeitung der Regionalplanung erfolgte die Offenlegung des 1. Entwurfs des RROP 
2025 vom 11.02.2026 bis 25.03.2026. 

Die zuvor als Vorranggebiet Freiraumnutzung festgelegte Fläche soll zukünftig als Vorrangge-
biet landschaftsbezogene Erholung (3.2.3 05) festgelegt werden. Es gilt weiterhin das Oben-
gesagte zu dem Vorranggebiet Freiraumfunktion. Zusätzlich erfolgt die Festlegung von Vorbe-
haltsgebiet für die Landwirtschaft, zum einen aufgrund des hohen Ertragspotentials (3.2.1 03) 
zum anderen aufgrund der besonderen Funktion (3.2.1 06). 

Die Stadt erachtet es für angemessen, zugunsten der Errichtung von erneuerbaren Energien 
für Freiflächenphotovoltaikanlagen diese verträglich mit der Landwirtschaft und den Frei-
raumfunktionen/ Erholung zu entwickeln. Dabei erfolgt auch die Beachtung des vorrangigen 
Belangs der Stromerzeugung als überragendes öffentliches Interesse i.S. von § 2 des Gesetzes 
für den Ausbau erneuerbarer Energien (EEG). 

Insofern erachtet sie Ihre Planung als an die Ziele der Raumordnung angepasst. 

 

 

2. Notwendigkeit der Planung, Ziele, Zwecke und Auswirkungen des Bebauungsplanes / 
Rechtslage 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplans ist notwendig, um die bauplanungsrechtlichen Voraus-
setzungen zur Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen zu schaffen.  

Das Land Niedersachsen hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2040 Strom ausschließlich aus erneuer-
baren Energiequellen zu produzieren. In diesem Zusammenhang sollen bis 2035 auch 65 GW 
Strom aus PV-Anlagen ihren Beitrag leisten. Von den 65 GW sollen 50 GW auf Dächern etc. 
und 15 GW durch Freiflächen- PV erzeugt werden. Dass hierbei nicht umfänglich auf bereits 
versiegelte Flächen zurückgegriffen werden kann, ist selbsterklärend. Um den Vorgaben des 



Bebauungsplan Nr. 113"Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor" 
Verfahrensstand: §§ 3 (2)/ 4 (2) BauGB, Stand: 12.05.2026 

 

5 

Landes sowie den energiepolitischen Zielen der Stadt nachzukommen, erfolgt die Planung auf 
landwirtschaftlichen Flächen mit geringer Boden/ Ackerzahl.  

Durch die Planung wird ein weiterer Beitrag zur Erweiterung des Angebotes an regenerativ 
erzeugten Energien geleistet und damit die Abhängigkeit von der Versorgung mit konventio-
nell erzeugtem Strom verringert. Die Stadt berücksichtigt dabei insbesondere § 1 Abs. 5 Satz 2 
BauGB, nach dem die Bauleitpläne u. a. dazu beitragen sollen, den Klimaschutz zu fördern so-
wie § 2 des Erneuerbaren Energiegesetzes (EEG), nach dem erneuerbare Energien im überra-
genden öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit dienen. 

Freiflächen PV Anlagen sorgen i.d.R. nur für einen geringen Eingriff in den Boden, da zur Ein-
bringung die Fundamentstützen gerammt werden. Eine großflächige Versiegelung unter-
bleibt.  

Im Plangebiet liegt die Bodenzahl nach Kartenwerken des LBEG zwischen 18 und 25, wodurch 
das Kriterium der Stadt mit kleiner gleich 25 Bodenpunkten eingehalten wird. 

Die grundsätzliche Standortdiskussion zur Entwicklung des Baugebiets an dieser Stelle wird 
auf Ebene der zugehörigen 131. Änderung des Flächennutzungsplans geführt. 

Begleitend zur Planaufstellung wird die Stadt gem. § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) eine 
Umweltprüfung durchführen, die ihren Niederschlag im nachfolgenden, in die Begründung in-
tegrierten Umweltbericht finden wird.  

Innerhalb des Umweltberichts ist auch die für die Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege gemäß § 1a Abs. 3 BauGB durchzuführende Eingriffsregelung nach dem Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) ergebnisorientiert dargestellt.  

Belange des Artenschutzes werden im Rahmen einer Erfassung des Biotopbestandes sowie 
der artenschutzrechtlichen Kartierung überprüft. Die Ergebnisse werden in die weitere Pla-
nung einfließen. 

Unterschiedliche Auswirkungen auf die Belange und Bedürfnisse verschiedener Bevölkerungs-
gruppen im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB bereitet der Bebauungsplan nicht vor. Partizipa-
tionsmöglichkeiten sind im Rahmen des Aufstellungsverfahrens mit zwei Öffentlichkeitsbetei-
ligungsverfahren gegeben. 

 

Für die Bauleitplanung bilden insbesondere folgende Gesetze in der jeweils aktuellen 

Fassung die Grundlage:  

 

1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 
 

1.2 Baunutzungsverordnung 1990 (BauNVO) 
 

1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 
 

1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 

1.5 Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) 
 

1.6 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
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1.7 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 

1.8 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz  
 

1.9 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 

1.10 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
 

1.11 Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren 
während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSIG) 

1.12  Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) 
 

 
3. Geltungsbereich / Aktueller Zustand des Plangebietes 

 

Das Plangebiet liegt östlich der Kernstadt im Bereich des Clausmoors/ Grünen Moors zwischen 
Lehmweg und Brandweg und umfasst eine Fläche von rd. 3,80 ha. Im Süden wird der Geltungs-
bereich durch bestehende Aussiedlerhöfe, im Westen durch einen bestehenden Feldweg, im 
Norden durch eine Biogasanlage und im Osten durch landwirtschaftliche Flächen begrenzt. 

Das Plangebiet umfasst fast ausschließlich landwirtschaftlich genutzte Flächen. Im Westen 
wird der vorhandene Feldweg bis zum Lehmweg aufgenommen, um die Erschließung sicher-
zustellen. Entlang des Feldweges und südlich der Biogasanlage bestehen kleinteilig Flächen, 
welche zur Lagerung von Materialien und landwirtschaftlichem Gerät genutzt wird. Im Südos-
ten bestehen Gehölzstrukturen.  

 

 

4. Darstellungen des Flächennutzungsplanes 

 

Der Flächennutzungsplan für die Stadt Gifhorn wurde 1978 neu aufgestellt. Mit dem Ziel der 
Steuerung von Flächen für die Errichtung von Freiflächen Photovoltaik-Anlagen erfolgt zurzeit 
die 131. Änderung des Flächennutzungsplanes, welche auch die vorliegende Fläche erfasst. 
Dort ist die Darstellung als Sonderbaufläche für Freiflächen-Photovoltaik und Landwirtschaft 
vorgesehen. Insofern wird der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan entwickelt sein.  

 

 

5. Fachplanungen 

 

Die Fortschreibung des Landschaftsplanes der Stadt Gifhorn stellt für das Plangebiet eine mitt-
lere bis geringe Bedeutung der Biotoptypen für den Arten- und Biotopschutz dar. Die Empfind-
lichkeit des Bodens gegenüber Winderosion ist hoch, die Grundwasserneubildungsrate ist mit-
tel, das Risiko auf landwirtschaftlichen Flächen für Nitrateintrag ist hoch und für Schadstoffein-
trag ist hoch, das Retentionsvermögen ist naturraumbedingt sehr gering und der Erlebniswert 
der Landschaft ist in der großräumig gegliederten Feldflur mittel. Die landschaftsplanerische 
Zielkonzeption stellt für das Plangebiet den Erhalt und die Verbesserung für die Entwicklung 
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von naturnahen bzw. bedingt naturnahen Landschaftselementen dar. Die Ausweisungen des 
Landschaftsplanes stehen der Planung nicht entgegen. 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Gifhorn von 1994 trifft für das Plangebiet keine 
besonderen Aussagen. 

Für die Ermittlung der artenschutzrechtlichen Belange wurde ein Gutachten erstellt, welches 
in den Umweltbericht eingeflossen ist.  

Aufgrund des Angebotscharakters des Bebauungsplanes liegen noch keine abschließenden 
Aussagen zu Ausrichtung, Belegung etc. der Anlagenfläche vor. Insofern werden ggf. weitere 
Gutachten wie Blend- oder Schallgutachten erst bei konkreten Nutzungsfestlegungen im Rah-
men der Ausführungsplanung erfolgen.   

 

 

6. Inhalte des bisherigen Bebauungsplanes 

 

Für den Planbereich besteht kein rechtskräftiger Bebauungsplan; mit dem vorliegenden Be-
bauungsplan erfolgt die erstmalige Überplanung.  

 

 

B)  Planungsinhalte / Festsetzungen 

 

 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung 

 

1.1 Sonstige Sondergebiete (SO) "Photovoltaik" gem. § 11 Abs. 2 BauNVO  

 

Der Planungsbereich befindet sich östlich der bebauten Ortslage der Stadt Gifhorn, nördlich 
des Lehmweges auf der Höhe der gleichnamigen Bushaltestelle. Das Sondergebiet (SO) um-
fasst ca. 3,59 ha Außenbereichsflächen, welche derzeit landwirtschaftlich genutzt werden. In 
Zukunft soll dieses Gebiet im Flächennutzungsplan der Stadt Gifhorn als Sonderbaufläche (S) 
mit der Zweckbestimmung "Photovoltaik und Landwirtschaft" dargestellt werden. Abgeleitet 
aus diesen Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt der Bebauungsplan die baulich 
zu nutzenden Bereiche als sonstige Sondergebiete (SO) gem. § 11 Abs. 2 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung "Photovoltaik". Die Stadt verfolgt damit das Ziel, die Energieerzeugung aus 
regenerativen Quellen zu unterstützen.  

Gemäß Förderrichtlinien und aufgrund der Intention der Stadt an dieser Stelle keine ander-
weitigen Nutzungen zuzulassen, sind gemäß textlicher Festsetzung Ziff. 1 ausschließlich Anla-
gen zur Erzeugung und Speicherung oder Transformation von Strom aus solarer Strahlungs-
energie mit ihren zugehörigen und dem Nutzungszweck dienenden Nebenanlagen, wie bspw. 
Trafogebäude und Übergabestationen, Anlagen zur Überwachung, Einfriedungen, Geräte-
schuppen zum Unterstellen von Maschinen zur Pflege und Unterhaltung der Anlagen und Frei-
flächen usw. zulässig. Darüber hinaus werden Masten für die Installation von Überwachungs-
einrichtungen sowie ggf. Beleuchtung erforderlich. 

Im Gegensatz zu dieser Regelung steht zunächst die aus wirtschaftlichen Erfordernissen und 
zum schonenden Umgang mit Grund und Boden notwendige bauliche Verdichtung der Anla-
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gen, die über eine Grundflächenzahl (GRZ) von bis zu 0,7 ermöglicht wird. Diese Zahl trifft al-
lerdings nur eine Aussage über die zulässige Bodenüberdeckung (bauordnungsrechtlich erfor-
derlich) und ist eben nicht zwangsläufig mit der tatsächlichen Bodenversiegelung gleichzusetz-
ten. So werden Freiflächen-Photovoltaikanlagen im Regelfall aus verschiedenen Gründen auf 
Tragelemente aufgeständert, die lediglich geringe Eingriffe in den Boden zur Folge haben. Nor-
malerweise werden C-Profil-Stahlträger punktuell bis rd. 2,00 m senkrecht in den Boden ge-
rammt, was ein besonders günstiges Verfahren ist, da es nicht zum Einsatz von Bodenfunda-
menten kommt, welches eine entsprechend geringe Versiegelung (unter 1 % der Fläche) zur 
Folge hat, da Bodenfundamente neben dem deutlichen Versiegelungsgrad auch eine massive 
Bodenpressung erzeugen. 

Um den tatsächlich zulässigen Grad der erdberührten Bodenversiegelung näher zu definieren, 
wird auch diese mit maximal 7 % der Fläche des Baugrundstücks – des Sondergebietes – fest-
gesetzt. Insofern ist bei einer Sondergebietsfläche von 3,59 ha eine maximal zulässige Versie-
gelung von rd. 0,25 ha zulässig. Die erdberührte Versiegelung ist aufgrund der besonderen 
Spezifik der Freiflächen PV-Anlage maßgebend für die Eingriffs-Ausgleichs-Berechnung. Durch 
die Obergrenze sind sämtliche Versiegelungen begrenzt; hierzu zählen alle Haupt- und Neben-
nutzungen, wie unter der Art der baulichen Nutzung entsprechend der textlichen Festsetzung 
Ziff. 1.1 zusammengefasst. 

Mit Bezug auf die Aussagen der Planungshilfe für die Planung von Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen in Niedersachsen zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung von Pho-
tovoltaik-Freiflächenanlagen bestimmt der Bebauungsplan, dass die Baugebiete nahezu voll-
ständig als extensiv zu nutzendes Grünland herzurichten und zum offenen Landschaftsraum 
einzugrünen sind. Mit der Herstellung als Grünland wird eine, wenn auch geringe landwirt-
schaftliche Nutzung sichergestellt. 

Damit sich das Entwicklungsziel von extensivem Grünland auch unterhalb der Solar-Module 
einstellen kann, benötigt der darunterliegende Boden eine zumindest durch Streulicht gege-
bene ausreichende Besonnung. Um dieses zu gewährleisten, haben die einzelnen Solarmodul-
Elemente (nicht die Trägerelemente) einen Mindestabstand zur Oberfläche des Geländes von 
mindestens 0,80 m einzuhalten. Bei dieser Mindesthöhe verbleibt ausreichend Streulicht für 
eine Grünlandentwicklung. Die Modultische sind dabei Stahlkonstruktionen, ein modulares 
und standardisiertes Gestellsystem, welche als Montageträger für die Module dienen, die ne-
ben den Eigenlasten auch die Wind- und Schneelasten und ggf. Nutzlasten sicher und dauer-
haft aufnehmen und in den Baugrund weiterleiten. Die PV-Module sind in parallel verlaufen-
den Reihen nach Süden ausgerichtet und werden in einer Neigung von i.d.R. 20 ° auf die Stahl-
konstruktion montiert. Die Modulreihen haben untereinander einen Mindestabstand von rd. 
2,50 m, um die gegenseitige Verschattung zu minimieren, sowie genügend Rangiermöglich-
keiten im Falle von Wartungs- und Pflegearbeiten zu gewährleisten. 

Unter Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind die 
Freiflächensolaranlagen möglichst so in den Außenbereich zu integrieren, dass die Beeinträch-
tigungen für die einzelnen Schutzgüter von Natur und Landschaft auf ein erforderliches Min-
destmaß reduziert werden.  

Im Sinne dieser Intention sind die Baugebiete außerhalb der notwendigen Erdbefestigungen 
der Solar-Module, Nebenanlagen und Wege, sowie Anpflanzfestsetzungen auf mindestens 
90 % ihrer Gesamtfläche durch Eingrünung als extensives, naturnahes Grünland herzurichten 
und zu pflegen.  

Anlagenbedingt ist im Hinblick auf die Oberflächenentwässerung, aufgrund des geringen Ver-
siegelungsgrades durch die Modulfundamente, nicht mit einer deutlichen Verschlechterung 
der abflussmindernden Wirkung im Vorhabengebiet zu rechnen. Im Gegenteil kann z.B. durch 
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eine Unterbrechung der Drainagen, das Niederschlagswasser gezielt vor Ort dem Wasserhaus-
halt zugeführt werden. 

Gehölzbestände sind im Plangebiet nicht vorhanden. Waldflächen, welche im Sinne des Nie-
dersächsischen Waldgesetzes (NWaldLG) als Wald anzusprechen sind, kommen in der unmit-
telbaren Nachbarschaft nur im Osten vor.  

Zur absoluten Höhenbeschränkung in den Baugebieten wird eine Oberkante (OK) von 3,50 m 
aus Gründen des Schutzes des Landschaftsbildes und zur Minimierung störender Fernwirkun-
gen festgelegt. Aus Gründen der Realisierbarkeit können technische Gebäude ebenfalls mit 
einer Höhe von bis zu 3,50 m errichtet werden. Als Höhenbezugspunkt für die bauliche Ent-
wicklung wird der bestehende Geländeverlauf festgelegt. Dabei ist der von dem Gebäude oder 
des jeweiligen zusammenhängenden Photovoltaikmoduls an der höchsten Stelle der gewach-
senen Geländeoberfläche (§ 5 Abs. 9 NBauO) angeschnittene Punkt der Höhenbezugspunkt. 
Diese Vorgehensweise erfolgt unter Bezugnahme der Topographie des Geländes, sowie in Er-
mangelung eines, für die ganze Fläche sinnvolleren, Bezugspunktes. Die beschriebenen Höhen 
werden darüber hinaus durch einzelne Masten und deren Einrichtungen überragt, welche der 
Überwachung der Anlagen dienen. 

Vor dem Hintergrund der Nutzung des Baugebiets als reine Aufstellfläche für Photovoltaikan-
lagen, von denen, mit Ausnahme von Wartungs- und Pflegearbeiten, anlagenbedingt keine 
weitergehenden Störungen durch Lärm, Fahrzeugverkehr, Luft- oder Staubemissionen ausge-
hen, können die Grünflächen auch einen gewissen Rückzugsraum für kleinere Tierarten bil-
den. Um die Zugänglichkeit und Durchlässigkeit zumindest eben für diese Tierarten zu gewähr-
leisten, sind die Zaunfelder der notwendigen Einfriedungen mit einem Mindestabstand von 
20 cm zur Geländeoberfläche zu errichten. Der mit der Einfriedung der Modul-Felder einher-
gehende Lebensraumverlust für Tierarten der Feldflur wird damit auf größere Tiere be-
schränkt, während kleinere Tierarten weiterhin uneingeschränkt Zugang zu den Flächen ha-
ben.  

Zum offenen Landschaftsraum und Siedlungskörper besteht die Erforderlichkeit von Maßnah-
men zur Einfügung in den Landschaftsraum bzw. zum Verdecken der Photovoltaik-Modulfel-
der. Eingrünungsmaßnahmen in Form von Anpflanzungsfestsetzungen werden insofern um 
die wesentlichen Teilbereiche des Baugebiets jeweils zur offenen Landschaft im Osten und zur 
Siedlungsfläche im Westen und Süden festgesetzt. Im Norden zur bestehenden Biogasanlage 
sowie im Südwesten zu dem ehemaligen Aussiedlerhof entfallen diese Festsetzungen auf-
grund der angrenzenden gewerblichen Nutzung. Entsprechend dem verfolgten Zweck der 
Festsetzung werden die Planbereiche damit als Anpflanzfestsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 25a BauGB mit der Sicherung entsprechende Entwicklungsziele umgrenzt. In Korrespon-
denz mit der geplanten Eingrünung durch Gehölze und den Zielen dieser Maßnahme begrenzt 
der Bebauungsplan die Höhe von ausnahmsweise zulässigen Pflegeschnitten der Gehölze auf 
3,50 m über Geländeoberfläche. Bestehende Gehölze existieren im Plangebiet lediglich im Os-
ten, bzw. grenzen diese an den Planbereich an.  

Die weiteren artenschutzrechtlichen Betroffenheiten, die nach Erarbeitung des artenschutz-
rechtlichen Gutachtens in den Umweltbericht eingeflossen sind, sind ebenda bewertet wor-
den. Weitere erhebliche Beeinträchtigungen in das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaf-
ten können für die Arten des Offenlandes und ihrer Randbereiche (z. B. Feldlerche und Wie-
senschafsstelze) vorkommen. Hierzu wurde ein Artenschutzgutachten erstellt, welches in den 
Umweltbericht eingeflossen ist. Im Wesentlichen wurde keine direkte Betroffenheit von Of-
fenlandbrütern festgestellt. 
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Die überbaubare Grundstücksfläche wird zugunsten der Flexibilität bei der Aufstellung der An-
lagen und wegen dem Fehlen sonstiger städtebaulicher Orientierungsmerkmale durch Bau-
grenzen bestimmt, die im Wesentlichen den Grenzabstand bzw. einen Abstand zu den Be-
pflanzungen beachten. Nebenanlagen und bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in 
den Abstandsflächen zulässig sind, sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zu-
lässig, sofern nachbarschützende Belange entsprechend § 23 Abs. 5 BauNVO nicht berührt 
werden. Allerdings werden diese wie auch Einfriedungen explizit innerhalb der Anpflanzfest-
setzungen ausgeschlossen, um einerseits das jeweilige Entwicklungsziel zu gewährleisten, an-
dererseits die Errichtung der Einfriedung nur auf der der PV-Anlage zugewandten Seite der 
Anpflanzfestsetzung zu ermöglichen.  

Wie in § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB (Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz) gefordert, wird 
die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen nach 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a des BauGB bezeichneten Bestandteilen anhand einer Eingriffsre-
gelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz im Rahmen des Umweltberichtes berücksichtigt.  

Die Nutzung der Baugebiete für die Errichtung von Photovoltaikanlagen ist als zeitlich be-
grenzte Nutzung anzusehen. Insofern handelt es sich bei den Planungen um einen temporären 
Eingriff in die Schutzgüter von Natur und Landschaft. Der Bebauungsplan greift daher die 
durch den § 9 Abs. 2 BauGB gegebenen Möglichkeiten auf und definiert die nach dem Abbau 
der Photovoltaik-Module nebst Nebenanlagen zu erfolgende Nachnutzung. Wie derzeit vor-
handen, sollen die Flächen nach Beseitigung der Anlagen wieder der Landwirtschaft als Nutz-
flächen zur Verfügung stehen. 

Die derzeit und für die Dauer des Vorhabens zu entwickelnden und zu erhaltenden Ausgleichs-
maßnahmen, wie die extensive Grünlandentwicklung und die Gehölzeingrünungen, können 
dann ersatzlos, d. h., ohne dass ein erneuter Eingriffstatbestand im Sinne von § 1a BauGB ent-
steht, entfallen und zugunsten von Ackerland zurückentwickelt werden. Sollten sich zwischen-
zeitlich Biotope oder geschützte Landschaftsbestandteile entwickelt haben, steht einer direk-
ten Rückabwicklung der § 5 NNatSchG entgegen, sobald sich naturnahe Feldgehölze entwi-
ckelt haben sollten. Gleichfalls gilt der Artenschutz unmittelbar und ist entsprechend zu be-
rücksichtigen. 

Um die Erschließung der Sonderbaufläche zu sichern, wird der bereits westlich vorhandene Feld-
weg mit in den Geltungsbereich des Bebauungsplans aufgenommen, und als Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung Feldweg festgesetzt. Für die Erschließung der Sondergebiete kann 
auf die bestehenden Straßen und Wege im Umfeld zurückgegriffen werden, da die Flächen 
mit Ausnahme der Bauzeit nur zu Wartungs- und Grünlandpflegearbeiten angefahren werden 
müssen. Vorhandene Feldwege werden ertüchtigt. Die Neuanlage von Straßen oder Wegen 
ist insofern nicht erforderlich. 

 

2. Verkehr 

 

Zur Erschließung des Plangebietes kann auf die bestehenden Straßen und im weiteren Verlauf 
auf landwirtschaftliche Wege zurückgegriffen werden, da das Baugebiet mit Ausnahme der 
Bauzeit nur zu Wartungs- und Pflanzpflegearbeiten angefahren werden muss. Die Neuanlage 
von Straßen oder Wegen ist daher nicht erforderlich. Der Bebauungsplan sichert den vorhan-
denen Feldweg als Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung in einem Umfang von rd. 
0,21 ha. Diese Fläche wird vom „Lehmweg“ her erschlossen, der dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet ist. 
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Die weitergehende Erschließung auf die Bauflächen wird textlich über eine zulässige Versie-
gelung im Bereich der Anpflanzfestsetzung zugelassen. Hier setzt der Bebauungsplan eine zu-
lässige Inanspruchnahme von maximal 50 m² der Anpflanzfläche fest. 

Temporäre Erschließungsanlagen für die Errichtung sind nach der Fertigstellung rückstandsfrei 
zurückzubauen. Alle dauerhaft neu anzulegenden Straßen innerhalb des Plangebietes werden 
als Schotterstraßen mit wassergebundener Deckschicht angelegt. 

 

 

3. Waldflächen 

 

Südlich sowie westlich des Plangebietes befinden sich Flächen die im RROP des Regionalver-
bandes Großraum Braunschweig als Vorbehaltsgebiete Wald (III 2.2 (4)) festgesetzt sind und 
aufgrund ihrer Größen von ca. 2,5 ha und 6,5 ha im Sinne des Niedersächsischen Waldgeset-
zes (NWaldLG) als Wald anzusprechen sind. 

Gemäß Kapitel III 2.2 (3) des Regionalen Raumordnungsprogrammes sollen Waldränder auf-
grund ihrer ökologischen Funktionen und ihrer Erlebnisqualitäten grundsätzlich von Bebauung 
und sonstigen störenden Nutzungen freigehalten werden. Der Grundsatz der Raumordnung 
soll gerade in waldarmen Bereichen beziehungsweise bei Gebieten mit einer besonderen Be-
deutung (Vorranggebiet) für Erholung sowie Natur- und Landschaft eingehalten werden. Bei 
Unterschreitung des 100 m Abstandes wird jedoch bei nicht vermeidbaren Bauvorhaben in 
Waldrandnähe zur Gefahrenabwehr durch umfallende Bäume gefordert, einen Sicherheitsab-
stand von mindestens 35 m einzuhalten. (RROP Begründung zu III, 2.2 Abs. 3). 

Das Plangebiet selbst wird ausschließlich landwirtschaftlich genutzt, eingegrenzt von landwirt-
schaftlichen Wirtschaftswegen und Bebauung. Insofern liegt ein direkter Übergang der beste-
henden Waldfläche entweder zu baulichen Anlagen im Umfeld oder zu einem Feldweg vor. 
Besondere Randstrukturen sind in lediglich angrenzend im Südosten vorhanden. Innerhalb der 
Waldparzelle findet zwar eine Abstufung von Baumhöhen statt; ein entsprechend angelegter 
Vorwaldbereich ist aber nicht vorhanden.  

Aufgrund der weiterhin vorhandenen ökologischen Funktionen sowie der grundsätzlichen 
Nutzbarkeit der Planflächen für Arten und Lebensgemeinschaften wird eine Einhaltung eines 
Mindestabstandes von 30 m für ausreichend gehalten. Im Rahmen des Bebauungsplanes wird 
durch entsprechende Maßnahmen (Abstandshaltung von mind. 30 m, Errichtung von Offen-
landbereichen vorgelagert der Gehölzflächen, keine Maximalumsetzung) eine naturschutz-
fachliche Aufwertung erfolgen, so dass die ökologische Bedeutung des Waldrandes in der Pla-
nung ausreichend berücksichtigt und eine Beeinträchtigung auf ein Minimum reduziert wird. 
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4. Grünordnung 

 

Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans werden nachvollziehbarerweise Beeinträch-
tigungen der naturräumlichen Schutzgüter und in das Landschaftsbild durch die technische 
Inanspruchnahme von bisherigen Agrarflächen verursacht. Es wurde allerdings bereits auch 
schon herausgestellt, dass die Plangebietsflächen bereits im Ausgangszustand einige Beein-
trächtigungen aufweisen.  

Wie bereits begründet, sind die Baugebiete zum offenen Landschaftsraum einzugrünen. 
Hierzu trifft der Bebauungsplan Anpflanzungs- und Gestaltungsfestsetzungen mit unter-
schiedlicher Ausprägung. 

Innerhalb der Fläche 1 setzt der Bebauungsplan die Entwicklung einer mindestens dreireihi-
gen Strauchhecke fest. Eine Ergänzung mit Laubbäumen ist möglich. Vorhandene Gehölzstruk-
turen sind in die Hecken zu integrieren. Hierbei setzt der Bebauungsplan für die genannten 
Flächen in Bezug auf das Landschaftsbild und Naturschutz ausschließlich standortheimische 
Laubgehölze fest. Unter Bezugnahme auf die initiale Pflanzqualität wird es sicher einige Jahre 
dauern, bis eine wirksame Einbindung in die Landschaft erreicht ist. Vor dem Hintergrund der 
Lage der künftigen Gehölze und Gehölzhecken und der potentiellen Verschattung im Bauge-
biet und somit der Notwendigkeit einer möglichst dauerhaften Besonnung der Photovoltaik-
anlagen sind ausnahmsweise Pflegeschnitte der Gehölze bis auf eine Höhe von 3,50 m zuläs-
sig. Hinsichtlich der Anpflanzungen sind gebietseigene Gehölzarten des Vorkommensgebietes 
(VKG 1) Norddeutsches Tiefland zu verwenden (siehe Anlage Merkblatt BS 12 AUM Nieder-
sachsen zur Anlage strukturreicher Blühstreifen, Leitfaden zur Verwendung gebietseigener 
Gehölze). Im Rahmen der Nutzung der Baufläche mit der Anbindung an den Feldweg wird es 
anlagenbedingt zu An- und Zufahrten für die Wartungs- und Pflegearbeiten kommen, weshalb 
für diese Fläche eine Versiegelung von bis zu 50 m² als zulässig erachtet wird. 

Zusätzlich setzt der Bebauungsplan innerhalb der Fläche 2 Anpflanzfestsetzungen für einen 
Offenlandbereich fest. Dieser dient auch im Zusammenhang mit angrenzenden Waldflächen 
als Biotopverbesserung. Als Maßnahme wird für die Fläche eine Entwicklung als insekten-
freundliche Blühflächen durch die Anlage von mehrjährige Blühstreifen und/ oder von halbru-
deralen Gras- und Staudenfluren festgesetzt.  

Zwischen dem Offenlandbereich der Fläche 2 und dem nördlich verlaufenden Graben ist eine 
Heckenpflanzung aus den für Fläche 1 geltenden Gehölzen anzulegen. Diese dient dem Ersatz 
der an dieser Stelle bereits entnommenen Baumhecke. 

Zur Gewährleistung einer möglichst zeitnahen gestalterischen Wirkung und der Erfüllung öko-
logischer Funktionen zur Stabilisierung des Naturhaushalts sind bei Neupflanzungen Mindest-
qualitäten des zu verwendenden Pflanzenmaterials, sowie ein möglichst baldiger Ausfüh-
rungszeitpunkt sicherzustellen. Hierzu enthält der Plan entsprechende textliche Festsetzun-
gen. Vor dem Hintergrund der potenziellen natürlichen Vegetation wurden in die Pflanzliste 
Arten eines trockenen bis frischen Drahtschmielen-Buchenwaldes aufgenommen. 

Entsprechend dem verfolgten Zweck der Festsetzung wird das Sondergebiet zugleich als Flä-
che zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit entspre-
chenden Entwicklungszielen festgesetzt. Auf die Verwendung des Planzeichens wurde verzich-
tet. Die Festsetzung erfolgt lediglich textlich für das Sondergebiet (SO) „Photovoltaik“. Dabei 
ist eines der Entwicklungsziele die Flächen jeweils auf mindestens 90 % ihrer Gesamtfläche 
durch Aussaat einer standortangepassten Regiosaatgutmischung als extensive, naturnahe 



Bebauungsplan Nr. 113"Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor" 
Verfahrensstand: §§ 3 (2)/ 4 (2) BauGB, Stand: 12.05.2026 

 

13 

Grünlandfläche zu entwickeln. Hinzu kommen Maßnahmen, welche die Kultivierung einer ex-
tensiven Grünfläche im Bereich der Modultische sicherstellen, weshalb die Modultische einen 
Abstand von mindestens 80 cm zur Oberfläche des Geländes einhalten müssen. 

Zur Vermeidung der Anziehung nachtaktiver Insekten schließt der Bebauungsplan Beleuch-
tung aus. Diese darf nur ausnahmsweise errichtet werden, wenn eine Begrenzung der auszu-
leuchtenden Bereiche und der Beleuchtungsintensität auf ein Mindestmaß beschränkt wer-
den. Es sind Leuchtmittel mit einem möglichst geringen Blaulichtanteil (Wellenlängen 
> 540 nm) und einer Farbtemperatur < 2.700 Kelvin zu verwenden, bevorzugt LED-Leuchten. 
Durch eine vollständige Abschirmung der Leuchten nach oben und zur Seite kann Streulicht in 
benachbarte Bereiche vermieden werden. Bei Bedarf ist dieses jeweils im Einzelfall nachzu-
weisen. 

Durch die gewählten Festsetzungen erachtet die Stadt Gifhorn alle zu erwartenden Eingriffe 
in Natur und Landschaft nach Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange unter- und 
gegeneinander unter besonderer Berücksichtigung des Klimaschutzes mit Blick auf das über-
ragende öffentliche Interesse zur Verringerung des CO2 Ausstoßes als angemessen berück-
sichtigt. 

 

Ökologische Vernetzung 

Neben der Untersuchung der planbedingten Eingriffe auf die naturräumlichen Schutzgüter, 
wie Arten und Lebensgemeinschaften des Plangebiets, wird zusätzlich auch die ökologische 
Vernetzung betrachtet. Grundsätzlich gilt, dass durch die Errichtung einer Freiflächen-Photo-
voltaikanlage, auf zuvor landwirtschaftlich genutzten Flächen, eine bauliche Nutzung und 
durch die Einzäunung auch eine Stör- bzw. Trennwirkung einhergeht. Durch den vorgesehe-
nen Mindestabstand der Zaunanlage von 20 cm zum Boden können kleinere bodengebundene 
Arten wie z. B. Fuchs, Hase die Fläche weiterhin queren. Für größere Arten wie z. B. Rehe, 
Hirsche, Wildschweine wird eine Querung hingegen nicht ohne weiteres mehr möglich sein; 
hier hat eine Umwanderung zu erfolgen.  

Entsprechend den Hinweisen des NLT3) sollte bei großen Solarparks möglichst nach 500 m ein 
Korridor in einer Breite von mindestens 20 m vorgesehen werden. Die maximale Ausdehnung 
des Planbereichs umfasst rd. 170 m. Entsprechend ist eine Umwanderung auch bei vorliegen-
der Planung weiterhin gegeben; es werden keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

 

 

5. Ver- und Entsorgung 

 

Aufgrund der nur sehr geringfügigen, planbedingten Versiegelungen sind gesonderte Maß-
nahmen der Oberflächenwasserbewirtschaftung aus Sicht der Stadt nicht zu treffen. Im Ge-
genteil, es ist im Rahmen der extensiven Grünlandnutzung mit einer Verbesserung der Re-
tentionsfähigkeit im Plangebiet gegenüber der teilweise bodenoffenen, intensiven Agrarnut-
zung auszugehen. 

Dauerhafte Einbindungen des Plangebietes in kommunale Ver- und Entsorgungssystem sind 
offensichtlich nicht vorzusehen, da es sich nicht um Nutzungen handelt, die mit dem dauer-
haften Aufenthalt von Personen einhergeht. 

 
3)  Niedersächsischer Landkreistag 2023: Hinweise für einen naturverträglichen Ausbau von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen (FF-PV). Entwurf Stand 21.02.2023. 



Bebauungsplan Nr. 113"Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor" 
Verfahrensstand: §§ 3 (2)/ 4 (2) BauGB, Stand: 12.05.2026 

 

14 

Der Regiebetrieb Breitbandausbau weist darauf hin, dass sich entlang des Lehmweges und in 
der Zufahrt Lehmweg 105 LWL-Anlagen befinden. 

 
6. Gewässer III. Ordnung 

Im Osten besteht auf dem benachbarten Flurstück ein Gewässer III. Ordnung, welches in den 
Planbereich hineinreicht. Der Bebauungsplan sichert nördlich einen 5 m breiten Unterhal-
tungsstreifen; südlich erfolgt die Anpflanzung einer Baumreihe. Die Untere Wasserbehörde 
des Landkreises Gifhorn weist zusätzlich darauf hin, dass im Gewässerrandstreifen und Unter-
haltungsstreifen keine Veränderungen der Oberfläche erfolgen dürfen, auch keine Aufschüt-
tungen, Befestigungen oder Lagerung von Gegenständen.  
Anlagen in, an, über oder unter Gewässern, z.B. auch Überfahrten, Kabel oder Zaunanlagen, 
bedürfen der wasserrechtlichen Genehmigung.  
Das Gewässer darf nicht überbaut werden. Veränderungen des Gewässers oder seiner Ufer 
bedürfen einer wasserrechtlichen Plangenehmigung nach § 68 WHG. 
 

 

7. Landwirtschaft 
Durch die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen kann es betriebsbedingt zu Stäuben, 
Gerüchen und Geräuschen, ggf. auch durch Beregnungsmaschinen, kommen. Diese führen 
aber erfahrungsgemäß nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Nutzung und sind im 
ortsüblichen Umfang zu tolerieren.  
Die vorhandenen Drainagen im Plangebiet sind im Zuge der Umsetzung in Abstimmung mit 
der örtlichen Landwirtschaft abzufangen und neu einzubinden. Dies erfolgt regelmäßig bei der 
Entwicklung neuer Baugebiete und stellt in der Regel kein Problem dar, insbesondere, da die 
Errichtung der Module mit punktuellen C-Profilstahlelementen vorgesehen ist, die ohne Fun-
damente in den Boden gerammt werden. 
 

 

8. Altlasten / Kriegseinwirkungen / Immissionsschutz 

 

Im Plangebiet sind keine Altlasten bekannt.  

Eine frühere Luftbildauswertung hat keine Hinweise auf das Vorhandensein von Abwurf-
kampfmitteln ergeben. Es besteht der allgemeine Kampfmittelverdacht. Sollten bei Erdarbei-
ten Hinweise auf Abwurfkampfmittel aufgefunden werden, ist umgehend das Ordnungsamt, 
die zuständige Polizeidienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verständigen. 
Von den angrenzenden, landwirtschaftlich genutzten Flächen im Osten können betriebsbe-
dingt Stäube, Gerüche und Geräusche ausgehen. Erfahrungsgemäß führen diese jedoch nicht 
zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Freiflächenphotovoltaik Nutzung des Plangebiets. 
Die Lärmbelastung durch die Biogasanlage beeinträchtigt die Freiflächenphotovoltaik Nutzung 
ebenfalls nicht. 
 

 

9. Natur und Landschaft 
 

Die Datenabfrage bei den interaktiven Niedersächsischen Umweltkarten der Umweltverwal-
tung (Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz) und dem NIBIS®-
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KARTENSERVER des Landesamts für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) hat seitens der na-
turschutzfachlichen Belange ergeben, dass das Planungsgebiet keine besonderen Schutzge-
biete aufweist.  

Das Planungsgebiet liegt laut der Niedersächsischen Umweltkarte "Hydrologie" nicht in einem 
Trinkwassergewinnungsgebiet.  

Des Weiteren ist das Gebiet weder als Wasserschutz- oder als Überschwemmungsgebiet aus-
gewiesen. Im Hinblick auf das Hochwasserrisikomanagement (HWRM) ist es ebenfalls nicht als 
Risikogebiet oder Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsschutzgebieten anzuspre-
chen.  

 
Umweltkarten Niedersachsen: Überflutungstiefen extremes Ereignis 

Bei Starkregenereignissen kann es zu Überflutungstiefen von bis zu rd. 0,20 m bei extremen 
Niederschlagsereignissen (100 mm/qm/h) kommen. 

 

 

7. Sonstige Hinweise 

 

7.1 Vorbeugender Brandschutz 

 

Die Belange des Brandschutzes werden im Zuge der Planung/ Realisierung des Vorhabens ein-
vernehmlich mit dem zuständigen Brandschutzprüfer und der Freiwilligen Feuerwehr gere-
gelt.  

Bei der Errichtung der Anlagen ist zu beachten, dass die Speicheranlagen separiert zu den an-
deren baulichen Anlagen gestellt werden müssen, da sie vor einem externen Brandereignis zu 
schützen sind, um aufgrund von externen Verbrennungswärme initiierten Zellzersetzungspro-
zessen vorzubeugen. Um wirksame und für die Einsatzkräfte sichere Löscharbeiten gewähr-
leisten zu können, ist eine gesicherte Zugänglichkeit erforderlich. 
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Weiterhin dürfen die anzurechnenden Wasserentnahmestellen nicht weiter als 300 m vom 
Brandherd entfernt sein. 

Aus diesem Grunde wird empfohlen, zentral Wasserentnahmestelle (z. B. Brunnen, Zisterne 
oder Hydrant) im Bereich des Solarparks vorzusehen, sodass die oben genannte Entfernung 
zum Brandherd von allen Seiten eingehalten werden kann. 

Es sollte ebenfalls sichergestellt sein, dass jedes eingezäunte Solarparkfeld seitens der Feuer-
wehr zugänglich ist, mit einem Tor von mindestens 3,00 m Breite. 

Die genaue Vorrichtung der Speicheranlagen wird daher im Rahmen der Genehmigungspla-
nung mit der zuständigen Feuerwehr geregelt. Es kann bedingt durch den Bau der Vorrichtung 
der Speicheranlagen zu weiteren Versiegelungen der Flächen kommen, da "Räume mit Explo-
sions- oder erhöhter Brandgefahr" im Sinne des § 29 Abs. 2 Nr. 2 MBO in Massivbauweise mit 
mindestens feuerhemmenden, dicht- und selbstschließenden Abschlüssen erforderlich sind. 

 

7.2 Denkmalschutz 

 

Für den Bereich sind keine Baudenkmale oder Bodendenkmale bekannt. 

Es ist aber nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale auftreten, 
die dann unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder der Archäologische Denkmal-
pflege gemeldet werden müssen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). 

Möglicherweise auftretende Funde oder Befunde sind zu sichern, die Fundstelle unverändert 
zu belassen und vor Schäden zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 

 

 

8. Nachrichtlich übernommene Darstellungen 

 

keine 

-keine 

 

 

C) Umweltbericht 

 

---siehe Teil B der Begründung--- 

 

 

D)  Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a BauGB 

 

Dem Bebauungsplan ist gem. § 10a Abs. 1 BauGB eine zusammenfassende Erklärung beizufü-
gen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeit- 
und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Ab-
wägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten 
gewählt wurde. 

 

1. Ziel der Planung 
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Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 113 "Freiflächen- Photovoltaik Clausmoor" der Stadt 
Gifhorn wird erforderlich, um im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung die konkreten Ab-
sichten zur Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage vorzubereiten und planerisch ab-
zustimmen. Ebenso setzt die Stadt damit ihre Entwicklungsvorstellungen im Hinblick auf die 
Förderung regenerativer Energien um. Sie berücksichtigt dabei insbesondere § 1 Abs. 5 Satz 2 
BauGB, nach dem die Bauleitpläne u. a. dazu beitragen sollen, den Klimaschutz zu fördern. 

 

2. Berücksichtigung der Umweltbelange und der Beteiligungsverfahren/ Abwägung 

 

Der Bebauungsplan setzt auf insgesamt rd. 3,80 ha sonstige Sondergebiete (SO) "Photovol-
taik" in einem Umfang von rd. 3,59 ha und auf den Bauflächen Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen in einer Größe von rd. 0,44 ha fest. Zusätz-
lich integriert der Bebauungsplan bestehende, landwirtschaftliche Wege in einer Größenord-
nung von rd. 0,21 ha.  

Gemäß § 2 BauGB haben die Gemeinden bei der Aufstellung von Bauleitplänen eine Umwelt-
prüfung durchzuführen. Die Umweltprüfung bezieht sich u. a. auf das, was nach Inhalt und 
Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt werden kann. Gegenstand 
der Prüfung waren die Schutzgüter Naturschutz und Landschaftsbild, Mensch, Kultur- und 
Sachgüter sowie der Bodenschutz.  

-wird zum Abschluss des Verfahrens ergänzt- 

 

 

E)  Realisierung der Planung 

 

1. Durchführung der Erschließung 

 

Die Erschließung des Planbereiches erfolgt über den vorhandenen Feldweg an den Lehmweg. 
Die Erschließung ist vorhanden und muss nur für die Bauphase ggf. ertüchtigt werden. 

 

 

2. Bodenordnende Maßnahmen 

 

Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundlage bildet, 
werden nicht erforderlich.  

 

 

3.  Kosten / Finanzierung 

 

Der Stadt entstehen durch die Umsetzung des Bebauungsplans keine Kosten. Alle Kosten wer-
den durch den Investor getragen. 
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F)  Flächenbilanz 

 

Art der Nutzung Fläche Anteil 

Sonstige Sondergebiete,  

davon:   Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,  
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

  3,59 ha 

0,44 ha  

  94 % 

  

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung/  
Wirtschaftsweg 

  0,21 ha     6 % 

Planbereich   3,80 ha 100 % 

 
 
 
 
 
Gifhorn, den       
 
 
 
 
 
Matthias Nerlich 
Bürgermeister 
 
 
 
 
  



Bebauungsplan Nr. 113"Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor" 
Verfahrensstand: §§ 3 (2)/ 4 (2) BauGB, Stand: 12.05.2026 

 

19 

 
 
Teil B Umweltbericht 

 
 

 zum Bebauungsplan Nr. 113 "Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor" 
  
 Stadt Gifhorn 



Conpower Beteiligung GmbH 
Kaiser-Ludwig-Straße 33, 82031 Grünwald 

 

 

Umweltbericht 

zum Bebauungsplan Nr. 113 

(Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor) 

der 

Stadt Gifhorn 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
Mai 2026 

 

 

 

 
 

Verfasser: 

 

 
  



2 Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn
 

 

 

Projektbearbeitung 

 

 

STEPHANIE HINK, Biologin (M. Sc.) 

 

Prof. Dr. THOMAS KAISER, freischaffender Landschaftsarchitekt und Dipl.-Forstwirt 

 

THEA DITTMANN, M. Sc. Ökol., Evol. & NatSch. (Biodata GbR) 

 

MATHIAS FISCHER, Dipl.-Biologe (Biodata GbR) 

 

 

 

 

 

Kartendarstellungen 

 

 

YEN MY VUONG, Bauzeichnerin 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beedenbostel, den 11.5.2026 

 
  Prof. Dr. Kaiser 



Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn 3
 

Inhaltsverzeichnis 

 

 Seite 

1.  Einleitung 7 
1.1  Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele der Bauleitplanung 7 
1.2   Überblick über die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 

Ziele des Umweltschutzes 8 

2.  Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 12 
2.1  Bestandsaufnahme 12 
2.1.1  Schutzgut Menschen 12 
2.1.2  Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 12 
2.1.3  Schutzgut Fläche 29 
2.1.4  Schutzgut Boden 31 
2.1.5  Schutzgut Wasser 32 
2.1.6  Schutzgüter Luft und Klima 33 
2.1.7  Schutzgut Landschaft 34 
2.1.8  Schutzgüter kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 35 
2.1.9  Wechselwirkungen 36 
2.2  Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes 36 
2.2.1  Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 36 
2.2.2  Prognose bei Durchführung der Planung 36 
2.2.2.1  Schutzgut Menschen 37 
2.2.2.2  Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 38 
2.2.2.3  Schutzgut Fläche 42 
2.2.2.4  Schutzgut Boden 43 
2.2.2.5  Schutzgut Wasser 46 
2.2.2.6  Schutzgüter Luft und Klima 48 
2.2.2.7  Schutzgut Landschaft 49 
2.2.2.8  Schutzgüter kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 49 
2.2.2.9  Wechselwirkungen 49 
2.2.2.10  Bewertung der festgestellten nachteiligen Umweltauswirkungen 50 
2.3  Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zur Kompensation nachteiliger 

Auswirkungen 55 
2.3.1  Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung nachteiliger Auswirkungen 55 
2.3.2  Maßnahmen zur Kompensation nachteiliger Auswirkungen 60 
2.3.3  Eingriff-Kompensation-Bilanzierung 62 
2.4  Auswirkungen des Vorhabens auf Schutzgebiete und geschützte Bereiche 65 
2.5  Artenschutzrechtliche Belange 66 
2.5.1  Schädigung von Tierindividuen 66 
2.5.2  Erhebliche Störungen 67 
2.5.3  Schädigung oder Zerstörung geschützter Lebensstätten 68 
2.5.4  Schädigung von Pflanzenwuchsorten 68 
2.5.5  Artenschutzrechtliches Resümee 68 
2.6  Berücksichtigung agrarstruktureller Belange und der Anforderungen der 

Landschaftsplanung 69 
2.7  Anderweitige Planungsmöglichkeiten 69 
2.8  Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete 

 und grenzüberschreitende Wirkungen 70 



4 Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn
 

2.9  Auswirkungen durch schwere Unfälle oder Katastrophen 70 
2.10  Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels 70 

3.  Zusätzliche Angaben 71 
3.1  Merkmale der verwendeten technischen Verfahren und aufgetretene 

 Schwierigkeiten 71 
3.2  Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt 76 
3.3  Allgemein verständliche Zusammenfassung 76 

4.  Quellenverzeichnis 78 
4.1  Literatur 78 
4.2  Rechtsquellen 84 

 



Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn 5
 

Verzeichnis der Tabellen 

 Seite 

Tab. 1: In einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegte Ziele des Umwelt- 

schutzes. 9 

Tab. 2: Vegetationszusammensetzung. 15 

Tab. 3: Liste der im Zuge der Brutvogelkartierung 2024 erfassten Vogelarten. 17 

Tab. 4: Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Untersuchungsgebiet Clausmoor. 26 

Tab. 5: Anteilig versiegelte Fläche im Sondergebiet. Ergebnis der Berechnung. 43 

Tab. 6: Anteilig überbaute Fläche im Sondergebiet. Ergebnis der Berechnung. 44 

Tab. 7: Bewertung der nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Umweltschutzgüter. 48 

Tab. 8: Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung nachteiliger Auswirkungen  

auf die Umweltschutzgüter. 53 

Tab. 9: Auswahlliste für die Grünland-Ansaat. 56 

Tab. 10: Zusammenfassende Kompensationsbilanzierung. 62 

Tab. 11: Erfassungstermine der Brutvogelkartierung. 71 

Tab. 12: Rahmenskala für die Bewertung der Umweltauswirkungen. 72 

 

 



6 Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn
 

Verzeichnis der Abbildungen 

 Seite 

Abb. 1: Nährstoffreicher Graben mit Schilfröhricht (FGR/VERS) im Plangebiet. 13 

Abb. 2: Biotoptypenausstattung des Plangebietes. 14 

Abb. 3: Brutvogelkarte mit den Reviermittelpunkten. 21 

Abb. 4: Lage der potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten. 25 

Abb. 5: Auszug aus dem Raumordnungsprogramm des Großraum Braunschweig. 29 

Abb. 6: Lage und Abgrenzung der Maßnahmenflächen V1 und K1. 59 

 

 



Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn 7
 

1. Einleitung 

 

Bei der Aufstellung, Änderung und Ergänzung von Bauleitplänen ist seit der Novellie-

rung des Baugesetzbuches (BauGB) vom 27. Juni 2004 eine Umweltprüfung durchzu-

führen. Gegenstand dieser Umweltprüfung sind die Belange des Umweltschutzes ein-

schließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, in der die voraussichtlichen 

erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und zusammenfassend bewer-

tet werden. Gemäß § 2a Nr. 2 BauGB sind die Ergebnisse der Umweltprüfung in einem 

Umweltbericht darzulegen. Die Gliederung des vorliegenden Umweltberichtes richtet 

sich nach der Anlage 1 des BauGB (vergleiche SCHRÖDTER et al. 2004). 

 

Im Folgenden werden schutzgutbezogen die Bestandssituation und die zu erwartenden 

Umweltbeeinträchtigungen dargestellt, die sich aus den Festsetzungen des Bebauungs-

planes Nr. 113 („Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“) ergeben und damit die gleich-

artigen Umweltauswirkungen der Teilfläche PV 1 der 131. 

Flächennutzungsplanänderung der Stadt Gifhorn weiter präzisieren.  

 

 

1.1 Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele der Bauleitplanung 

 

Die Stadt Gifhorn strebt die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage im Claus-

moor östlich von Gifhorn an. Diese Anlage soll auf bisher vorwiegend intensiv land-

wirtschaftlich genutzten Flächen errichtet werden. Zur Schaffung der planungsrechtli-

chen Voraussetzungen ist die Änderung des Flächennutzungsplanes und die Aufstellung 

eines Bebauungsplanes erforderlich. 

 

Die Flächennutzungsplan-Änderung sieht in der parallel erfolgenden 131. Änderung ge-

mäß § 8 Abs. 3 BauGB den Geltungsbereich des Planvorhabens in der Teilfläche PV 1 

als Sonderbaufläche „Photovoltaik“ vor. Der bisherige Flächennutzungsplan der Stadt 

Gifhorn hatte das Plangebiet als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. 

 

Die Größe und Abgrenzung des Änderungsbereiches des Flächennutzungsplanes und 

des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind identisch. Der Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes hat eine Gesamtgröße von etwa 3,8 ha (38.000 m²). Es ist vorgesehen, 

eine Fläche gemäß § 11 BauNVO als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung als „Pho-

tovoltaikanlagen“ festzusetzen. Das Plangebiet ist verkehrlich bisher durch den Lehm-

weg erreichbar. Dieser Weg führt am Plangebiet vorbei und mündet im nördlich befind-

lichen Brandweg. Nach Westen führt der Lehmweg zur Osttangente (Kreisstraße 114), 

die das Stadtgebiet Gifhorn begrenzt. Der Lehmweg selbst stellt einen direkten Verbin-

dungsweg in die Stadt Gifhorn dar. Maßgeblich für den Umweltbericht sind folgende 
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Festsetzungen, die in der Begründung des Bebauungsplanes dargelegt sind und die die 

Festsetzungen der Flächennutzungsplan-Änderung weiter präzisieren: 

 

a) Sondergebiet 

 Größe des Sondergebietes: 35.900 m² (3,59 ha), 

 Grundflächenzahl: 0,7 (etwa 25.130 m²). Die Grundflächenzahl darf nicht durch An-

lagen gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO überschritten werden. 

 maximal zulässige Höhe für bauliche Anlagen 3,5 m über Geländeoberkante, 

 maximal zulässige Höhe von Einfriedungen 2,40 m, 

 maximal zulässige Versiegelungs- und Teilversiegelungsfläche 7 % (etwa 2.513 m²) 

zusätzlich zu den zulässigen An- und Abfahrtbereiche des Straßenverkehrs von 

50 m², 

 Abstand von mindestens 30 m zu angrenzenden Waldflächen. 

 

b) Straßenverkehrsfläche 

 Erschließung des Sondergebietes über den bestehenden Lehmweg westlich des Ge-

bietes (führt zur Stadt Gifhorn), 

 Größe der Straßenverkehrsfläche mit Wegebegleitgrün: 2.100 m² (0,21 ha). 

o Straßenverkehrsfläche etwa 1.066 m², 

o Wegeseitenraum bestehend aus Begleitgrün (etwa 794 m²) und Wohn- und 

Landwirtschaftsbereiche (etwa 239 m²). 

 

c) Grünflächen 

 Innerhalb der Flächen der Sondergebiete liegen insgesamt 4.400 m² (0,44 ha) Flä-

chen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzungen. Diese 

Flächen dürfen für Zufahrten und andere Einrichtungen in einem Umfang von ma-

ximal 50 m² unterbrochen werden, so dass Grünflächen in einem Umfang von 

4.350 m² verbleiben. 

 

 

1.2 Überblick über die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen 

festgelegten Ziele des Umweltschutzes 

 

In der Tab. 1 sind die wesentlichen umweltfachlichen Ziele aufgeführt, die hinsichtlich 

der Umweltschutzgüter von Bedeutung sind. Auch ist die Art ihrer Berücksichtigung in 

der Bauleitplanung dargestellt. 
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Tab. 1: In einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegte Ziele des Um-

weltschutzes. 

 

Fachrecht und -pla-
nungen 

umweltrelevante Ziele Berücksichtigung in der 
Bauleitplanung 

BImSchG (§ 50), 
BauGB, TA Lärm / DIN 
18 005, 32. BImSchV 

Zuordnung von Flächen bei raumbedeutsa-
men Planungen, so dass schädliche Um-
welteinwirkungen auf Wohn- und sonstige 
schutzbedürftige Gebiete vermieden wer-
den, gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse. 

Schädliche Umwelteinwirkungen 
durch Immissionen sind im Rah-
men des Vorhabens nicht zu er-
warten. 

BauGB, BNatSchG Erholungsbedürfnisse berücksichtigen, Er-
holungswert von Natur und Landschaft si-
chern. 

Für die Erholungsnutzung be-
sonders bedeutsame Gebiete 
werden nicht durch die Planung 
beeinträchtigt. 

BauGB, BBodSchG, 
NBodSchG 

„Bodenschutzklausel“: sparsamer, scho-
nender Umgang mit Boden, Innenentwick-
lung / Wiedernutzbarmachung von versie-
gelten Flächen, Begrenzung der Versiege-
lung, 
Schutz natürlicher und der Archivfunktionen 
der Böden, insbesondere solcher Böden mit 
besonderen Funktionen. 

Böden von besonderer Funkti-
onsbedeutung sind in geringem 
Umfang betroffen. Auch Böden 
von allgemeiner Bedeutung wer-
den durch das Planvorhaben be-
einträchtigt. Die zulässige Flä-
chenversiegelung wird durch 
Festsetzungen im Bebauungs-
plan begrenzt. 

BBodSchG, 
NBodSchG, 
BBodSchV 

Prüfung auf schädliche Bodenveränderun-
gen / Altlasten, gegebenenfalls Schutz-, Be-
schränkungsmaßnahmen beziehungs-
weise Sanierung zur Gefahrenabwehr 

Anhaltspunkte für schädliche Bo-
denveränderungen / Altlasten 
bestehen nicht. 

WHG, NWG Grundwasser- und Fließgewässerschutz, 
guter ökologischer / chemischer / mengen-
mäßiger Zustand der Gewässer 

Schädliche Umwelteinwirkungen 
auf das Schutzgut Wasser sind 
im Rahmen des Vorhabens nicht 
zu erwarten. Mögliche Schad-
stoffeinträge während der Bau-
phase werden durch geeignete 
Vorkehrungen vermieden. 

BImSchG, BNatSchG schädliche Umwelteinwirkungen auf 
schutzbedürftige Gebiete vermeiden, Wald 
und sonstige Gebiete mit günstiger klimati-
scher Wirkung sichern 

Klimatisch-lufthygienisch be-
deutsame Grünbestände sind 
nicht von der Planung betroffen.  

BWaldG, NWaldLG in 
Verbindung mit 
BauGB 

Waldflächen möglichst nicht umwandeln; 
Ersatzaufforstung bei Umwandlung 

Wald ist von Umwandlung nicht 
betroffen. Zu bestehenden Wald-
flächen wird ein Abstand von 
mindestens 30 m eingehalten. 

BauGB in Verbindung 
mit BNatSchG – Ein-
griffsregelung 

Vermeidung und Ausgleich voraussichtlich 
erheblicher Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes sowie der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 

Die durch die Planung vorberei-
teten Eingriffe in Natur und Land-
schaft werden bilanziert und 
Kompensationsmaßnahmen 
hierfür bestimmt. Das Vermei-
dungsgebot wird beachtet. 
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Fachrecht und -pla-
nungen 

umweltrelevante Ziele Berücksichtigung in der 
Bauleitplanung 

BNatSchG in Verbin-
dung mit der 
BArtSchVO sowie 
FFH-Richtlinie und 
EU-Vogelschutzrichtli-
nie 

Erhalt / Sicherung geschützter Tier- und 
Pflanzenarten 

Die Betroffenheit europäisch ge-
schützter Arten wird durch geeig-
nete Vorkehrungen weitestmög-
lich vermieden. Durch vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen 
wird sichergestellt, dass Verbots-
tatbestände im Sinne von § 44 
Abs. 1 BNatSchG nicht erfüllt 
sind. 

BauGB, NDSchG Berücksichtigung der Belange der Baukul-
tur, des Denkmalschutzes und der Denk-
malpflege, Schutz, Pflege, sinnvolle Nut-
zung und wissenschaftliche Erforschung 
von Denkmalen 

Baudenkmale sind vom Planvor-
haben nicht betroffen. 

EEG – Erneuerbare-
Energien-Gesetz 

Transformation zu einer nachhaltigen und 
treibhausgasneutralen Stromversorgung, 
die vollständig auf erneuerbaren Energien 
beruht. 

Errichtung von Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlagen als Beitrag zu 
einer nachhaltigen und treib-
hausgasneutralen Stromversor-
gung  

KSG Das Berücksichtigungsgebot des § 13 
Abs. 1 Satz 1 KSG ist zu beachten. 

Das Planvorhaben ist nicht mit 
maßgeblichen klimaschädlichen 
Emissionen verbunden. Im Ge-
genteil dient die Umsetzung des 
Planvorhabens der Reduktion 
der Treibhausgasemissionen 
durch die Erzeugung von Strom 
aus regenerativen Quellen (So-
larenergie).  

NNatSchG Die Neuversiegelung von Böden ist landes-
weit bis zum Ablauf des Jahres 2030 auf un-
ter 3 ha pro Tag zu reduzieren und bis zum 
Ablauf des Jahres 2050 zu beenden. 
Die landwirtschaftlich genutzte Fläche ist 
vermehrt nach den Zielen und Grundsätzen 
des ökologischen Landbaus zu bewirtschaf-
ten. 

Die Versiegelung des Plangebie-
tes wird auf 7 % der Sonderge-
biete beschränkt. 
Landwirtschaftliche Flächen, die 
nach den Zielen und Grundsät-
zen des ökologischen Landbaus 
bewirtschaftet werden, sind vom 
Planvorhaben nicht betroffen. 

Regionales Raumord-
nungsprogramm des 
Großraumes Braun-
schweig (2008) 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vor-
ranggebietes für Freiraumfunktionen. Süd-
westlich des Plangebietes führt zudem in 
mehr als 500 m Entfernung auf dem Barn-
bruchsweg eine regionale bedeutsame 
Wanderroute für Fahrradfahrende. Zudem 
ist es Teil von Vorbehaltsgebieten für Natur 
und Landschaft, für die Erholung als auch 
für die Landwirtschaft aufgrund des hohen 
standortgebundenen Ertragspotenziales. 
 

Eine landwirtschaftliche Nutzung 
auf den Vorbehaltsflächen ist 
nicht mehr möglich. 
Eine maßgebliche Freiraumfunk-
tion besteht innerhalb des Plan-
gebietes nicht, da es sich um 
eine landwirtschaftliche Fläche 
ohne relevante Wegestruktur 
handelt. 
Im Zuge von Eingrünungen ent-
stehen zudem mehr Flächen mit 
dem Zweck Natur und Land-
schaft, die einen Erholungsas-
pekt ermöglichen. Darüber hin-
aus entfällt die intensive landwirt-
schaftliche Bearbeitung der Flä-
che, welche ebenfalls einen posi-
tiven Einfluss in Bezug auf die Er-
holungsfunktion hat. 
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Fachrecht und -pla-
nungen 

umweltrelevante Ziele Berücksichtigung in der 
Bauleitplanung 

Flächennutzungsplan 
der Stadt Gifhorn 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Gifhorn 
stellt das Plangebiet als „Fläche für die 
Landwirtschaft“ dar. 

Mit der 131. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes (Teilfläche 
PV 1) wird die Darstellung 
„Fläche für die Landwirtschaft“ 
für das Sondergebiet 
aufgehoben und stattdessen mit 
der Zweckbestimmung „Photo-
voltaik“ dargestellt. 

Landschaftsrahmen-
plan Landkreis Gif-
horn (1994) 

Der Landschaftsrahmenplan des LANDKREI-
SES GIFHORN (1994) sieht für das Plange-
biet ein Gebiet vor, das extensive ruhige 
Erholung in Natur und Landschaft zulässt 
(Ausschluss intensiver Erholungsformen). 
Zudem ist die Voraussetzung erfüllt, dass 
im Bereich des Plangebietes, sowie in 
dessen weiterem Umfeld ein Naturschutz-
gebiet gemäß § 24 NNatG (ehemaliges 
niedersächsisches Naturschutzgesetz; 
heute abgelöst durch NNatSchG und 
BNatSchG) ausgewiesen werden kann. 
Besondere Ziele sind nicht vermerkt. 
 

Im Plangebiet werden die Ziel-
konzepte des Landschaftsrah-
menplanes des LANDKREISES 

GIFHORN (1994) weiterhin erfüllt. 
Durch den Flächenentzug im 
Plangebiet sind die Flächen nicht 
mehr als Flächen für die Erho-
lung nutzbar. Im Zuge von Ein-
grünungen entstehen jedoch 
mehr Flächen mit dem Zweck 
Natur und Landschaft, die einen 
Erholungsaspekt ermöglichen. 
Darüber hinaus entfällt die inten-
sive landwirtschaftliche Bearbei-
tung der Fläche, welche eben-
falls einen positiven Einfluss in 
Bezug auf die Erholungsfunktion 
hat. 
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2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

 

2.1 Bestandsaufnahme 

 

2.1.1 Schutzgut Menschen 

 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, der landwirtschaftlich genutzt wird. 

Westlich des Plangebietes ist ein kleinerer bewaldeter Bereich vorhanden, der vom Plan-

vorhaben jedoch nicht betroffen ist und zu dem ein Mindestabstand von 30 m eingehal-

ten wird. Entlang des Plangebietes verläuft der Lehmweg, von dem auch das Plangebiet 

erschlossen werden soll. Der Lehmweg führt westlich in das Stadtgebiet von Gifhorn 

sowie zur Osttangente (Kreisstraße 114). Die Straßen und Wege werden durch das Vor-

haben nicht wesentlich beeinflusst. 

 

Westlich und südlich nahe des Plangebietes bestehen mehrere Wohngebäude mit Gär-

ten. Demnach wird dem Umfeld des Plangebietes eine Wohnfunktion zugeschrieben, 

das Plangebiet selbst ist von dieser Funktion ausgenommen. Da das Plangebiet nicht nur 

in einer intensiv genutzten Ackerbaulandschaft gelegen ist, sondern darüber hinaus auch 

nördlich eine Biogasanlage aufweist, hat das Gebiet nur eine geringe Funktion für die 

Erholung des Menschen. 

 

 

2.1.2 Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

 

Bestand Biotope 

 

Das Plangebiet besteht zu einem Großteil aus wildkrautarmem Sandacker (AS). West-

lich, sowie nordöstlich angrenzend an die Ackerflächen befinden sich größere landwirt-

schaftliche Lagerflächen, welche anteilig halbruderale Gras- und Staudenfluren mittle-

rer Standorte (EL/UHM) aufweisen.  

 

Erschlossen werden kann das Plangebiet über den asphaltierten Lehmweg (OVW a), an 

dem im Südwesten eine Strauch-Baumhecke mit schwachem bis mittlerem Baumholz 

verläuft (HFM 2).  

 

Im Osten der Sandackerfläche (AS) befindet sich eine Baumhecke bestehend aus 

jungem Stangenholz (HFB 1). Nördlich der Baumhecke (HFB 1) verläuft ein 

nährstoffreicher Graben, der im Verlandungsbereich Schilfröhricht aufweist 

(FGR/VERS) und nach Osten in den benachbarten Sandacker hineinführt. Nach 

aktuellem Stand (Mai 2026) ist die Baumhecke (HFB 1) entfernt worden (siehe Abb. 1).  
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Abb. 1: Nährstoffreicher Graben mit Schilfröhricht (FGR/VERS) im Plangebiet. 

 

 

Gemäß Abwägungstabelle ist eine Neuanpflanzung unter Berücksichtigung eines 

Mindestabstandes von 5 m zum Graben (FGR/VERS) vorgesehen. Da die Karte in 

Abb. 2 dem tatsächlichen Biotopbestand entspricht, ist dies darüber hinaus auch im 

Rahmen des Umweltberichtes als Ausgleichsmaßnahme festzusetzen (siehe Kap. 2.3.1).  

 

Nördlich des Grabens (FGR/VERS) befindet sich eine trapezförmige Fläche mit 

halbruderaler Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM). Die räumliche 

Abgrenzung der beschriebenen Biotoptypen, welche Ende Mai 2024 kartiert wurden, 

können der Abb. 2 entnommen werden.  
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Kartengrundlage: Auszug aus Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © 2026  

Abb. 2: Biotoptypenausstattung des Plangebietes.  
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Im Umfeld des Plangebietes befinden sich westlich als auch östlich weitere Sandäcker 

(AS, AS a) und Grünlandflächen (GET/GMS x). Angrenzend an das Plangebiet im Süd-

osten befindet sich ein lückenhafter Douglasien- und Kiefernforst mit schwachem bis 

mittlerem Baumholz (WZD/WZK l 2). Westlich befindet sich ein Wohngebäude mit ei-

nem Ziergarten mit großen Bäumen (OEL/PHG/PHZ). Südlich des Plangebietes befin-

det sich ein Gewerbegebiet (OGG), an das östlich eine Fläche mit artenreichem Scher-

rasen (GRR) angrenzt. Weitere gewerblich genutzte Flächen befinden sich nördlich des 

Plangebietes in Form einer landwirtschaftlichen Produktionsstätte für Biogas 

(ODP/OKG). Neben den landwirtschaftlich und gewerblich genutzten Bereichen sind 

Wohngebäude mit Gärten im Umfeld des Plangebietes vorzufinden. Dabei handelt es 

sich südöstlich und westlich des Plangebietes um Wohngebäude mit neuzeitlichen Zier-

gärten (OEL/PHZ) und südlich des Gewerbegebietes um ein Wohngebäude mit einem 

Hausgarten mit großen Bäumen (OEL/PHG). 

 

Potenziell natürlich ist im Plangebiet nach KAISER (2024) ein trockener bis frischer 

Drahtschmielen-Buchenwald (BDt) mit dem Entwicklungspotenzial zum Auenstandort. 

Die Vegetationszusammensetzung der Flächen können der Tab. 2 entnommen werden. 

 

 

Tab. 2: Vegetationszusammensetzung. 

Mengenangaben: 1 = nicht den Vegetationsbestand charakterisierend, da wenige oder punktuell zahl-

reiche, dann aber nicht auf der gesamten Fläche verteilte Exemplare, 2 = den Vegetationsbestand cha-

rakterisierend, da zahlreiche auf der gesamten Fläche verteilte Exemplare, 3 = den Vegetationsbestand 

prägend, da sehr zahlreiche auf der gesamten Fläche verteilte Exemplare (aber noch nicht 4 erreichend) 

oder auf Teilflächen dominant, 4 = den Vegetationsbestand deutlich prägend, da auf der gesamten Flä-

che dominant (nach NLWKN 2025). 

wildkrautarmer Sandacker (AS) landwirtschaftliche Lagerfläche mit halbruderaler 
Gras- und Staudenflur (EL/UHM) 

Artemisia vulgaris 1 
Capsella bursa-pastoris 1 
Chenopodium album 1 
Conyza canadensis 1 
Datura stramonium 1 
Galinsoga parviflora 1 
Geranium pusillum 1 
Papaver argemone 1 
Polygonum aviculare 1 
Solanum nigrum 1 
Stellaria media 1 
Veronica persica 1 
Viola arvensis 1 

Agrostis capillaris 2 
Alliaria petiolata 2 
Artemisia vulgaris 2 
Berteroa incana 2 
Bromus hordeaceus 2 
Bromus sterilis 2 
Dactylis glomerata 2 
Daucus carota 2 
Festuca rubra 3 
Galium aparine 2 
Holcus lanatus 3 
Hypericum perforatum 2 
Mycelis muralis 1 
Oenothera biennis agg. 2 
Onopordum x hortorum 1 
Papaver argemone 2 
Silene latifolia subsp. alba 2 
Urtica dioica 2 
Veronica chamaedrys 2 
Vicia angustifolia 1 
Vicia hirsuta 2 
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Bei den Biotopen im Plangebiet und in dessen Umfeld handelt es sich nicht um nach 

§ 30 BNatSchG oder § 24 NNatSchG gesetzlich geschützte Biotope (vergleiche 

NLWKN 2021, V. DRACHENFELS 2021). Nach § 22 NNatSchG pauschal geschützte 

Wallhecken sind weder im Plangebiet noch in dessen näherem Umfeld vorhanden. Das 

im Gebiet befindliche Schilfröhricht im Verlandungsbereich des nährstoffreichen Gra-

bens (FGR/VERS) ist nicht geschützt. Der Schutz wird ausgeschlossen, da gemäß 

V. DRACHENFELS (2021) ein Schilfröhricht an naturfernen Gewässern nur dann ge-

schützt ist, wenn die Größe des Schilfes eine Fläche größer als 10 m² und eine Breite 

von 2 m und mehr umfasst. Diese Größenordnung wird in diesem Fall nicht erreicht. 

Darüber hinaus muss das Schilf in naturnahen Verlandungsbereichen liegen, was in die-

sem Fall aufgrund der Lage an einem naturfernen Graben auch nicht gegeben ist 

(V. DRACHENFELS 2021). 

 

 

Bestand Flora 

 

Farn- oder Blütenpflanzen der Roten Liste oder Vorwarnliste Niedersachsens (GARVE 

2004) oder im Sinne von § 7 BNatSchG besonders geschützte Pflanzen wurden im Plan-

gebiet trotz gezielter Nachsuche nicht festgestellt. 

 

 

Bewertung Biotoptypen und Flora 

 

Die Bewertung der vorhandenen Biotopflächen des Plangebietes nach V. DRACHENFELS 

(2024) ergibt die folgenden Ergebnisse. 

 

Flächen mit hoher bis hervorragender Bedeutung (Wertstufe IV und V): 

 Nicht vorhanden. 

 

Flächen mit mittlerer Bedeutung (Wertstufe III): 

 Strauch-Baumhecke (HFM 2) im Wegeseitenraum, 

 Extensivgrünland im Wegeseitenraum in schmaler Ausprägung (GET), 

 Fläche mit halbruderaler Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM), 

 Baumhecke mit Stangenholz (HFB 1). 

 

Flächen mit geringer Bedeutung (Wertstufe II): 

 Nährstoffreicher Graben mit Schilfröhricht im Verlandungsbereich (FGR/VERS), 

 

Flächen mit geringer bis sehr geringer Bedeutung (Wertstufe I): 

 Wildkrautarmer Sandacker (AS), 
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 landwirtschaftliche Lagerflächen mit halbruderaler Gras- und Staudenflur mittlerer 

Standorte (EL/UHM). 

 

Flächen mit sehr geringer oder ohne Bedeutung (Wertstufe 0): 

 Asphaltierter Weg (OVW a). 

 

Da im Plangebiet weder Pflanzenarten der Roten Liste noch sonst bedeutsame Artvor-

kommen existieren und die betroffenen Ackerflächen sehr wildkrautarm sind, ist das 

Gebiet für den Pflanzenartenschutz nur von geringer Bedeutung. 

 

 

Bestand Brutvögel 

 

Im Untersuchungsgebiet (Plangebiet inklusive Puffer-Bereich) wurden bei der Kartie-

rung in 2024 insgesamt 60 Vogelarten nachgewiesen (siehe Abb. 3 und Tab. 3). 

 

Dabei handelte es sich bei 43 Arten um Brutvögel. Acht der 60 Vogelarten wurden nur 

zum Zeitpunkt der Brutzeit als so genannte Brutzeitfeststellung (BZF) nachgewiesen. 

Nahrungsgäste (NG), welche das Untersuchungsgebiet während der Brutzeit als Nah-

rungsraum nutzten, sind insgesamt sechs festgestellt worden. Darüber hinaus sind zwei 

Vogelarten lediglich als Durchzügler und in einem Fall nur als Überflieger nachgewie-

sen (siehe Tab. 3). 

 

 

Tab. 3: Liste der im Zuge der Brut- und Rastvogelkartierung 2024 erfassten Vogel-

arten. 

Gefährdung: D = Rote Liste Deutschland (RYSLAVY et al. 2021); Nds = Rote Liste Niedersachsen 

(KRÜGER & SANDKÜHLER 2022); T-O = Region Tiefland-Ost; Kategorien: 0 = Bestand 

erloschen (ausgestorben), 1 = vom Erlöschen bedroht, 2 = stark gefährdet, 3 = gefährdet, 

R = extrem selten, V = Vorwarnliste, ♦ = nicht bewertet (Vermehrungsgäste / Neozoen). 

Schutz:  VSR = EU-Vogelschutzrichtlinie; Arten, die im Anhang I dieser Richtlinie aufgeführt sind, 

wurden mit einem # gekennzeichnet. 

BNatSchG: Im Sinne von § 7 BNatSchG besonders geschützte Arten (§) beziehungsweise streng ge-

schützte Arten (§§). 

V:  V(Ni) = Verantwortung Niedersachsens für den Erhalt der Art. herausragend = +++, sehr 

hoch = ++, hoch = +. 

P:  Priorität für Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen in Niedersachsen (NLWKN 2010, 

2011b); prioritäre Arten, deren Schutz/Entwicklung über Schutz entsprechender Lebens-

raumtypen beziehungsweise prioritäre Arten, deren Schutz/Entwicklung über EU-Vogel-

schutzgebiete oder Einzelprojekte gewährleistet werden kann; höchst prioritär = ++, prio-

ritär = +; + L: Schutz der Art über den Schutz entsprechender Lebensraumtypen, + V : Nur 

vereinzelte Vorkommen. Schutz im Rahmen des Gebietsschutzes bzw. von Einzelprojek-

ten. 



18 Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn
 

Status:  Häufigkeitsklassen der Brutvögel: A = 1 Brutpaar (BP), B = 2-3 BP, C = 4-7 BP, D = 8-20 

BP, E = 21-50 BP, F = 51-150 BP, G = über 150 BP; bei den punktgenau erfassten Arten 

ist die tatsächliche Zahl der ermittelten Reviere angegeben; knapp außerhalb des Untersu-

chungsgebietes gelegene Brutreviere und Artnachweise sind in Klammern gefasst. BZ = 

Brutzeitfeststellung, NG = Nahrungsgast, DZ = Durchzügler. 

FD:  Fluchtdistanzen nach BERNOTAT & DIERSCHKE (2022) in Anlehnung an GASSNER et al. 

(2010) bei Individuen die nicht an den Menschen gewöhnt sind. 

      :  Besonders streng geschützte Arten, Arten des Anhanges I der EU-Vogelschutzrichtlinie, 

sowie Arten der Roten Liste. 

Art 
Gefährdung Schutz 

V P Status FD 
T-O Nds D BNatSchG VSR 

Rebhuhn 
Perdix perdix 

2 2 2 §  ++ ++ 1 BV 100 

Jagdfasan 
Phasianus colchicus 

♦ ♦  §    B - 

Graugans 
Anser anser 

   §    ÜF 200 

Nilgans 
Alopochen aegyptiaca 

♦ ♦      A - 

Stockente 
Anas platyrhynchos 

V V  §    NG 60 

Kuckuck 
Cuculus canorus 

3 3 3 §    1 BZF, (1 BZF) - 

Ringeltaube 
Columba palumbus 

   §    D 20 

Waldschnepfe 
Scolopax rusticola 

  V §    4 BZF 30 

Weißstorch 
Ciconia ciconia 

V V V §§ #  + 1 BN 100 

Graureiher 
Ardea cinerea 

3 3  §    NG 200 

Rohrweihe 
Circus aeruginosus 

V V  §§ # + + NG 200 

Rotmilan 
Milvus milvus 

3 3  §§ # + ++ NG 300 

Mäusebussard 
Buteo buteo 

   §§    NG 100 

Waldkauz 
Strix aluco 

   §§    1 BV 20 

Waldohreule 
Asio otus 

3 3  §§   + L 1 BV 20 

Buntspecht 
Dendrocopos major 

   §    A 20 

Schwarzspecht 
Dryocopus martius 

   §§ #   1 BZF 60 

Turmfalke 
Falco tinnunculus 

V V  §§    NG 100 

Neuntöter 
Lanius collurio 

V V  § #  + 
2 BV, 1 BZF,  

(1 BZF) 
30 

Pirol 
Oriolus oriolus 

3 3 V §   + L 2 BZF, (1 BZF) 40 

Eichelhäher 
Garrulus glandarius 

   §    A 30 

Elster 
Pica pica 

   §    A 50 

Rabenkrähe 
Corvus corone 

   §    C 120 



Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn 19
 

Art 
Gefährdung Schutz 

V P Status FD 
T-O Nds D BNatSchG VSR 

Kolkrabe 
Corvus corax 

   §    1 BZF 200 

Haubenmeise 
Lophophanes cristatus 

   §    A 20 

Sumpfmeise 
Poecile palustris 

   §    A 10 

Blaumeise 
Cyanistes caeruleus 

   §    B 5 

Kohlmeise 
Parus major 

   §    C 5 

Heidelerche 
Lullula arborea 

V V V §§ #  + 4 BZF, (1 BZF) 20 

Feldlerche 
Alauda arvensis 

3 3 3 §   + 6 BV, 2 BZF 20 

Rauchschwalbe 
Hirundo rustica 

3 3 V §    1 BV 10 

Mehlschwalbe 
Delichon urbicum 

3 3 3 §    1 BV 20 

Fitis 
Phylloscopus trochilus 

   §    A 10 

Zilpzalp 
Phylloscopus collybita 

   §    C 10 

Sumpfrohrsänger 
Acrocephalus palustris 

   §    1 BV, 1 BZF 10 

Mönchsgrasmücke 
Sylvia atricapilla 

   §    C 10 

Gartengrasmücke 
Sylvia borin 

3 3  §    (1 BV), 1 BZF 10 

Klappergrasmücke 
Sylvia curruca 

   §    A 10 

Dorngrasmücke 
Sylvia communis 

   §    
4 BV, (1 BV),1 
BZF, (1 BZF) 

10 

Sommergoldhähnchen 
Regulus ignicapilla 

   §    B 5 

Wintergoldhähnchen 
Regulus regulus 

   §    B 5 

Zaunkönig 
Troglodytes troglodytes 

   §    B 5 

Kleiber 
Sitta europaea 

   §    A 10 

Gartenbaumläufer 
Certhia brachydactyla 

   §    B 10 

Star 
Sturnus vulgaris 

3 3 3 §    
2 BN, 5 BV,  

1 BZF 
15 

Amsel 
Turdus merula 

   §    D 10 

Singdrossel 
Turdus philomelos 

   §    B 15 

Rotkehlchen 
Erithacus rubecula 

   §    B 5 

Hausrotschwanz 
Phoenicurus ochruros 

   §    B 15 

Gartenrotschwanz 
Phoenicurus phoenicu-
rus 

V   §    2 BZF 20 

Braunkehlchen 
Saxicola rubetra 

1 1 2 §  k.A. + DZ 40 
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Art 
Gefährdung Schutz 

V P Status FD 
T-O Nds D BNatSchG VSR 

Steinschmätzer 
Oenanthe oenanthe 

1 1 1 §   ++ DZ 30 

Haussperling 
Passer domesticus 

   §    
etwa 20 BN, 
6 BV, 2 BZF 

5 

Heckenbraunelle 
Prunella modularis 

   §    A 10 

Wiesenschafstelze 
Motacilla flava 

   §    1 BV, 2 BZF 30 

Bachstelze 
Motacilla alba 

   §    B 10 

Baumpieper 
Anthus trivialis 

V V V §    
4 BV, 2 BZF, 

(1BZF) 
20 

Buchfink 
Fringilla coelebs 

   §    D 10 

Stieglitz 
Carduelis carduelis 

V V  §    1 BZF 15 

Goldammer 
Emberiza citrinella 

V V  §    
1 BV, (1 BV), 

4 BZF, (1 BZF) 
15 

Summe Brutvogelarten und Brut-
zeitfeststellungen: 

43 (30 BN, 13 BV, 8 BZF) 

Summe Gastvogelarten: 9 (6 NG, 2 DZ und 1 ÜF) 
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Abb. 3: Brutvogelkarte mit allen kartierten Revieren (Reviermittelpunkte) des Unter-

suchungsgebietes (rot). 
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Die Brutvogelfauna bestehend aus 13 Arten, bei denen ein Brutverdacht (BV) und 30 

weitere Arten, bei denen ein Brutnachweis (BN) erfolgte, setzen sich zusammen aus 

Arten der Gehölze, der Halboffen- und Offenlandschaft, der Siedlungsrandbereiche so-

wie der Groß- und Greifvogelarten (siehe Tab. 2 und Abb. 3). 

 

Arten der offenen Feldflur: 

 Brutvögel: Feldlerche, Wiesenschafstelze, Rebhuhn. 

Diese Artengemeinschaft besiedelt im untersuchten Gebiet die offenen Bereiche östlich 

des Plangebietes in durchschnittlicher Siedlungsdichte. Hervorzuheben ist der Nachweis 

des landesweit stark gefährdeten Rebhuhns. Das Rebhuhn benötigt mosaikartige Kom-

plexe von krautigen Randstreifen, Hecken und Ackerschlägen als Habitat. 

 

Arten der Halboffenlandschaft: 

 Baumpieper, Dorngrasmücke, Goldammer, Gartengrasmücke, Neuntöter, Sumpf-

rohrsänger, Bluthänfling (BZF), Gartenrotschwanz (BZF), Heidelerche (BZF), Ku-

ckuck (BZF), Stieglitz (BZF). 

Die Artengemeinschaft der Halboffenlandschaft ist prägend für das untersuchte Gebiet. 

Hinsichtlich seiner Artenausstattung und Anzahl der Reviere ist das insgesamt eher 

kleine Gebiet sehr gut ausgebildet. Das Zentrum sowie die Waldränder und Baumreihen 

nördlich, westlich und südlich bilden dabei die Schwerpunkte im Untersuchungsgebiet. 

 

Arten der Wälder: 

 Star, Waldkauz, Waldohreule, Schwarzspecht (BZF), Pirol (BZF), Gartenrot-

schwanz (BZF), Kolkrabe (BZF), Waldschnepfe (BZF). 

Das untersuchte Gebiet weist einige Waldarten auf. Die Waldohreule und der Waldkauz 

brüten beispielsweise in den größeren Feldgehölzen sowie in den flächigen Waldberei-

chen nordöstlich des Plangebietes. In diesem Bereich wurden auch die Arten Schwarz-

specht und Kolkrabe nachgewiesen. Hinzu kommt der Star mit einer relativ hohen Sied-

lungsdichte, der gleichermaßen Nischen und Höhlen an und in Gebäuden sowie in den 

umgebenden Wäldern nutzt. Diese Art profitiert von dem dort vorkommenden guten 

Nahrungsangebot, welches unter anderem aus Insekten in Silage- und Erdmieten gebil-

det wird. Ein Sonderfall ist die Waldschnepfe, die mehrfach entlang der Waldränder 

beobachtet worden ist. Eine Zuordnung zu bestimmten Revierzentren ist nicht möglich. 

Aufgrund der guten Habitatausstattung mit den vielen Randlinien und den feuchten Wie-

sen und Wälder sind aber Bruten in den angrenzenden Waldbereichen anzunehmen. 

 

Arten der Siedlungsrandbereiche: 

 Bachstelze, Hausrotschwanz, Haussperling, Mehlschwalbe, Rauchschwalbe, Star, 

Weißstorch. 

Auch diese Artengemeinschaft ist hinsichtlich Artenanzahl und Siedlungsdichte gut aus-

geprägt und profitiert von den noch vorhandenen ländlichen Strukturen. So nutzen die 
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Arten zum Teil die Erd- und Silagemieten nördlich des Plangebietes, wo stetig eine 

Vielzahl an Vögeln Nahrung suchte, darunter unter anderem Haussperlinge, Finken, 

Stare und Rabenkrähen. Insbesondere der Haussperling ist im Gebiet zahlreich vertreten 

und bildet an den landwirtschaftlichen Gebäuden mehrere kleine Kolonien. 

 

Groß- und Greifvögel: 

 Waldkauz, Waldohreule, Weißstorch, Graureiher (NG), Rotmilan (NG), Rohrweihe 

(NG), Turmfalke (NG), Mäusebussard (NG), Kolkrabe (BZF). 

Eine Reihe von Groß- und Greifvögeln nutzen das Gebiet vor allem als Nahrungshabitat. 

Hinweise auf Bruten ergaben sich nur bei den Eulenarten Waldkauz und Waldohreule 

sowie bei dem Weißstorch. Dessen Vorkommen ist besonders hervorzuheben - auch 

aufgrund der Nähe zum Plangebiet. Im Untersuchungsjahr 2024 wurden hier zwei Jung-

vögel flügge. 

 

Bei einer Kontrollbegehung im März 2026 ist erneut ein Paar Weißstörche nahe des 

Untersuchungsgebietes gesichtet worden. Im südlichen Gewerbegebiet (OGG) wurde 

darüber hinaus ein Storchenhorst festgestellt, der durch die beiden beobachteten Weiß-

storche besetzt sein könnte. 

 

Im Untersuchungsgebiet treten bestandsgefährdete Arten der Roten Listen sowie streng 

geschützte Arten auf. Die Tab. 3 gibt einen Überblick über die Bestände und den aktu-

ellen Status dieser Arten. Alle heimischen Vogelarten sind besonders geschützt und un-

terliegen den Zugriffsverboten des § 44 BNatSchG und gelten gleichzeitig als europä-

isch geschützt. 

 

Mit Rebhuhn, Feldlerche, Mehlschwalbe und Star wurden im Untersuchungsgebiet vier 

Arten nachgewiesen, die auf der regionalen, landesweiten wie auch auf der bundeswei-

ten Roten Liste geführt werden (RYSLAVY et al. 2021, KRÜGER & SANDKÜHLER 2022). 

Das Rebhuhn gilt demnach als stark gefährdet (Stufe 2), der Star, die Mehlschwalbe 

sowie die Feldlerche sind jeweils als gefährdet (Stufe 3) eingestuft. Die Waldohreule, 

die Rauchschwalbe sowie die Gartengrasmücke sind regional und landesweit gefährdet 

(KRÜGER & SANDKÜHLER 2022). Auf allen Ebenen auf den Vorwarnlisten sind die Ar-

ten Weißstorch, Heidelerche und Baumpieper verzeichnet (RYSLAVY et al. 2021, 

KRÜGER & SANDKÜHLER 2022). Dahingegen stehen der Neuntöter und die Goldammer 

regional und landesweit auf der Vorwarnliste (KRÜGER & SANDKÜHLER 2022). 

 

Daneben wurde noch eine Reihe weiterer Arten der Roten Listen nachgewiesen, die je-

doch nur als Gastvogelarten im Untersuchungsgebiet aufgetreten sind (siehe Tab. 3). 

Die Brutvogelarten Weißstorch, Waldkauz, Waldohreule, Heidelerche (BZF), Schwarz-

specht (BZF) sowie die Nahrungsgäste Rotmilan, Rohrweihe, Mäusebussard und Turm-

falke sind zusätzlich streng geschützte Arten. Zu den Brutvögeln des Anhanges I der 
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EU-Vogelschutzrichtlinie zählen Weißstorch und Neuntöter. Weitere Arten waren le-

diglich als Brutzeitfeststellungen beziehungsweise Nahrungsgast im Untersuchungsge-

biet vorhanden. 

 

Als Umsetzung der „Niedersächsischen Strategie für den Arten- und Biotopschutz“ hat 

der NLWKN (2011) im Rahmen einer Prioritätenliste diejenigen Brutvogelarten ausge-

wählt, für die vordringlich Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklung notwendig 

sind. Für diese Arten wurden der landesweite Erhaltungszustand definiert und die Ver-

antwortlichkeit Niedersachsens für den Bestands- und Arealerhalt in Deutschland und 

Europa ermittelt (NLWKN 2011). Für die im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Ar-

ten ergeben sich demnach folgende Einstufungen. 

 

Der Erhaltungszustand der betrachteten Brutvogelarten ist überwiegend als ungünstig 

zu bewerten. Dies betrifft insbesondere Rebhuhn, Rotmilan (NG), Neuntöter, Heideler-

che (BZF), Feldlerche sowie Braunkehlchen (DZ) und Steinschmätzer (DZ). Ein stabiler 

Erhaltungszustand ist für Weißstorch und Rohrweihe (NG) festzustellen, während der 

Schwarzspecht (BZF) einen günstigen Erhaltungszustand aufweist. Im Hinblick auf die 

nationale Verantwortlichkeit besteht eine sehr hohe Verantwortung für das Rebhuhn so-

wie eine hohe Verantwortung für Rotmilan (NG) und Rohrweihe (NG). Vor diesem 

Hintergrund ergibt sich eine differenzierte Priorisierung von Erhaltungs- und Entwick-

lungsmaßnahmen: Als höchst prioritär sind Maßnahmen für Rebhuhn, Rotmilan (NG) 

und Steinschmätzer (DZ) einzustufen, während für Weißstorch, Rohrweihe (NG), 

Neuntöter, Heidelerche (BZF) und Feldlerche eine prioritäre Maßnahmenumsetzung an-

gezeigt ist. 

 

 

Bewertung Brutvögel 

 

Die Bewertung von Vogellebensräumen erfolgt in Niedersachsen nach dem Verfahren 

von BEHM & KRÜGER (2013). Er basiert auf dem Vorkommen und der Anzahl von Rote-

Liste-Arten in einer Fläche. Das vorliegende Untersuchungsgebiet ist allerdings mit 

etwa 40 ha zu klein für diese Bewertungsweise. Eigentlich müsste die Fläche eine Min-

destgröße von 80 ha aufweisen.  

 

Wird die Bewertung dennoch durchgeführt, ergibt sich für das untersuchte Gebiet ein 

Lebensraum für Brutvögel von regionaler Bedeutung. Wertgebend sind dabei die ge-

fährdeten Arten der ländlichen Siedlungsräume, der Wälder sowie der offenen und 

halboffenen Feldflur. Insbesondere die hohen Siedlungsdichten von Star und Feldlerche 

machen das untersuchte Gebiet zu einem hochwertigen Lebensraum für Brutvögel. Für 

einige „Sonderarten“ mit großen Arealansprüchen vergeben BEHM & KRÜGER (2013) 
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eine zusätzliche Bewertung. Demnach sind alle vom Weißstorch regelmäßig zur Nah-

rungssuche aufgesuchten Flächen von landesweiter Bedeutung. Das Plangebiet ist eine 

unmittelbar am Horst gelegene Ackerfläche, die vom Weißstorch an einem Termin zur 

Nahrungssuche genutzt worden ist. Auf der Planfläche selbst sind keine Bodenbrüter 

festgestellt worden, allerdings ist die Fläche auch regelmäßig gegrubbert worden, was 

eine Ansiedlung etwa von der Heidelerche verhindert haben könnte, die hier nur 

einmalig als Brutzeitfeststellung nachgewiesen wurde. Somit hat das Plangebiet vor 

allem eine Funktion als Nahrungshabitat für die Arten der angrenzenden Bereiche und 

ist zudem Bestandteil eines Revieres des Neuntöters. 

 

 

Geschützte Lebensstätten 

 

Im Untersuchungsgebiet wurden insgesamt sechs Habitatbäume mit potenziellen 

Fortpflanzung- und Ruhestätten sowie eine Nisthilfe für Weißstörche aufgefunden. 

Diese potenziellen Lebensstätten sind in der Übersichtskarte (Abb. 4) sowie in Tab 4 

dargestellt. 

 

 

  

Abb. 4: Links: Potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Bereich des Plange-

bietes Clausmoor (Nr. 1 bis Nr. 7). Gelb: Höhle, grau: Nisthilfe, braun: Nist-

kasten, grün: Spalte, pinker Rand: potenzielles Winterquartier. Rechts: Ste-

hendes Totholz (Nr. 3) im Untersuchungsgebiet mit einer kleinen und einer 

großen Höhle direkt an der Vorhabensfläche (rechts). 
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Tab. 4: Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Untersuchungsgebiet Clausmoor. 

Nr. Baumart Brusthöhendurchmesser Struktur Winterquartierpotenzial 

1 Birke 25 cm 
2 kleine Höhlen, Tot-

holz 
Ja (außerhalb der Frostper-

iode) 

2 - - Nisthilfe für Störche - 

3 Birke 60 cm 
1 kleine Höhle, 1 

große Höhle, Totholz 
- 

4 Kiefer 50 cm 1 kleine Höhle Ja 

5 Kiefer 30 cm Spalte, Totholz - 

6 Kiefer 60 cm Nistkasten Ja 

7 Robinie 60 cm kleine Höhle Ja 

 

 

Bei drei Habitatbäumen, davon zwei Birken (Nr. 1, Nr. 3) und eine Kiefer (Nr. 5), han-

delt es sich um stehendes Totholz (Abb. 4). Eine weitere Struktur bildet eine Nisthilfe 

für Störche (Nr. 2), aus der in 2024 eine erfolgreiche Storchenbrut hervorging. Diese 

Nisthilfe, bestehend aus Eisen, befindet sich außerhalb des Plangebietes im südlich an-

grenzenden Gewerbegebiet. An einer Kiefer (Nr. 6) ist ein Nistkasten angebracht. Eine 

kleine Höhle befindet sich in einer Robinie (Nr. 7) am Feldweg, der vom Lehmweg nach 

Norden abgeht. Die potenziellen Lebensstätten Nr. 3 bis Nr. 7 befinden sich innerhalb 

des Untersuchungsgebietes am östlichen Rand sowie an der südlichen Straße des Plan-

gebietes. Nördlich außerhalb des Untersuchungsgebietes befindet sich Habitatbaum 

Nr. 1, welcher Eigenschaften als Winterquartier in Form von zwei kleinen Höhlen auf-

weist, jedoch nicht frostbeständig ist. Der Habitatbaum Nr. 4, eine Kiefer, sowie der 

Nistkasten an der Kiefer (Nr. 6) als auch die Höhle in der Robinie (Nr. 7) eignen sich 

hingegen gut als Überwinterungsplatz. 

 

 

Sonstige Tierarten 

 

Aufgrund der Gehölzbestände im Plangebiet (mit Habitatfunktion) und den angrenzen-

den Bereichen ist das Vorkommen von Fledermäusen, höhlenbrütenden Vogelarten so-

wie europäisch geschützten Alt- und Totholzkäferarten nicht auszuschließen. Die Ge-

hölzränder stellen zudem mit hoher Wahrscheinlichkeit Leitstrukturen und Nahrungs-

habitate für Fledermäuse dar. 

 

Ein gelegentliches Durchstreifen des Wolfes (Canis lupus)1 ist nicht ausgeschlossen. 

Seit dem Monitoringjahr 2016/2017 wird er regelmäßig und häufiger im Bereich der 

Stadt Gifhorn sowie im Landkreis nachgewiesen (LANDESJÄGERSCHAFT NIEDERSACH-

                                                           
1 Seit dem 14.7.2025 wird der Wolf statt in Anhang IV der FFH-Richtlinie als „streng zu schützende“ Art nur noch 

im Anhang V geführt, wodurch die bisherigen artenschutzrechtlichen Betrachtungen weitgehend entbehrlich 

werden (RATSCHOW & NEBELSIECK 2025). 
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SEN e. V. 2026). Jedoch stellt das Plangebiet als Ackerland keinen bevorzugten Aufent-

haltsort des Wolfes dar. Zudem unterliegen nicht essenzielle Nahrungshabitate oder 

Wanderrouten nicht dem Schutz gemäß § 44 BNatSchG. 

 

Im Plangebiet sowie in dessen Umfeld sind nährstoffreiche Gräben vorhanden. Der im 

Plangebiet liegende Graben mit Schilfröhricht (FGR/VERS) stellt jedoch kein Stillge-

wässer dar, welcher als geeignete Lebensstätte für Amphibien dienen könnte. Der Gra-

ben ist stark eutrophiert und frühzeitig trockenfallend (siehe auch Abb. 1). Weitere Still-

gewässer im nahen Umfeld sind nicht vorhanden, sodass auch die Landhabitatnutzung 

des Plangebietes durch die Knoblauchkröte (Pelobates fuscus) oder Kreuzkröte (Bufo 

calamita) auszuschließen ist. Auch kommt das Plangebiet weder als Aufzucht- noch als 

Nahrungshabitat für Libellen in Betracht. Während der Begehung für die Biotoptyp-

kartierung wurden nordwestlich des Plangebietes Feldgrillen (Gryllus campestris) 

gehört, die sich dort im angrenzenden Grünland (GET/GMS x) aufhielten. Gemäß Roter 

Liste von PONIATOWSKI et al. (2024) gilt die Feldgrille in Deutschland als ungefährdete 

und häufig vorkommende Art. Auch in der niedersächsischen Roten Liste der Heu-

schrecken gilt die Feldgrille mittlerweile als ungefährdete Art (HELBING et al. 2025). In 

der alten Roten Liste von GREIN (2005) galt die Feldgrille noch als vom Aussterben 

bedrohte Art, demnach hat sich diese Art im Bestand deutlich erholt. Die Art profitiert 

vom Klimawandel, und konnte sich insbesondere während der Dürreperiode 2018 bis 

2020 vermehrt ausbreiten. Ob die Population sich in Niedersachsen dauerhaft stabil hält, 

ist jedoch ungewiss (HELBING et al. 2025). Eine weitere Zufallsbegegnung gab es in 

Form einer aufgescheuchten Gruppe Rehe (Capreolus capreolus), die sich zum Zeit-

punkt der Begehung im Plangebiet aufhielten. 

 

Mehrere kleinere Löcher im Boden weisen darauf hin, dass kleinere Nagetiere wie bei-

spielsweise Wühlmäuse (Arvicolinae) oder auch Wildkaninchen (Oryctolagus cunicu-

lus) auf der Fläche vorkommen. Gemäß niedersächsischer Roten Liste der Säugetiere 

(KIRBERG et al. 2025) gilt das Wildkaninchen als Art der Vorwarnliste, da es aufgrund 

von Krankheiten und intensiver Landwirtschaft einen deutlichen Populationsrückgang 

erlebte. Auch wenn ein direkter Nachweis des Wildkaninchens in Form von Sichtungen 

nicht vorliegt, ist das Vorkommen der Art nicht auszuschließen. Das Vorkommen des 

Feldhamsters (Cricetus cricetus) ist hingegen ausgeschlossen, da die Stadt Gifhorn und 

auch das Plangebiet außerhalb des aktuellen Verbreitungsgebietes des Feldhamsters lie-

gen (BFN 2019, BREUER 2016, NLWKN 2011d). Die im Plangebiet anstehenden Sand-

böden sind darüber hinaus als Feldhamster-Habitat ungeeignet, so dass ein Vorkommen 

ohnehin auszuschließen ist. 

 

Darüber hinaus deutet die Habitatausstattung nicht auf das Vorkommen weiterer beson-

ders oder sogar streng geschützter Tierarten (vergleiche THEUNERT 2008a, 2008b, 
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2015a, 2015b) oder auf weitere für die Bearbeitung der Eingriffsregelung relevante Tier-

arten (vergleiche TRAUTNER et al. 2025) hin.  
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Schutzgebiete und Objekte 

 

Das Plangebiet ist nicht Bestandteil von Flächen, die nach nationalem Naturschutzrecht 

(§§ 23 ff BNatSchG) per Gesetz, Verordnung oder Satzung geschützt sind beziehungs-

weise die Schutzgebiete des europäischen Schutzgebietsnetzes Natura 2000 (§§ 31 ff 

BNatSchG) darstellen (NMU 2026). In einer Entfernung von über 80 m nördlich des 

Plangebietes beginnt das Landschaftsschutzgebiet „Allertal – Barnbruch und angren-

zende Landschaftsteile“ (LSG GF 00005). Weiter nördlich in über 750 m Entfernung 

zum Plangebiet erstreckt sich entlang der Aller das Naturschutzgebiet „Allertal zwi-

schen Gifhorn und Wolfsburg“ (NSG BR 00146) (NMU 2026). Weitere Schutzgebiete 

sind im Umkreis von 1,5 km nicht vorhanden.  

 

Bestandteile des europäischen Schutzgebietssystems Natura 2000 wie Fauna-Flora-Ha-

bitat-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete sind im Plangebiet und in dessen näheren 

Umfeld nicht vorhanden (NMU 2026). Das nächste Natura 2000-Gebiet ist das Fauna-

Flora-Habitat-Gebiet „Aller (mit Barnbruch) untere Leine, untere Oker“ (3021-331). Es 

liegt in über 750 m Entfernung nördlich innerhalb des Naturschutzgebietes „Allertal 

zwischen Gifhorn und Wolfsburg“ (NSG BR 00146) (NMU 2026). 

 

Wertvolle Bereiche für die Fauna sind in einem Umkreis von über 750 m nicht vorzu-

finden. Neben den wertvollen Bereichen für die Fauna und Brutvogelpopulation im Be-

reich der Aller gibt es südlich zwei weitere größere Flächen mit Bedeutung für die Brut-

vogelpopulation (NMU 2026). Diese beiden Flächen liegen allerdings mehr als 1 km 

vom Plangebiet entfernt. 

 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb von Trinkwasser- oder Heilquellenschutzgebieten 

(NMU 2026). Gesetzlich geschützte Überschwemmungsgebiete liegen nicht im Plange-

biet oder dessen näherem Umfeld (NMU 2026). Lebensraumtypen des Anhanges I der 

FFH-Richtlinie (vergleiche V. DRACHENFELS 2014, 2021, EUROPEAN COMMISSION 

2013, SSYMANK et al. 2021, 2023) sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

 

 

2.1.3 Schutzgut Fläche 

 

Das Plangebiet ist bisher der freien Landschaft zuzurechnen. Der Betrachtungsraum ist 

nicht Teil eines unzerschnittenen verkehrsarmen Raumes über 100 km² Größe (BFN 

2017). Das Plangebiet liegt gemäß Raumordnungsprogramm der Region Braunschweig 

– RROP (2008) innerhalb eines Vorranggebietes für Freiraumfunktionen. Südwestlich 

des Plangebietes führt zudem in mehr als 500 m Entfernung auf dem Barnbruchsweg 

eine regionale bedeutsame Wanderroute für Fahrradfahrende (RROP 2008). Zudem ist 

es Teil von Vorbehaltsgebieten für Natur und Landschaft, für Erholung sowie für die 
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Landwirtschaft aufgrund des hohen standortgebundenen Ertragspotenziales (RROP 

2008, siehe auch Abb. 5). 

 

 

 
Kartengrundlage: Auszug aus Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © 2025  

Vorranggebiete Vorbehaltsgebiete Nachrichtliche Darstellung 

 

Freiraumfunktionen 
 

Natur und Landschaft 
 

Plangebiet 

 

regional bedeutsamer 
Wanderweg für 
Radfahren  

Erholung   

  
 

Landwirtschaft – aufgrund hohen 
Ertragspotenzials 

  

  
 

Wald   

  
 

Besondere Schutzfunktionen des Waldes   

Abb. 5: Auszug aus dem Raumordnungsprogramm des Großraumes Braunschweig 

(2008) mit Plangebiet. 

 

 

Gemäß Landschaftsrahmenplan des LANDKREISES GIFHORN (1994) erfüllt das Plange-

biet und das weitere Umfeld die nötigen Voraussetzungen, um gemäß § 24 NNatG 

(veraltet; heute NNatSchG) als Naturschutzgebiet ausgewiesen zu werden. Nördlich und 

östlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich gemäß des Landschaftsrahmenplanes 

(LANDKREIS GIFHORN 1994) das Landschaftsschutzgebiet „Allertal-Barnbruch“. 

Insgesamt ist das Plangebiet gemäß LANDKREIS GIFHORN (1994) Teil eines Gebietes, 

das extensive Erholung in Natur und Landschaft zulässt (Ausschluss intensiver Erho-

lungsformen).  
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2.1.4 Schutzgut Boden 

 

Das Plangebiet befindet sich in der Bodenlandschaft der Talsandniederungen, welches 

Teil der Bodengroßlandschaft Talsandniederungen und Urstromtäler ist (LBEG 2026). 

Im Plangebiet steht vollständig der Bodentyp mittlerer Gley-Podsol (G-P3) an. Dieser 

ist Teil der Bodeneinheit 17 – Gleye aus Talsanden (tiefere Bereiche der Talsandniede-

rungen). Die Bodenfruchtbarkeit des Plangebietes wird gemäß LBEG (2026) mit gering 

eingestuft. 

 

Aufgrund der bisherigen intensiven ackerbaulichen Nutzung liegt eine deutliche anth-

ropogene Überformung der Böden vor. Naturnähere Bodenfunktionen bestehen vor al-

lem im Bereich der Gehölze (HFB 1, HFM 2). 

 

Suchräume für schutzwürdige Böden gibt es im Plangebiet nicht (LBEG 2026). Die 

nächsten Suchräume für schutzwürdige Böden sind nördlich (alter Waldstandort) und 

nordöstlich (podsolierter Regosol (pQ)) in über 300 m Entfernung vorhanden (LBEG 

2026). Altablagerungen sowie Rüstungsaltlasten sind keine im Plangebiet sowie im wei-

teren Umfeld vorhanden (LBEG 2026). 

 

 

Bewertung 

 

Entsprechend dem Bewertungsverfahren von GUNREBEN & BOESS (2008), das auf die 

Lebensraumfunktion für Pflanzen und die Archivfunktion der Böden sowie die Funktion 

des Bodens im Wasserhaushalt (vergleiche auch KUNZMANN et al. 2009) abzielt und 

unter Berücksichtigung der Ansätze von JUNGMANN (2004) sowie NMU & NLÖ (2003), 

ergibt sich für die Bodenbereiche im Plangebiet die nachfolgende Bewertung.  

 

Böden von besonderer Bedeutung (Wertstufe V): 

 im Plangebiet nicht vorhanden. 

 

Böden von allgemeiner bis besonderer Bedeutung (Wertstufe IV): 

 Boden mit Dauervegetation in Form einer Strauch-Baumhecke (HFM 2) im Wege-

seitenraum, 

 Böden mit Dauervegetation in Form einer Baumhecke mit Stangenholz (HFB 1). 

 

Böden von allgemeiner Bedeutung (Wertstufe III): 

 Böden mit Wegebegleitgrün in Form von Extensivgrünland (GET), 

 Böden mit Dauervegetation in Form von halbruderalen Gras- und Staudenfluren 

(UHM), 

 mineralische Böden im Bereich des Ackerlandes (AS), 
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 landwirtschaftliche Lagerflächen mit halbruderaler Gras- und Staudenflur mittlerer 

Standorte (EL/UHM). 

 

Böden von allgemeiner bis geringer Bedeutung (Wertstufe II):  

 im Plangebiet nicht vorhanden. 

 

Böden von geringer bis ohne Bedeutung (Wertstufe I): 

 Versiegelter Boden in Form eines asphaltierten Weges (OVW a). 

 

 

2.1.5 Schutzgut Wasser 

 

Grundwasser 

 

Das Plangebiet liegt gemäß NMU (2026) im Bereich des Grundwasserkörpers „Obere 

Aller Lockergestein links“ (Id-Nr. 4_2110). Das Plangebiet liegt nicht innerhalb von 

Trinkwasser- oder Heilquellenschutzgebieten (NMU 2026). 

 

Der chemische und mengenmäßige Zustand des Grundwasserkörpers ist als „gut“ be-

wertet (NMU 2026). Entsprechend den Angaben des LBEG (2026) handelt es sich bei 

dem Plangebiet um grundwassernahe Böden. Die mittleren Grundwasserhochstände des 

Plangebietes liegen zwischen 6 und 16 dm (LBEG 2026). Im Plangebiet liegt die mitt-

lere Grundwasserneubildungsrate gemäß LBEG (2026) bei über 0 bis 50 mm pro Jahr. 

Nur im Bereich der Zuwegung im südwestlichen Bereich liegt die Neubildungsrate bei 

über 50 bis 100 mm pro Jahr. Das Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung ist laut 

LBEG (2026) gering. Stoffliche Belastungen der örtlichen Grundwassersituation im 

Plangebiet können sich durch Düngung und Pflanzenschutzmitteleinsatz sowie durch 

Entwässerung der Böden ergeben. 

 

Insgesamt herrscht im Untersuchungsgebiet eine beeinträchtigte Grundwassersituation, 

so dass von einer allgemeinen Bedeutung (Wertstufe III, vergleiche NMELF 2002) aus-

zugehen ist. 

 

 

Oberflächengewässer 

 

Innerhalb des Geltungsbereiches befindet sich ein temporär wasserführender Graben 

(FGR/VERS). Bei dem Graben (Objekt-ID: DENIAT0100004zpb) handelt es sich um 

ein Gewässer dritter Ordnung, welches nicht der Wasserrahmenrichtlinie unterliegt 

(NMU 2026).  
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Nördlich in mehr als 1 km Entfernung verläuft die Aller, die als Fließgewässer 

(DE_RW_DENI_14014) den Regelungen der Wasserrahmenrichtlinie unterliegt. Es 

handelt sich dabei um einen großen sand- und lehmgeprägten Tieflandfluss (Typ 15_G) 

aus dem Flussgebiet der Weser. Die Aller ist mit einem mäßigen Potenzial bewertet. Es 

handelt sich bei der Aller um eine überregionale Wanderroute. Sie ist jedoch als Laich- 

oder Aufwuchsgewässer als ungeeignet eingestuft (NMU 2026). Die einzelnen Quali-

tätskomponenten sind wie folgt bewertet (NMU 2026): 

 

 Phytoplankton nicht relevant 

 Makrophyten gesamt mäßig 

 Makrozoobenthos mäßig 

 Fische mäßig 

 chemischer Zustand gesamt nicht gut 

 Schwermetalle Quecksilber 

 Pflanzenschutzmittel keine Überschreitungen 

 industrielle Schadstoffe keine Überschreitungen 

 sonstige Schadstoffe keine Überschreitungen 

 

Neben weiteren Gräben entlang der im Umfeld liegenden landwirtschaftlich genutzten 

Flächen gibt es südöstlich des Geltungsbereiches ein kleineres Stillgewässer. Jedoch 

unterliegen auch diese Gewässer nicht den Regelungen der Wasserrahmenrichtlinie 

(NMU 2026). Der Abstand des Stillgewässers (Objekt-ID: DENIAT010000icQw) zum 

Geltungsbereich beträgt zudem mehr als 400 m, der nächstgelegene Graben beginnt hin-

ter der Wohnbebauung westlich des Geltungsbereiches (NMU 2026). Oberflächenge-

wässer im näheren Umfeld sind nicht vorhanden. 

 

 

Überschwemmungsflächen / Hochwasserrückhaltung 

 

Natürliche Überschwemmungsgebiete von Fließgewässern befinden sich trotz der nörd-

lich verlaufenden Aller keine im Geltungsbereich (NMU 2026). Entsprechendes gilt 

auch für gesetzliche Überschwemmungsgebiete (NMU 2026). 

 

 

2.1.6 Schutzgüter Luft und Klima 

 

Die Ackerfläche (AS) sowie die Bereiche mit halbruderalen Gras- und Staudenfluren 

(UHM) als auch die Wegeseitenräume mit Extensivgrünland (GET) des Plangebietes 

tragen zur Kaltluftproduktion bei. Die Gehölze (HFM 2, HFB 1) haben zudem eine ge-

wisse ausgleichende und abmildernde Wirkung auf das dort vorherrschende Lokalklima. 

Dem Plangebiet ist jedoch insgesamt keine hervorzuhebende lokalklimatische Funktion 
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beizumessen, auch aufgrund der vergleichsweise kleinen Fläche sowie des Fehlens be-

nachbarter Belastungsräume (vergleiche MOSIMANN et al. 1999). 

 

Für die Bindung klimaschädlicher Gase nach FGSV (2023a) sind humusreiche Böden 

von Bedeutung. Diese sind innerhalb des Plangebietes in Form von Böden mit dauer-

haften Vegetationsbeständen vorhanden. Dies umfasst das Wege- und Grabenbegleit-

grün (GET, UHM) und insbesondere die Flächen mit Gehölzen (Hecken mit Gehölzen 

– HFM 2, HFB 1). Die Funktion der Böden und der Vegetation, klimaschädliches Koh-

lendioxid zu speichern, wird über die Betroffenheit der Biotope und Böden abgebildet. 

 

Klimaökologische und lufthygienische Beeinträchtigungsrisiken liegen nicht vor. 

 

Insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass das Plangebiet eine geringe bis allge-

meine Funktion (Wertstufe II bis III) für die Schutzgüter Luft und Klima aufweist. Be-

sondere lokalklimatische Funktionen lassen sich nicht erkennen (vergleiche MOSIMANN 

et al. 1999). 

 

 

2.1.7 Schutzgut Landschaft 

 

Das Plangebiet gehört gemäß NMU (2026) naturräumlich zum Weser-Aller-Flachland. 

Gemäß des Niedersächsischen Landschaftsprogrammes (NMU 2021) ist das Plangebiet 

Teil des Landschaftsbildraumes Allerniederung (L35), welches als hochwertig einge-

stuft ist. Zudem gehört der Landschaftsbildraum zur gleichnamigen Kulturlandschaft 

(NMU 2021). Bei dem Plangebiet selbst handelt es sich jedoch um eine bisher landwirt-

schaftlich genutzte Fläche, die für sich eher geringe beziehungsweise optisch kaum 

wahrnehmbare Reliefunterschiede aufweist (vergleiche auch LBEG 2026). 

 

Das Landschaftsbild des Plangebietes ist aufgrund des ausgedehnten Sandackers eher 

eintönig. Es wird jedoch durch die vorhandenen Gehölze in Form von Baumhecken und 

Strauch-Baumhecken hinsichtlich seiner Vielfalt und Eigenart bereichert. Der Graben 

trägt eigentlich aufgrund seines Ausbauzustandes kaum zur Eigenart des Landschafts-

bildes bei. Durch das darin wachsende Schilfröhricht jedoch hebt sich der Graben im 

Landschaftsbild von der sonst eher tristen Ackerfläche ab und wertet das Landschafts-

bild dadurch auf. Der benachbarte Wald im Südosten hat ebenfalls eine hohe Bedeutung 

für das Landschaftsbild, liegt jedoch außerhalb des Plangebietes. Nachteilig ist hier al-

lerdings der hohe Fremdholzanteil (Douglasie). 

 

Eine massive technische Überformung durch die räumlichen Proportionen sprengende 

Elemente (vergleiche GAREIS-GRAHMANN 1993) ist nördlich und südlich in Form einer 

Biogasanlage und einer Gewerbefläche vorhanden. 
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Erschließungselemente, über die das Landschaftsbild des Plangebietes für die Menschen 

erlebbar gemacht wird, stellt der im Plangebiet vorhandene Lehmweg dar. Darüber hin-

aus sind im Umfeld mehrere kleinere Wirtschaftswege sowie ein Radweg von regionaler 

Bedeutung (siehe auch Kap. 2.1.3) vorhanden. 

 

Das Ackerland im Plangebiet ist gemäß NMELF (2002) sowie KÖHLER & PREISS (2000) 

von geringer Bedeutung für das Landschaftsbild (Wertstufe II), während den Hecken 

aufgrund der Förderung der Eigenart und der Belebung und Strukturierung des Raumes 

eine hohe Bedeutung (Wertstufe IV) zukommt. Der Graben mit dem Schilfröhricht ist 

von allgemeiner Bedeutung (Wertstufe III) für das Landschaftsbild. 

 

Geotope befinden sich nach LBEG (2026) nicht im Plangebiet. Das nächstgelegene Ge-

otop, das Binnendünenfeld „Katzenberg“ (3529/08) liegt östlich innerhalb der Stadt Gif-

horn in über 2,5 km Entfernung und damit weit außerhalb des Plangebietes. 

 

 

2.1.8 Schutzgüter kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

 

Das Plangebiet sowie dessen Umfeld weisen keine Kultur- oder Baudenkmale auf 

(NMU 2026). Hinweise auf das Vorhandensein von Bodendenkmalen innerhalb der 

Plangebiete bestehen nicht (LBEG 2026). 

 

Historische Kulturlandschaften oder Einzelelemente davon (vergleiche KAISER 1994) 

befinden sich nicht im Plangebiet oder in dessen Umfeld (siehe auch WIEGEND 2019). 

 

Der Bereich, auf dem sich Ackerland befindet, ist als Fläche für die landwirtschaftliche 

Produktion als Sachgut einzustufen. Benachbart zum Plangebiet befindet sich außerdem 

ein Wald im Sinne des § 2 NWaldLG (vergleiche KEDING & HENNING 2003, MÖLLER 

2004), der ebenfalls als Sachgut einzustufen ist. Dieser Waldbereich ist vom Planvorha-

ben nicht betroffen, ein Abstand zum Waldrand von 30 m wird gemäß Begründung zum 

Bebauungsplan eingehalten. 

 

Sonstige Sachgüter bildet eine von der Gasversorgung im Landkreis Gifhorn GmbH 

(GLG) liegende Leitung für Gas südwestlich außerhalb des Plangebietes. Ebenfalls au-

ßerhalb des Plangebietes liegt südwestlich der Gasleitung eine Schaltanlage der LSW. 

Ein Wasserhochbehälter der Biogasanlage nördlich des Plangebietes ist ebenfalls außer-

halb des Wirkbereiches.  
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2.1.9 Wechselwirkungen 

 

Zwischen den in den vorstehenden Textabschnitten behandelten Schutzgütern bestehen 

diverse Wechselwirkungen, die bei der Darstellung und Beurteilung der Umweltauswir-

kungen des Planes berücksichtigt werden, indem die Auswirkungen bei jedem auch in-

direkt betroffenen Schutzgut benannt werden, sofern sie von Beurteilungsrelevanz sind. 

 

Die folgenden Wechselwirkungen sind in Bezug auf die zu erwartenden wesentlichen 

Auswirkungen und vor allem hinsichtlich möglicher Beeinträchtigungen relevant: 

 

 Die Versiegelung von Böden betrifft nicht nur das Schutzgut Boden, sondern verän-

dert auch die Grundwasserneubildungsmöglichkeiten und kann damit das Schutzgut 

Wasser beeinträchtigen. Gleichzeitig gehen die Funktionen des Oberbodens als Le-

bensstätte für Bodenorganismen und als Wuchsort für Pflanzen (Schutzgüter Tiere, 

Pflanzen und biologische Vielfalt) sowie als Speicher des klimaschädlichen Kohlen-

dioxids (Schutzgut Klima) verloren. 

 Der Verlust oder die Beeinträchtigung von Biotopen führt gleichzeitig zu Beein-

trächtigungen der Schutzgüter Pflanzen und Tiere. Da die Biotope außerdem wesent-

liche Landschaftsbildelemente darstellen, ist auch das Schutzgut Landschaft betrof-

fen und in der Funktion der Landschaft für die Erholung des Menschen das Schutzgut 

Menschen. 

 

 

2.2 Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes 

 

2.2.1 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

 

Der Verzicht auf die Umsetzung der Planung würde für die Umweltschutzgüter kurz- 

und mittelfristig weitestgehend den in Kap. 2.1 beschriebenen Status quo fortschreiben. 

Das bedeutet, dass die beschriebenen Schutzgutausprägungen einschließlich der beste-

henden Belastungen erhalten blieben, da davon auszugehen ist, dass vorhandene Nut-

zungen weitergeführt werden. 

 

 

2.2.2 Prognose bei Durchführung der Planung 

 

In Bezug auf die der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung unterliegenden Schutz-

güter (Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Luft, Klima und Land-

schaft) ist mit einer erheblichen Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des Naturhaus-

haltes oder des Landschaftsbildes nach BREUER (1994, 2006b), NMELF (2002) und 

NLT et al. (2023) dann zu rechnen, wenn Bereiche mit mindestens allgemeiner oder 
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mittlerer Bedeutung (Wertstufe III) für die jeweiligen Schutzgüter betroffen sind. In der 

Regel umfasst die erhebliche Beeinträchtigung, dass eine Verminderung der Wertigkeit 

bezogen auf die einzelnen Schutzgüter eintritt. Bei den sonstigen Umweltschutzgütern 

Menschen sowie kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter kann abhängig von der Inten-

sität der Auswirkungen ebenfalls eine erhebliche Beeinträchtigung vorliegen. 

 

Im Folgenden werden schutzgutbezogen die zu erwartenden Beeinträchtigungen erläu-

tert, die sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes ergeben. Allgemeine Angaben 

zu den Wirkfaktoren von Freiflächen-Photovoltaikanlagen finden sich beispielsweise 

bei NLT et al. (2023) sowie REINKE & JUNGHANS (2024). 

 

Die nachfolgenden Beschreibungen der Umweltauswirkungen setzen voraus, dass die 

in Kap. 2.3.1 beschriebenen Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen eingehalten 

werden. 

 

 

2.2.2.1 Schutzgut Menschen 

 

Während der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlagen gehen von den Vorha-

bensflächen temporäre, baubedingte Lärmbelästigungen und Staubentwicklungen auf 

die Umgebung aus. Wohnflächen sind sowohl westlich als auch südlich des Plangebietes 

vorhanden. Jedoch sind diese aufgrund der landwirtschaftlichen und gewerblich genutz-

ten Flächen bereits vorbelastet. 

 

Aufgrund der Lage, der Vorbelastung und der Tatsache, dass in den mittleren Breiten-

graden der Wind typischerweise überwiegend von Westen nach Osten weht, ist eine 

erhebliche Beeinträchtigung durch erhöhte Staubentwicklung während der Bauarbeiten 

ausgeschlossen. Außerdem ist von der Einhaltung entsprechender immissionsschutz-

rechtlicher Regelungen in der Bauphase (siehe Kap. 2.3.1) auszugehen. Insgesamt sind 

allenfalls geringfügige Beeinträchtigungen im für Bauarbeiten üblichen Rahmen zu er-

warten, die in ähnlichem Ausmaß auch im Rahmen der ackerbaulichen Bewirtschaftung 

der Flächen entstehen. 

 

Die Photovoltaikanlagen funktionieren im Betrieb praktisch geräuschlos und ohne stoff-

liche Emissionen. Unter Umständen können Lärmemissionen von Transformatoren und 

Wechselrichtern ausgehen. Sie sind jedoch als örtlich begrenzt einzustufen. Zur Einhal-

tung der Vorgaben der „Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm“ (TA-Lärm) 

wird in Kap. 2.3.1 im Rahmen einer Vermeidungsmaßnahme ein Lärmschutzgutachten 

gefordert. Nach Rücksprache mit dem Projektleiter und in Abstimmung mit der Stadt 

Gifhorn wird ein Schallschutzgutachten spätestens zum Satzungsbeschluss beziehungs-

weise zur Beantragung der Baugenehmigung notwendig. Gemäß R. Mösmang 
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(23.4.2026) wurde schriftlich folgendes zugesichert: „[…] Auf jeden Fall ein Schall-

schutzgutachten für die Trafostation und den Grünstromspeicher im Nordosten der 

Projektfläche anfertigen lassen […].“ 

 

Darüber hinaus sind Blendungen durch die Lichtreflektionen der glatten glänzenden 

Oberflächen der Photovoltaikmodule im Straßen- und Wohnbereich möglich. Für mög-

liche Blendungen ist gemäß R. Mösmang (23.4.2626) ein „[…] vereinfachtes Gutach-

ten ausreichend […]“ und vorgesehen. 

 

 

2.2.2.2 Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

 

Biotoptypen und Flora 

 

Innerhalb des Plangebietes sind die folgenden dargestellten Biotoptypen durch die Ein-

richtung des Sondergebietes sowie der Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestim-

mung betroffen: 

 

Flächen mit hoher bis hervorragender Bedeutung (Wertstufe IV und V): 

 Nicht betroffen. 

 

Flächen mit mittlerer Bedeutung (Wertstufe III): 

 361 m² Extensivgrünland im Wegeseitenraum in schmaler Ausprägung (GET), 

 433 m² Fläche mit halbruderaler Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM), 

 130 m²Baumhecke mit Stangenholz (HFB 1). 

 

Flächen mit geringer Bedeutung (Wertstufe II): 

 Nicht betroffen. 

 

Flächen mit geringer bis sehr geringer Bedeutung (Wertstufe I): 

 30.042 m² wildkrautarmer Sandacker (AS), 

 5.450 m² landwirtschaftliche Lagerflächen mit halbruderaler Gras- und Staudenflur 

mittlerer Standorte (EL/UHM). 

 

Flächen mit sehr geringer oder ohne Bedeutung (Wertstufe 0): 

 Nicht betroffen. 

 

Anlagebedingt wird es durch die Errichtung von baulichen Anlagen zu einem dauerhaf-

ten direkten Flächenentzug durch Überbauung beziehungsweise Versiegelung und Ver-

änderungen der bisher vorhandenen Habitatstruktur kommen. Die Anlage von neuen 

Wegen innerhalb der Photovoltaik-Anlage ist für deren Betrieb nicht erforderlich und 
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auch nicht vorgesehen. Auch für die Erschließung der Anlage sind keine Wege vorge-

sehen, da die Anfahrten über den westlich angrenzenden Lehmweg erfolgen können. 

Die gemäß Bebauungsplan festgesetzte Verkehrsfläche beinhaltet auch Wegebegleit-

grün (GET, HFM 2) sowie weitere angrenzende Flächen (AS, EL/UHM), die im Rah-

men einer Vermeidungsmaßnahme in Kap. 2.3.1 berücksichtigt werden. 

 

Im Sondergebiet sind für Zuwegungen, Zufahrtsbereiche (50 m²), Anlagen zur Vertei-

lung, Umwandlung und Speicherung von Energie (Grünstromspeicher) sowie Anlagen 

zur Kontrolle und Betriebstechnik befestigte Bereiche in Höhe von 7 % der Grundflä-

chenzahl (0,7) zulässig. Dies entspricht einer zulässigen Versiegelungsfläche von etwa 

2.513 m². Sowohl eine Voll- als auch eine Teilversiegelung haben erhebliche Auswir-

kungen auf das Schutzgut Boden und werden daher im dafür vorgesehenen Abschnitt 

betrachtet. 

 

Es kommt großflächig zu einer Verschattung unter den Solarmodulen (NLT et al. 2023), 

wodurch sich höherwertige und blütenreiche Biotope wie mesophiles Grünland oder 

blütenreiche Staudenfluren nicht entwickeln können. Mit der Verschattung geht ein ver-

mindertes Wasserangebot einher, da das Regenwasser nur zwischen den einzelnen So-

larmodulen den Boden erreicht (siehe auch Schutzgut Boden in Kap. 2.2.2.4). Es entwi-

ckelt sich unter den Standortbedingungen je nach Pflegeintensivität im Schatten der So-

laranlagen ein lückiges artenarmes Extensivgrünland (GET) oder eine lückige blüten-

arme halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM). Im Gegensatz 

dazu kann sich im nicht überbauten Abstandsstreifen und in nicht überbauten Teilen der 

Freiflächen-Photovoltaikanlage eine geschlossene Vegetation aus einem artenarmen 

Extensivgrünland (GET) oder einer halbruderalen Gras- und Staudenflur mittlerer 

Standorte (UHM) entwickeln (Wertstufe III nach V. DRACHENFELS 2024). Sowohl das 

Extensivgrünland (GET) als auch die halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer 

Standorte (UHM) stellen höherwertige Biotoptypen dar als die vorwiegend landwirt-

schaftlichen Flächen der Wertstufen I und II (vergleiche V. DRACHENFELS 2024). Da 

die Fläche mit Halbruderalflur (UHM) und Extensivgrünland (GET) als gleichwertig 

(Wertstufe III) gelten, kommt es zu keiner erheblichen Beeinträchtigung innerhalb des 

Sondergebietes. Die Biotopverluste der Wertstufe III werden vollständig über die vor-

gesehenen Anpflanzungen (siehe Kap. 2.3.1) sowie die natürliche Entwicklung der Flä-

che ausgeglichen. 

 

Pflanzenarten der Roten Liste (GARVE 2004) oder seltene Pflanzenarten treten im Plan-

gebiet nicht auf, so dass auch keine entsprechende Betroffenheit besteht. 
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Fauna 

 

Ein Brutrevier der Dorngrasmücke (Sylvia communis) liegt am Rande des Plangebietes 

und weitere sechs Brutreviere sind durch das Erreichen der jeweils artspezifischen 

Fluchtdistanzen (siehe auch Tab. 3) durch das Planvorhaben gefährdet. Dies betrifft 

zwei weitere Reviere der Dorngrasmücke und je ein Brutrevier der Arten Weißstorch 

(Ciconia ciconia), Sumpfrohrsänger (Acrocephalus palustris), Star (Sturnus vulgaris) 

und Neuntöter (Lanius collurio). Demnach kann es baubedingt bei der Errichtung der 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen zu temporären Flächeninanspruchnahmen und Verän-

derungen der Habitatstrukturen innerhalb des Plangebietes durch die Einrichtung von 

Lager- und Baustelleneinrichtungsflächen oder Baufeldräumungen kommen. Auch 

nichtstoffliche Wirkfaktoren des Baustellenbetriebes wie Lärmemissionen, Erschütte-

rungen, optische Störreize und Licht können sich negativ auf die Avifauna auswirken. 

 

Bezüglich der Revierverluste der ungefährdeten und häufig vorkommenden Dorngras-

mücke, welche jährlich neue Nester baut, ist davon auszugehen, dass die Tiere durch 

Ausweichen reagieren können. Im Umfeld verbleiben in großem Umfang geeignete Ha-

bitate, so dass die ökologische Funktion der betroffenen Lebensstätten im räumlichen 

Zusammenhang erhalten bleibt (BICK 2016, KAISER 2018). Zudem sind die Gehölze im 

Umfeld des Plangebietes zu erhalten (siehe Kap. 2.3.1), wodurch bei Vogelarten, die in 

Gehölzen brüten, eine Betroffenheit auszuschließen ist. Dies betrifft neben der Dorn-

grasmücke auch die Arten Star und Neuntöter. 

 

Der Grabenbereich östlich des Plangebietes, in dem ein Sumpfrohrsänger nistet, ist vom 

Vorhaben ausgeschlossen. Zudem wird ein Abstand zum Graben eingehalten, der eine 

direkte Betroffenheit der Art ausschließt. Auch der Sumpfrohrsänger gehört zu den Ar-

ten, die jährlich neue Nester bauen und ist demnach in der Lage, auf weitere Habi-

tatstrukturen im Umfeld zuzugreifen. Die Bindung an die Grabenvegetation darf dabei 

jedoch nicht außer Acht gelassen werden, sodass eine Betroffenheit durch baubedingte 

Störungen während der Brutzeit nicht ganz auszuschließen ist. Das gilt ebenso für den 

Horst des Weißstorches südlich des Plangebietes. Aufgrund der direkten Nachbarschaft 

zum Plangebiet können baubedingte Störungen zu Fluchtreaktionen bis hin zur Aufgabe 

des Horstes führen (BERNOTAT & DIERSCHKE 2022). Zum Schutz dieser am Plangebiet 

brütenden Arten sind Arbeiten im Plangebiet nur außerhalb der Brutzeit (also nicht im 

Zeitraum März bis August) durchzuführen, um Individuenverluste und erhebliche Stö-

rungen zu vermeiden (siehe Kap. 2.3.1). Alternativ könnten während der Bauzeit Sicht-

schutzzäune zum Einsatz kommen, die allerdings im Falle des Weißstorches aufgrund 

des hoch gelegenen Horstes nur bedingt wirksam sind, da kaum eine Sichtverschattung 

erzielt wird. 
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Da die Feldlerche (Alauda arvensis) östlich des Plangebietes häufig vorkommt und 

diese zu hoch aufragende Strukturen ein Meideverhalten zeigt (V. BLOTZHEIM et al. 

2001), ist zur Vermeidung von weiterer Betroffenheit das Aufstellen eines Sichtschutz-

zaunes als Abschirmung der östlich brütenden Arten nicht zulässig. Auf östlicher Seite 

des Plangebietes sind demnach keine Arbeiten innerhalb der Vogelbrutzeit durchzufüh-

ren. Der Horst des Weißstorches könnte durch eine Abschirmung während der Bauzeit 

auch nur bedingt profitieren, so dass die Einhaltung der Regelung, außerhalb der Brut-

saison zu bauen (siehe Kap. 2.3.1), maßgeblich ist. 

 

Weiterhin gehen Nahrungshabitate diverser Vogelarten verloren, die jedoch nicht es-

senziell für die betroffenen Arten sind. Außerdem ist darauf hinzuweisen, dass HERDEN 

et al. (2006) zufolge viele Vogelarten die Flächen im Bereich von Freiflächen-Photo-

voltaikanlagen als Jagd-, Nahrungs- oder Brutgebiet nutzen können, welche in landwirt-

schaftlich intensiv genutzten Gebieten von Düngung, Pflanzenschutz und intensiver 

Nutzung verschonte Inseln darstellen. Auch PESCHEL & PESCHEL (2023, 2025) berich-

ten von bedeutsamen Tiervorkommen im Bereich von Freiflächen-Photovoltaikanlagen. 

 

Anlagebedingt wird es durch die Errichtung von baulichen Anlagen zu einem dauerhaf-

ten direkten Flächenentzug durch Überbauung beziehungsweise Versiegelung und Ver-

änderungen der bisher vorhandenen Habitatstruktur kommen. 

 

Betriebsbedingt verursacht ein Solarpark vergleichsweise geringe Störungen durch 

Überwachungs-, Unterhaltungs- und Wartungsarbeiten (Licht- und Lärmemissionen, 

Anwesenheit von Menschen), die auch eine Fernwirkung entfalten können. Entspre-

chende Störwirkungen sind jedoch nicht stärker als die der bisherigen ackerbaulichen 

Bewirtschaftung. 

 

Für Kleinsäuger wie Feldhase (Lepus europaeus), Wildkaninchen (Oryctolagus 

cuniculus) oder auch Mäuseverwandte (Myomorpha) wie die Wühlmäuse (Arvicolinae) 

können die Ackerflächen als Nahrungs-, Fortpflanzungs- und Deckungshabitate dienen. 

Andererseits werden durch die Anlage von Extensivgrünland neue Habitatstrukturen 

geschaffen und auch unter den Solaranlagen finden die Tiere Rückzugs- und Versteck-

möglichkeiten, da die Einfriedungen für Kleintiere durchlässig zu gestalten sind (siehe 

Kap. 2.3.1). 

 

In Hinblick auf Fledermäuse sind als Jagdhabitate und Leitstrukturen geeignete Gehölz-

strukturen in Form von naheliegenden Gehölzrändern an Grabenstrukturen vorhanden, 

welche durch das Vorhaben jedoch nicht betroffen sind. Bei Berücksichtigung der in 

Kap. 2.3.1 beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen hinsichtlich des Erhaltes der Ge-

hölze sowie den Verzicht auf Beleuchtung sind keine erheblichen Beeinträchtigungen 
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durch die Planung zu erwarten. Die Ackerflächen (AS) haben darüber hinaus keine re-

levante Bedeutung als Jagdhabitat für Fledermäuse. Die kleine Fläche mit Halbruderal-

flur (UHM) ist zu klein und stark durch die angrenzende Landwirtschaft beeinflusst, 

sodass auch von diesem Biotoptyp keine signifikante Nahrungsquelle ausgeht. 

 

Gehölze befinden sich im südlichen Wegebereich sowie angrenzend zum Plangebiet. 

Die aufgenommene Baumhecke aus Birken (HFB 1) entlang des Grabens (FGR/VERS) 

im Plangebiet ist zwischenzeitlich entfernt worden (Stand: 30.3.2026). Für die entnom-

menen Bäume ist jedoch bereits gemäß Abwägungstabelle ein Ausgleich an gleicher 

Stelle geplant. Weil die Entfernung dieser Gehölze eine erhebliche Beeinträchtigung 

darstellt, ist eine umzusetzende Ausgleichsmaßnahme in Kap. 2.3.1 festgesetzt. 

 

Eine Betroffenheit sonstiger wildlebender Tierarten, die für die Anwendung der Ein-

griffsregelung oder artenschutzrechtliche Fragen relevant wären (vergleiche TRAUTNER 

et al. 2025), ist nicht erkennbar. 

 

 

2.2.2.3 Schutzgut Fläche 

 

Mit dem Plangebiet werden 35.900 m² Fläche (3,59 ha) der freien Landschaft entzogen. 

Wie im nachfolgenden Abschnitt „Schutzgut Boden“ hergeleitet darf maximal eine zu-

sätzliche Bodenüberdeckung von 25.130 m² entstehen. Die maximal zulässige Boden-

überdeckung richtet sich an der Grundflächenzahl von 0,7 (70 %) und ist nicht mit dem 

Versiegelungsgrad gleichzusetzen. 

 

Durch die Basis der Photovoltaikmodule, der südlichen Zuwegung, einer Trafo-Station, 

eines Grünstromspeichers sowie durch die Fundamente für die Umzäunung entstehen 

Bodenversiegelungen. Dabei gibt es Unterschiede, je nachdem wie die Solaranlagen er-

richtet werden. Wird ein Bodenfundament verwendet, kommt es zu einer großflächigen 

Bodenversiegelung und Pressung des Bodens. Standardmäßig werden jedoch C-Profil-

Stahlträger verwendet um die Anlagen bis zu 2 m tief im Boden zu verankern (gemäß 

Begründung zum Bebauungsplan). Diese Bauweise reduziert die Bodenversiegelung 

deutlich, so dass sehr großzügig bemessen (7 %) mit einer maximalen Voll- oder Teil-

versiegelung von 2.513 m² zu rechnen ist. 

 

Große unzerschnittene verkehrsarme Räume über 100 km² sind von der Flächeninan-

spruchnahme nicht betroffen (vergleiche BFN 2017). 
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2.2.2.4 Schutzgut Boden 

 

Die Flächenversiegelungen oder -befestigungen von offenen Böden bedingen den Ver-

lust der natürlichen Bodenfunktionen. Es kommt zu einer erheblichen Beeinträchtigung 

des Schutzgutes (Wertstufenherabsetzung auf I). Im Folgenden wird hergeleitet, in wel-

chem Umfang dies im vorliegenden Fall erfolgt. 

 

Im Sondergebiet (35.900 m²) ist ein Versiegelungsgrad von maximal 7 % zulässig. Das 

entspricht einer Fläche von etwa 2.513 m². Zuzüglich ist eine Fläche für den Straßen-

verkehr im Bereich des Lehmweges im Südwesten des Plangebietes auf einer Fläche 

von 2.100 m² vorgesehen. Eine mögliche Versiegelung ist demnach auf einer Fläche in 

Höhe von 4.613 m² zulässig. Im Sondergebiet darf gemäß der Grundflächenzahl von 0,7 

eine Fläche von 70 % (etwa 25.130 m²) überbaut werden. 

 

Die Verkehrsfläche im Westen des Plangebietes kann gemäß Bebauungsplan innerhalb 

des ganzen Flurstückes mit einer Breite von 5 m angelegt werden. Eine Neuversiegelung 

ist jedoch nur im Bereich der Wegebegleitvegetation zu erwarten. Eine erhebliche Be-

einträchtigung würde die Entnahme der Strauch-Baumhecke mittleren Baumholzes 

(HFM 2) der Wertstufe III bedeuten. Diese Hecke ist jedoch durch eine Vermeidungs-

maßnahme geschützt, sodass in diesem Bereich keine erhebliche Beeinträchtigung vor-

liegt (siehe Kap. 2.3.1).  

 

Die übrige Wegebegleitvegetation im Flurstück des Wegebereiches der Wertstufe III 

aus Extensivgrünland (GET, 361 m²), Sandacker (AS, 46 m²) und landwirtschaftlicher 

Lagerfläche (EL/UHM, 193 m²) sind ausgleichbar im Rahmen der geplanten 

Begrünungen, sodass kein externer Ausgleich erfolgen muss (siehe Kap. 2.3.1). 

Entsiegelungen des bereits asphaltierten Weges (OVW a, 1.067 m²) sind nicht 

vorgesehen. 

 

Für die Ermittlung des Kompensationsbedarfs der anteilig versiegelten Böden des Son-

dergebietes wird ein Berechnungsverfahren angewendet. Die im Sondergebiet maximal 

zulässige Versiegelungsfläche von 2.513 m² wird anteilig auf die dort vorhandenen Bi-

otope beziehungsweise verschiedenen Bodenbereiche umgerechnet. Dabei wird zu-

nächst der prozentuale Anteil der einzelnen Bereiche in Bezug auf die Gesamtsonder-

gebietsfläche ohne Graben (35.815 m²) ermittelt. Anschließend wird ausgehend von der 

maximal zulässigen Versiegelungsfläche der jeweilige Anteil prozentual berechnet. 

Dieser Wert wird als Faktor verwendet, der anschließend mit der Gesamtfläche der ein-

zelnen Bereiche multipliziert wird. Der anteilig versiegelte Bereich ist in Tab. 5 darge-

stellt. 

 

 



44 Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn
 

Tab. 5: Anteilig versiegelte Fläche im Sondergebiet. Ergebnis der Berechnung. 

BiB = Böden im Biotoptyp: EL/UHM = landwirtschaftliche Lagerfläche mit Ruderalflur; AS = Sandacker; HFB 1 

= Baumhecke aus Stangenholz; UHM = halbruderale Gras und Staudenflur mittlerer Standorte. 

BiB Gesamtfläche  prozentualer Anteil als Faktor anteilig versiegelte Fläche 

AS 29.996 m² 0,8375 (83,75 %) 2.105 m² 

EL/UHM 5.257 m² 0,1468 (14,68 %) 369 m² 

HFB 1 130 m² 0,0036 (0,36 %) 9 m² 

UHM 433 m² 0,0121 (1,21 %) 30 m² 

Gesamt 35.815 m² 1 (100 %) 2.513 m² 

 

 

Durch die Versiegelungen sind überwiegend Böden der Wertstufe III in Höhe von ins-

gesamt etwa 3.104 m² betroffen, die entsprechend kompensiert werden müssen (siehe 

Kap. 2.3.1). Die Baumhecke im Bereich des Grabens (HFB 1) ist zwar bereits entnom-

men, jedoch wird die Fläche für das Schutzgut Boden grundsätzlich weiterhin als solche 

mit der Wertstufe IV betrachtet. Für Böden der Wertstufe IV hat demnach eine Kom-

pensation zu erfolgen für insgesamt 9 m². 

 

Die Kompensation für die Böden erfolgt im Rahmen der Planrealisierung durch die Auf-

wertung der Böden mittels Anlage von Dauervegetation auf bisher intensiv landwirt-

schaftlich genutzten Ackerböden. Zudem entfällt die Bewirtschaftung auf der Fläche 

des Plangebietes und damit auch der bisherige negative Einfluss auf die Böden, der in 

Form von Schadstoffeintrag, Bodenbearbeitung und Verdichtung erfolgte. 

 

Aus den Ergebnissen der Tab. 5 ergibt sich zusammen mit der Verkehrsfläche eine Be-

troffenheit von insgesamt 3.113 m² der Wertstufe III (3.104 m²) und IV (9 m²). Diese 

setzen sich wie folgt zusammen: 

 

Versiegelung von Böden besonderer Bedeutung (Wertstufe V): 

 Im Plangebiet nicht betroffen. 

 

Versiegelung von Böden allgemeiner bis besonderer Bedeutung (Wertstufe IV): 

 9 m² Böden mit Dauervegetation in Form einer Baumhecke mit Stangenholz 

(HFB 1). 

 

Versiegelung von Böden allgemeiner Bedeutung (Wertstufe III): 

 361 m² Böden mit Wegebegleitgrün in Form von Extensivgrünland (GET), 

 30 m² Böden mit Dauervegetation in Form von halbruderalen Gras- und Stauden-

fluren (UHM), 

 2.151 m² mineralische Böden im Bereich des Ackerlandes (AS), 
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 562 m² landwirtschaftliche Lagerflächen mit halbruderaler Gras- und Staudenflur 

mittlerer Standorte (EL/UHM). 

 

Versiegelung von Böden allgemeiner bis ohne Bedeutung (Wertstufe II und I):  

 Im Plangebiet nicht betroffen. 

 

Die Verschattung unter den Solaranlagen beeinträchtigt die Bodenfunktionen graduell 

(NLT et al. 2023), da mit der Verschattung ein vermindertes Wasserangebot einhergeht, 

weil das Regenwasser nur zwischen den einzelnen Solarmodulen den Boden erreicht. 

Das führt zu einer lückenhaften Vegetation und stellt eine graduelle Beeinträchtigung 

der Bodenfunktionen dar, so dass sehr hochwertige Bodenfunktionen in den verschatte-

ten Bereichen nicht realisierbar sind. Jedoch wird sich auch unter den Solarmodulen 

Vegetation einstellen können, wie vorstehend bei den Schutzgütern Tiere, Pflanzen und 

biologische Vielfalt erläutert.  

 

Die Berechnung erfolgte ebenfalls über den prozentualen Anteil, wie für die Versiege-

lung, nur mit Bezug auf die im Sondergebiet zulässige Grundflächenzahl von 0,7 (70 % 

 25.130 m²). Die Ergebnisse für die Überdeckung ist in Tab. 6 dargestellt. 

 

 

Tab. 6: Anteilig überbaute Fläche im Sondergebiet. Ergebnis Berechnung. 

BiB = Böden im Biotoptyp: EL/UHM = landwirtschaftliche Lagerfläche mit Ruderalflur; AS = Sandacker; HFB 1 

= Baumhecke aus Stangenholz; UHM = halbruderale Gras und Staudenflur mittlerer Standorte. 

BiB Gesamtfläche  prozentualer Anteil als Faktor anteilig versiegelte Fläche 

AS 29.996 m² 0,8375 (83,75 %) 21.047 m² 

EL/UHM 5.257 m² 0,1468 (14,68 %) 3.688 m² 

HFB 1 130 m² 0,0036 (0,36 %) 91 m² 

UHM 433 m² 0,0121 (1,21 %) 304 m² 

Gesamt 35.815 m² 1 (100 %) 25.130 m² 

 

 

Im vorliegenden Fall liegen überwiegend stark vorbelastete Ackerböden der Wertstufe 

III vor, die von dieser Verschattung und der verminderten Bodenfeuchtigkeit betroffen 

sind. Für diese Flächen stellt die Verschattung keine Beeinträchtigung der Bodenfunk-

tionen dar, da zukünftig der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln und das re-

gelmäßige Wenden des Oberbodens entfällt. Dadurch entwickelt sich, wenn auch lü-

ckenhaft, eine relativ naturnahe Dauervegetation aus artenarmem Extensivgrünland 

(GET) oder aus blütenarmen halbruderalen Gras- und Staudenfluren (UH). Im Bereich 

zwischen den Modulen kann sich eine dichte Dauervegetation entwickeln und das Re-
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genwasser erreicht die Böden hier uneingeschränkt, so dass auf diesen Flächen die Bo-

denfunktionen im Vergleich zum Ist-Zustand sogar aufgewertet werden (Entwicklung 

von Böden der Wertstufe IV). 

 

Die Überschattung und Beeinträchtigung der Wasserverfügbarkeit von Böden der Wert-

stufe IV ist hingegen als erheblich zu betrachten. Im vorliegenden Plangebiet bestehen 

diese Böden im Bereich einer Baumhecke (HFB 1), bei der eine wesentliche Überschat-

tung nicht maßgeblich ist, da die Gehölze die Solarmodule deutlich überragen. Die ver-

minderte Wasserversorgung dieses Bodens stellt eine erhebliche Beeinträchtigung dar, 

sodass hier ein Ausgleich zu schaffen ist (siehe Kap. 2.3.1). 

 

Überdeckung von Böden allgemeiner bis besonderer Bedeutung (Wertstufe IV): 

 91 m² Böden mit Dauervegetation in Form einer Baumhecke mit Stangenholz 

(HFB 1). 

 

Reinigungsarbeiten der Solaranlagen, die Boden und Grundwasser beeinträchtigen 

könnten, sind nicht erforderlich. Relevante Schadstoffbelastungen sind vor dem Hinter-

grund möglicher Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung nicht zu erwarten. 

 

 

2.2.2.5 Schutzgut Wasser 

 

Durch Flächenversiegelungen oder -überbauung kann es zu einer Verringerung der 

Grundwasserneubildung kommen. Da Flächenversiegelungen nur in sehr geringem Um-

fang vorgesehen sind, ist lediglich mit geringfügigen Beeinträchtigungen zu rechnen. 

Das Niederschlagswasser kann weiterhin vollständig im Plangebiet versickern. Eine 

Verringerung der Grundwasserneubildung ist nicht zu erwarten, so dass nicht von einer 

erheblichen Beeinträchtigung auszugehen ist. 

 

Die Umwandlung des Ackerlandes in eine Freiflächen-Photovoltaikanlage mit Dauer-

vegetation hat keine negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser, da der Dünger- 

und Pflanzenschutzmitteleinsatz entfällt und auch die Dauervegetation sich förderlich 

auf die Grundwasserqualität auswirkt. 

 

Das im Plangebiet liegende Oberflächengewässer in Form eines Grabens (Objekt-ID: 

DENIAT0100004zpb) ist von der Planung ausgenommen und wird weder direkt noch 

indirekt beeinflusst. Auch der Graben profitiert letztendlich von der zukünftig fehlenden 

Flächenbearbeitung im Zuge der Landwirtschaft, sodass sogar ein positiver Einfluss auf 

das Gewässer erwartet werden kann. Weitere Gewässer sind nicht betroffen. 
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Reinigungsarbeiten der Solaranlagen, die Boden und Grundwasser beeinträchtigen 

könnten, sind nicht erforderlich.  



48 Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn
 

2.2.2.6 Schutzgüter Luft und Klima 

 

Es kommt zur Überbauung beziehungsweise Versiegelung einer Offenlandfläche, die 

zur Kaltluftproduktion beiträgt. Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes sind 

dadurch nicht zu erwarten, da im Umfeld keine hitzebelasteten Wohngebiete vorhanden 

sind, die auf eine derartige Kaltluftproduktion angewiesen wären. Da es gerade Zweck 

der Photovoltaikanlagen ist, einen erheblichen Teil der Sonnenenergie aufzunehmen 

und der beschattete Boden dort kühler als in der Umgebung ist, ist im Übrigen nicht 

davon auszugehen, dass die Kaltluftproduktion derart maßgeblich verändert wird, dass 

sich daraus eine erhebliche Beeinträchtigung des Lokalklimas ergeben könnte. 

 

Die Umwandlung der Ackerflächen in eine Freiflächen-Photovoltaikanlage mit Dauer-

vegetation hat keine negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter. Im Gegenteil ist ten-

denziell von positiven Effekten auszugehen wie dem Wegfall von erhöhtem Stickstof-

feintrag durch Düngung, Verminderung von Erosionserscheinungen durch eine entste-

hende Dauervegetation, was zu einer geringeren Staubbelastung führt. Auch das Um-

pflügen des Bodens verbunden mit der Freisetzung klimaschädlichen Kohlendioxids 

entfällt. Flächen mit erhöhter Kohlendioxid-Bindungsfunktion (kohlenstoffreiche Bö-

den, humose Oberböden, Vegetation aus Gehölzen, vergleiche FGSV 2023a) sind wie 

folgt vom Vorhaben betroffen: 

 

Beeinträchtigung von humosen Oberböden mit Dauervegetation – 1.053 m²: 

 100 m² humose Böden mit Dauervegetation in Form einer Baumhecke mit Stangen-

holz (HFB 1), 

 361 m² humose Böden mit Dauervegetation in Form von Extensivgrünland (GET) 

im Wegeseitenraum, 

 30 m² humose Böden mit Dauervegetation in Form von halbruderalen Gras- und 

Staudenfluren (UHM), 

 562 m² landwirtschaftliche Lagerflächen mit humosen Böden und Dauervegetation 

in Form von halbruderaler Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (EL/UHM). 

 

Diese Betroffenheiten in Höhe von insgesamt 1.053 m² haben auf das Schutzgut Klima 

und Luft allerdings keine größeren Auswirkungen. Im Rahmen der Anpflanzungsmaß-

nahmen und der sich natürlich entwickelnden Dauervegetation auf der ehemaligen 

Sandackerfläche (AS) zwischen und unterhalb der Solarmodule werden weitaus größere 

Flächen mit Dauervegetation geschaffen, sodass eine erhebliche Beeinträchtigung aus-

bleibt. Die Funktion der Böden und der Vegetation, klimaschädliches Kohlendioxid zu 

speichern, wird zudem über die Betroffenheit der Biotope und Böden bereits abgebildet. 
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Mit der Freiflächen-Photovoltaikanlage selbst wird zudem eine Energieerzeugung er-

möglicht, die nach der Errichtung weitgehend Kohlendioxid-neutral ist und die den Um-

fang der Nutzung klimaschädlich erzeugter Energie reduziert. 

 

 

2.2.2.7 Schutzgut Landschaft 

 

Die Planung sieht die Bebauung von Freiflächen vor. Die Bebauung mit Photovoltaik-

anlagen erfolgt überwiegend auf Flächen mit Landschaftsbildelementen, die eine ge-

ringe Bedeutung für das Landschaftsbild haben (Sandacker – AS). Bereiche mit höherer 

Bedeutung für das Landschaftsbild stellen der Graben mit dem Schilfröhricht 

(FGR/VERS – Wertstufe III) sowie die Flächen mit Gehölzen (HFB 1 – Wertstufe IV) 

dar. Die technische Überformung der freien Landschaft innerhalb des Sondergebietes 

(3,59 ha) ist aber unabhängig davon als eine erhebliche Beeinträchtigung des Land-

schaftsbildes einzustufen. 

 

 

2.2.2.8 Schutzgüter kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

 

Bau- und Bodendenkmale sowie Grabungsschutzgebiete und Kulturgüter sind im Plan-

gebiet nicht vorhanden und demnach auch nicht betroffen. Gleiches gilt für historische 

Kulturlandschaften. 

 

Der Verlust von Acker in einem Umfang von 30.042 m² (etwa 3 ha) stellt die Beein-

trächtigung eines Sachgutes (landwirtschaftliche Produktionsfläche) dar. 

 

Östlich benachbart zum Plangebiet befindet sich Wald im Sinne des § 2 NWaldLG (ver-

gleiche KEDING & HENNING 2003, MÖLLER 2004), der als Sachgut einzustufen ist. Die-

ser Wald ist vom Bauvorhaben nicht betroffen, zumal ein Abstand von mindestens 30 m 

eingehalten wird. 

 

Sonstige Sachgüter sind durch das Planvorhaben nicht betroffen. 

 

 

2.2.2.9 Wechselwirkungen 

 

Die Umweltbeeinträchtigungen in Folge von Wechselwirkungen sind jeweils bei den 

betroffenen Schutzgütern dargestellt. 
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2.2.2.10 Bewertung der festgestellten nachteiligen Umweltauswirkungen 

 

In Tab. 7 erfolgt eine Bewertung der vorstehend beschriebenen Umweltauswirkungen 

nach Anlage 1 BauGB in Anlehnung an § 25 UVPG anhand der in Tab. 12 wiedergege-

benen Rahmenskala. 

 

 

Tab. 7: Bewertung der nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Umweltschutzgü-

ter. 
 

Wertstufen gemäß Tab. 12: IV = Unzulässigkeitsbereich, III = Zulässigkeitsgrenzbereich, II = Belas-

tungsbereich, I = Vorsorgebereich. 

 
Schutzgut und Auswirkungen 

 

Bewertung der 
Auswirkungen 
(Wertstufen gemäß 

Tab. 10) 

Erläuterungen zur Bewertung der 
Umweltauswirkungen 

--- IV --- 

--- III --- 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt: 

Verlust von Biotopbeständen der Wertstufe 
III (924 m²): 

 361 m² Extensivgrünland im Wegesei-
tenraum in schmaler Ausprägung 
(GET), 

 433 m² Fläche mit halbruderaler Gras- 
und Staudenflur mittlerer Standorte 
(UHM), 

 130 m²Baumhecke mit Stangenholz 
(HFB 1). 

II Es handelt sich um erhebliche Beeinträchti-
gungen im Sinne von § 14 BNatSchG, die aus-
gleichbar oder ersetzbar im Sinne von § 15 
BNatSchG sind, so dass sich kein Versagens-
tatbestand ergibt. 
Nach § 30 BNatSchG oder § 24 NNatSchG ge-
schützte Biotope sind nicht betroffen. Gleiches 
gilt für nach § 22 NNatSchG pauschal ge-
schützte Wallhecken. Natura 2000-Gebiete 
oder FFH-Lebensraumtypen außerhalb von 
FFH-Gebieten sind nicht betroffen. Wald im 
Sinne des § 2 NWaldLG ist nicht betroffen. 

Fläche und Boden: 

Neuversiegelung oder sonstige Befestigung 
von Böden der Wertstufe IV (von besonde-
rer bis allgemeiner Bedeutung): 

 9 m² Böden mit Dauervegetation in 
Form einer Baumhecke mit Stangen-
holz (HFB 1). 

II Es handelt sich um erhebliche Beeinträchti-
gungen im Sinne von § 14 BNatSchG, die aus-
gleichbar oder ersetzbar im Sinne von § 15 
BNatSchG sind, so dass sich kein Versagens-
tatbestand ergibt. 

Fläche und Boden: 

Neuversiegelung oder sonstige Befestigung 
von Böden der Wertstufe III (von allgemei-
ner Bedeutung – 3.104 m²): 

 2.151 m² mineralische Böden im Be-
reich des Ackerlandes (AS), 

 562 m² landwirtschaftliche Lagerflä-
chen mit halbruderaler Gras- und 
Staudenflur mittlerer Standorte 
(EL/UHM), 

 361 m² Böden mit Wegebegleitgrün in 
Form von Extensivgrünland (GET), 

 30 m² Böden mit Dauervegetation in 
Form von halbruderalen Gras- und 
Staudenfluren (UHM). 

II Es handelt sich um erhebliche Beeinträchti-
gungen im Sinne von § 14 BNatSchG, die aus-
gleichbar oder ersetzbar im Sinne von § 15 
BNatSchG sind, so dass sich kein Versagens-
tatbestand ergibt. 
Davon sind 600 m² im Wegeseitenraum betrof-
fen, die als Verkehrsfläche (2.100 m²) im Wes-
ten festgesetzt ist. 

Boden: 

Überformung von Böden der Wertstufe IV 
(von besonderer bis allgemeiner Bedeu-
tung) durch Verschattung: 

 91 m² Böden mit Dauervegetation in 
Form einer Baumhecke mit Stangenholz 
(HFB 1). 

II Es handelt sich um erhebliche Beeinträchti-
gungen im Sinne von § 14 BNatSchG, die aus-
gleichbar oder ersetzbar im Sinne von § 15 
BNatSchG sind, so dass sich kein Versagens-
tatbestand ergibt. 
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Schutzgut und Auswirkungen 
 

Bewertung der 
Auswirkungen 
(Wertstufen gemäß 

Tab. 10) 

Erläuterungen zur Bewertung der 
Umweltauswirkungen 

Klima: 

Verlust von Flächen mit besonderer Kohlen-
dioxid-Bindungsfunktion (kohlenstoffreiche 
Böden, humose Oberböden und Gehölze, 
FGSV 2023a) 

 1.053 m² Böden mit Dauervegetation. 

II Es handelt sich um erhebliche Beeinträchti-
gungen im Sinne von § 14 BNatSchG (verglei-
che FGSV 2023a), die ausgleichbar oder er-
setzbar im Sinne von § 15 BNatSchG sind, so 
dass sich kein Versagenstatbestand ergibt. 
Die Funktion der Böden und der Vegetation, 
klimaschädliches Kohlendioxid zu speichern, 
wird über die Betroffenheit der Biotope und Bö-
den abgebildet. 

Landschaft:  

Großräumige technische Überformung der 
Landschaft und in geringem Umfang Besei-
tigung von Landschaftsbildelementen von 
besonderer bis allgemeiner Bedeutung (He-
cke): 3,59 ha, davon 130 m² Baumhecke 
(HFB 1) 

II Es handelt sich um erhebliche Beeinträchti-
gungen im Sinne von § 14 BNatSchG, die aus-
gleichbar oder ersetzbar im Sinne von § 15 
BNatSchG sind, so dass sich kein Versagens-
tatbestand ergibt. 

Menschen: 

Lärmbelästigungen und Staubentwicklung 
während der Bau- und Betriebsphase 

I Aufgrund der zeitlich begrenzten Einwirkungs-
dauer bleiben die Belastungen während der 
Bauphase unter der Schwelle der Erheblich-
keit. Immissionsrechtlich einzuhaltende Grenz-
werte werden nicht überschritten. 
Für die Betriebsphase ist davon auszugehen, 
dass keine immissionsschutzrechtlich bedenk-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf 
die Wohnbebauung von Grebshorn ausgehen.  
Zur Einhaltung der Vorgaben der „Techni-
schen Anleitung zum Schutz gegen Lärm“ (TA-
Lärm) sowie zur Sicherung des Schutzgutes 
Menschen ist ein Lärmschutzgutachten zu er-
stellen. Nach Rücksprache mit dem Projektlei-
ter wird in Abstimmung mit der Stadt Gifhorn 
ein Schallschutzgutachten spätestens zum 
Satzungsbeschluss beziehungsweise zur Be-
antragung der Baugenehmigung notwendig. 
Gemäß R. Mösmang (23.4.2026) wurde 
schriftlich folgendes zugesichert: „[…] Auf jeden 
Fall ein Schallschutzgutachten für die Trafostation 
und den Grünstromspeicher im Nordosten der Pro-
jektfläche anfertigen lassen […]. 

Menschen: 

Gefährdung von Leben oder Gesundheits-
schäden durch Störfälle im Plangebiet 

I Der Bau und Betrieb der Freiflächen-Photovol-
taikanlagen stellen keine Vorhaben dar, die 
Störfälle im Sinne des § 2 Nummer 7 der Stör-
fall-Verordnung auslösen können. 

Menschen: 

Gefährdung von Leben oder Gesundheits-
schäden durch Störfälle im Umfeld des 
Plangebietes 

I Im Umfeld des Plangebietes befinden sich 
keine Betriebsteile im Sinne des § 3 Abs. 5a 
BImSchG. 

Menschen: 

Gefährdung von Leben im Straßenverkehr 
oder Beeinträchtigung der Wohnqualität 
durch Blendeffekte 

I Blendungen durch die Lichtreflektionen der 
glatten glänzenden Oberflächen der Photovol-
taikmodule haben einen möglichen negativen 
Einfluss auf die Straßen- und Wohnbereiche. 
Für mögliche Blendungen ist gemäß R. Mös-
mang (23.4.2026) ein: „[…] vereinfachtes Gut-
achten ausreichend […]“. Das Blendschutzgut-

achten ist spätestens zum Satzungsbeschluss 
beziehungsweise zur Beantragung der Bauge-
nehmigung vorzulegen. 

Menschen, Tiere, Pflanzen und biologi-
sche Vielfalt, Boden, Wasser, Land-
schaft: 

Betroffenheit von Schutzgebieten 

I Natura 2000-Gebiete oder nach nationalem 
Recht ausgewiesene Schutzgebiete sind vom 
Planvorhaben weder direkt noch indirekt be-
troffen. 
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Schutzgut und Auswirkungen 
 

Bewertung der 
Auswirkungen 
(Wertstufen gemäß 

Tab. 10) 

Erläuterungen zur Bewertung der 
Umweltauswirkungen 

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt: 

Verlust/Beeinträchtigung von Biotopbestän-
den der Wertstufen II bis 0 (von geringer, 
sehr geringer oder ohne Bedeutung): 

 30.042 m² wildkrautarmer Sandacker 
(AS) 

 5.450 m² landwirtschaftliche Lagerflä-
che mit halbruderaler Gras- und Stau-
denflur mittlerer Standorte (UHM) 

I Aufgrund der untergeordneten Bedeutung der 
Flächen für das Schutzgut wird das Erheblich-
keitsmaß der Beeinträchtigung im Sinne des § 
14 BNatSchG nicht überschritten. 
Nach § 30 BNatSchG oder § 24 NNatSchG ge-
schützte Biotope sind nicht betroffen. Gleiches 
gilt für nach § 22 NNatSchG pauschal ge-
schützte Wallhecken. Natura 2000-Gebiete 
oder FFH-Lebensraumtypen außerhalb von 
FFH-Gebieten sind nicht betroffen. Wald im 
Sinne des § 2 NWaldLG ist nicht betroffen. 

Tiere und biologische Vielfalt: 

Beeinträchtigung der Brutreviere von ge-
hölzbrütenden Vogelarten (darunter meh-
rere Arten der Roten Liste und Vorwarn-
liste): 

 3 Reviere der Dorngrasmücke, 

 1 Revier des Stares, 

 1 Revier des Neuntöters. 

I Eine Aufgabe der Brutreviere durch erhebliche 
Störungen während der Bauzeiten wird durch 
Bauzeitenbeschränkungen (siehe Kap. 2.3.1) 
vermieden. Die Brutplätze bleiben vollständig 
erhalten und durch Abstandsregelungen erfol-
gen keine erheblichen Störwirkungen in Bezug 
auf die Nahrungshabitate. Diese werden viel-
mehr sogar im Vergleich zum aktuellen Zu-
stand aufgewertet. Die artenschutzrechtlichen 
Zugriffsverbote gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG 
sind daher nicht einschlägig. 
Es handelt sich daher auch um keine erhebli-
che Beeinträchtigung im Sinne von § 14 
BNatSchG. 

Tiere und biologische Vielfalt: 

Beeinträchtigung der Brutreviere weiterer 
Vogelarten: 

 1 Weißstorch (Horst), 

 1 Sumpfrohrsänger (Graben östlich). 

I Eine Aufgabe der Brutreviere durch erhebliche 
Störungen während der Bauzeiten wird durch 
Bauzeitenbeschränkungen (siehe Kap. 2.3.1) 
vermieden. Die Brutplätze bleiben vollständig 
erhalten und durch Abstandsregelungen erfol-
gen keine erheblichen Störwirkungen in Bezug 
auf die Nahrungshabitate. Diese werden viel-
mehr sogar im Vergleich zum aktuellen Zu-
stand aufgewertet. Die artenschutzrechtlichen 
Zugriffsverbote gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG 
sind daher nicht einschlägig. 
Es handelt sich daher auch um keine erhebli-
che Beeinträchtigung im Sinne von § 14 
BNatSchG. 

Tiere und biologische Vielfalt: 

Beseitigung von Nahrungshabitaten von eu-
ropäisch geschützten Vogelarten 

I Vogelarten sind nur mit nicht essenziellen Nah-
rungshabitaten betroffen, sodass es sich nicht 
um eine erhebliche Störung handelt. Nah-
rungshabitate unterliegen für sich genommen 
nicht den Schutztatbeständen des § 44 Abs. 1 
BNatSchG (LOUIS 2012). Die artenschutzrecht-
lichen Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 
BNatSchG sind daher nicht einschlägig. 
Nachteilige Auswirkungen durch den Verlust 
von Habitaten, die über den Verlust der Vege-
tationsbestände hinausgehen, ergeben sich 
nicht. Es handelt sich daher um keine erhebli-
che Beeinträchtigung im Sinne von § 14 
BNatSchG. 
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Schutzgut und Auswirkungen 
 

Bewertung der 
Auswirkungen 
(Wertstufen gemäß 

Tab. 10) 

Erläuterungen zur Bewertung der 
Umweltauswirkungen 

Tiere und biologische Vielfalt: 

Beseitigung von Lebensstätten und Nah-
rungshabitaten von Fledermäusen 

I Fledermaus-Quartiere sind vom Planvorhaben 
nicht betroffen, weil der Gehölzbestand des 
Plangebietes mit Ausnahme von 130 m² 
Baumhecke erhalten bleibt. In der erwähnten 
Hecke befanden sich keine Bäume mit Fleder-
maus-Quartierpotenzial (junge Baumreihe aus 
Stangenholz). 
Da der mehrheitliche Gehölzbestand des Plan-
gebietes erhalten bleibt, gehen Nahrungshabi-
tate nur in einem nicht essenziellen Umfang 
verloren. Die Nahrungshabitate werden im 
Vergleich zum aktuellen Zustand durch die vor-
gesehenen Abstandsflächen sogar aufgewer-
tet. Somit liegt keine erhebliche Störung vor, 
soweit die in Kap. 2.3.1 beschriebenen Vor-
kehrungen zur Beschränkung der Beleuchtung 
beachtet werden. Nahrungshabitate unterlie-
gen für sich genommen nicht den Schutztatbe-
ständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG (LOUIS 

2012). Die artenschutzrechtlichen Zugriffsver-
bote des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind daher 
nicht einschlägig. 
Nachteilige Auswirkungen durch den Verlust 
von Habitaten, die über den Verlust der Vege-
tationsbestände hinausgehen, ergeben sich 
nicht. Es handelt sich daher um keine erhebli-
che Beeinträchtigung im Sinne von § 14 
BNatSchG. 

Tiere und biologische Vielfalt: 

Beseitigung von möglichen Nahrungs-, Fort-
pflanzungs- und Deckungshabitaten des 
Feldhasen und anderer Kleinsäuger 

I Durch Vorkehrungen zur Vermeidung und Ver-
minderung von Beeinträchtigungen (siehe 
Kap. 2.3.1) wird sichergestellt, dass es zu kei-
nen Individuenverlusten kommt. Nachteilige 
Auswirkungen durch den Verlust von Habita-
ten, die über den Verlust der Vegetationsbe-
stände hinausgehen, ergeben sich nicht, da 
die Flächen des Plangebietes auch zukünftig 
für die Arten zugänglich sind und Habitatfunk-
tion behalten. Erhebliche Beeinträchtigungen 
im Sinne von § 14 BNatSchG ergeben sich so-
mit nicht. 
Der Feldhase unterliegt dem Jagdrecht und 
zählt wie die zu erwartenden sonstigen Klein-
säuger nicht zu den besonders geschützten 
Arten. 

Pflanzen und biologische Vielfalt: 

Betroffenheit von Pflanzenwuchsorten 
I Bedeutsame Pflanzenvorkommen (Arten der 

Roten Liste oder Vorwarnliste und besonders 
geschützte Arten) sind vom Planvorhaben 
nicht betroffen. Erhebliche Beeinträchtigungen 
im Sinne von § 14 BNatSchG ergeben sich so-
mit nicht. 

Fläche: 

Entzug von freier Landschaft in Höhe von 
3,59 ha 

I Das Schutzgut Fläche unterliegt nicht den Re-
gelungen der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung. Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 
sind rechtlich nicht vorgesehen. 
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Schutzgut und Auswirkungen 
 

Bewertung der 
Auswirkungen 
(Wertstufen gemäß 

Tab. 10) 

Erläuterungen zur Bewertung der 
Umweltauswirkungen 

Boden: 

Beeinträchtigung von Böden (Verschattung 
und verringertes Wasserangebot) durch 
Überschirmung von Böden der Wertstufe III 
(25.039 m²) durch die Freiflächen-Photovol-
taikanlage: 

 21.047 m² Ackerboden (AS), 

 3.688 m² landwirtschaftliche Lagerflä-
che mit halbruderaler Gras- und Stau-
denflur (EL/UHM), 

 304 m² halbruderale Gras- und Stau-
denflur mittlerer Standorte (UHM). 

I Verschattung und Feuchteentzug betrifft deut-
lich vorbelastete Böden der Wertstufe III, für 
die zukünftig der Einsatz von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln und das regelmäßige 
Wenden des Oberbodens entfällt und auf de-
nen sich eine relativ naturnahe Dauervegeta-
tion (lückiges artenarmes Extensivgrünland 
oder lückige blütenarme halbruderale Gras- 
und Staudenflur) entwickeln wird. Daher stellt 
die Verschattung im vorliegenden Fall keine 
Beeinträchtigung der Bodenfunktionen dar. Es 
handelt sich um keine erhebliche Beeinträchti-
gung im Sinne von § 14 BNatSchG. 
Im Bereich der Abstandsflächen zwischen den 
einzelnen Anlagen werden die Bodenfunktio-
nen im Vergleich zum Ist-Zustand aufgewertet 
(Entwicklung von Böden der Wertstufe IV). 

Wasser: 

Verringerung der Grundwasserneubildung 
durch Überbauungen und sonstige Flächen-
versiegelungen, zusätzliche Schadstoffein-
träge in der Bauphase 

I Die Belastungen bleiben unter der Schwelle 
der Erheblichkeit, da Flächenversiegelungen 
nur in geringem Maße vorgesehen sind und 
eine vollständige Versickerung im Plangebiet 
möglich ist. 
Bezüglich der Schadstoffeinträge bleiben auf-
grund der Vorkehrungen zur Vermeidung so-
wie Verminderung von Beeinträchtigungen 
(vergleiche Kap. 2.3.1) die Belastungen unter 
der Schwelle der Erheblichkeit. Bisherige Be-
lastungen durch Einsatz von Pflanzenschutz- 
und Düngemitteln auf der Ackerfläche entfal-
len. 
Es handelt sich um keine erhebliche Beein-
trächtigung im Sinne von § 14 BNatSchG. 

Luft und Klima: 

Verlust oder Beeinträchtigung bioklimatisch 
wertvoller Bereiche oder von Kaltluftentste-
hungsgebieten 

I Bioklimatisch wertvolle Bereiche werden durch 
das Vorhaben nicht erheblich beeinträchtigt. 
Immissionsrechtlich einzuhaltende Grenz-
werte sind nicht betroffen. Die Belastungen 
bleiben unter der Schwelle der Erheblichkeit. 

kulturelles Erbe:  

Beeinträchtigung von Baudenkmalen und 
von Elementen der historischen Kulturland-
schaft 

I Im Plangebiet sind keine Baudenkmale und 
Elemente der historischen Kulturlandschaft 
vorhanden, so dass keine Betroffenheit be-
steht. 

kulturelles Erbe: 

Verlust bisher unbekannter Bodendenkmale 
I Unter Berücksichtigung der in Kap. 2.3.1 be-

schriebenen Vorkehrungen sind erhebliche 
Beeinträchtigungen nicht zu erwarten. 

sonstige Sachgüter: 

Verlust von etwa 3 ha (30.042 m²) landwirt-
schaftlicher Produktionsfläche (Ackerland) 

I Eine Kompensation für den Verlust landwirt-
schaftlicher Produktionsflächen ist umwelt-
rechtlich nicht gefordert. 

sonstige Sachgüter:  

Potenzieller Verlust von forstwirtschaftli-
chen Produktionsflächen 

I Forstwirtschaftliche Produktionsflächen sind 
von der Planung nicht betroffen. Benachbarte 
Wälder werden aufgrund der einzuhaltenden 
Abstände (30 m) nicht beeinträchtigt. 
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2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zur Kompensation nachtei-

liger Auswirkungen 
 

2.3.1 Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung 

nachteiliger Auswirkungen 

 

In der Tab. 8 sind die Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung nachteiliger 

Auswirkungen auf die Umweltschutzgüter zusammengestellt. Die Vorkehrungen sind 

rechtlich verbindlich, da sie in Gesetzen oder Verordnungen oder im Bebauungsplan 

definiert beziehungsweise im Durchführungsvertrag zwischen Gemeinde und Vorha-

benträger vereinbart sind. 

 

 

Tab. 8: Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung nachteiliger Auswirkun-

gen auf die Umweltschutzgüter. 

 
Vorkehrungen zur Verminderung nachteiliger Auswirkungen 

auf die Umweltschutzgüter 
betroffene 

Schutzgüter 

Immissionsschutzrechtliche Bestimmungen, vor allem der Geräte- und Maschi-
nenlärmschutzverordnung (32. BImSchV) und der AVV-Baulärm sind bei der Her-
stellung baulicher Anlagen zu beachten. 

Menschen 

Die Wohnbebauungen im Westen und Süden des Plangebietes sind von bauli-
chen Anlagen freizuhalten. 

Menschen 

Zur Einhaltung der Vorgaben der „Technischen Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm“ (TA-Lärm) sowie zur Sicherung des Schutzgutes Menschen ist ein Lärm-
schutzgutachten erforderlich.  
Nach Rücksprache mit R. Mösmang von der CONPOWER Beteiligung GmbH 
wird in Abstimmung mit der Stadt Gifhorn und dem Büro für Stadtplanung 
Schwerdt ein Schallschutzgutachten spätestens zum Satzungsbeschluss bezie-
hungsweise zur Beantragung der Baugenehmigung notwendig. Gemäß R. Mös-

mang (23.4.2026) wurde schriftlich folgendes zugesichert: „[…] Auf jeden Fall ein 
Schallschutzgutachten für die Trafostation und den Grünstromspeicher im Nordosten der 
Projektfläche anfertigen lassen […]. 

Menschen 

Blendungen durch die Lichtreflektionen der glatten glänzenden Oberflächen der 
Photovoltaikmodule haben einen möglichen negativen Einfluss auf die Straßen- 
und Wohnbereiche. Zur Sicherung des Schutzgutes Menschen ist ein Blend-
schutzgutachten erforderlich. 
Für mögliche Blendungen durch die Anlage ist gemäß R. Mösmang der CON-
POWER Beteiligung GmbH (in Absprache mit der Stadt Gifhorn und dem Büro 

für Stadtplanung Schwerdt (23.4.26) ein: „[…] vereinfachtes Gutachten ausreichend 

[…]“. Dieses ist spätestens zum Satzungsbeschluss beziehungsweise zur Bean-
tragung der Baugenehmigung vorzulegen.  

Menschen 

Sofern sich eine Belastung mit Kampfmittelresten im Baufeld andeutet, sind Maß-
nahmen zur Gefahrenerforschung beziehungsweise gegebenenfalls zur Räu-
mung und Entsorgung zu ergreifen. Bei entsprechenden Funden ist die zustän-
dige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampfmittelbeseitigungs-
dienst des Landes Niedersachsens bei der Regionaldirektion Hameln-Hannover 
des Landesamtes für Geoinformationen und Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN) umgehend zu benachrichtigen. 

Menschen, Boden 

Verwendung von technischen Anlagen entsprechend dem aktuellen Stand der 
Technik beziehungsweise ordnungsgemäßer Einbau und regelmäßige Wartung. 

Menschen 
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Vorkehrungen zur Verminderung nachteiliger Auswirkungen 
auf die Umweltschutzgüter 

betroffene 
Schutzgüter 

Ruhen von Bauarbeiten des nachts. Menschen, Tiere, bi-
ologische Vielfalt 

Im Plangebiet ist der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemitteln sowie ein 
Narbenumbruch nicht zulässig. 

Tiere, Pflanzen, bio-
logische Vielfalt, Bo-
den, Wasser, Klima 

Alle Ansaaten im Plangebiet haben mit Regio-Saatgut des Ursprungsgebietes 1 
(Nordwestdeutsches Tiefland) zu erfolgen, um den Anforderungen des § 40 
BNatSchG zu genügen. 

Tiere, Pflanzen, bio-
logische Vielfalt 

Gehölzentnahmen sind mit Ausnahme der bereits entnommenen Baumhecke 
(HFB 1) von 130 m² im Plangebiet nicht zulässig. Der komplette Kronentraufbe-
reich der Strauch-Baumhecke im Südwesten ist von baulichen Anlagen freizuhal-
ten. Der Bebauungsplan berücksichtigt die vorstehenden Vorgaben zum Gehölz-
schutz, da die Bearbeitung in einem iterativen Prozess erfolgt ist. 

Tiere, Pflanzen, bio-
logische Vielfalt 

Die entnommene Baumhecke (HFB 1) aus Birken im Bereich des Grabens östlich 
des Plangebietes ist zu ersetzen, was im Bebauungsplan bereits berücksichtigt 
wird. Als Ersatz für die entnommenen Birken werden jedoch Strauchhecken statt 
Baumpflanzungen empfohlen. Das Vorkommen von Feldlerchen östlich des 
Plangebietes, die ein artspezifisches Meideverhalten gegenüber hochaufragen-
den Strukturen zeigen (V. BLOTZHEIM et al. 2001), könnte andernfalls gegebenen-
falls zu weiteren Ausgleichspflichtigen Konflikten führen. Eine Strauchhecke 
(HFS) erfüllt außerdem einen schnelleren und effektiveren naturschutzfachlichen 
Zweck und schützt zugleich den angrenzenden Graben. Sie bietet mehr Raum 
für Gehölzbrüter wie die im Bereich des Grabens beobachtete Heidelerche und 
wirkt schneller als Lebensraumersatz. Zudem kommt es dadurch nicht zu einer 
wesentlichen Verschattung des im Graben bestehenden Schilfröhrichtes 
(FGR/VERS) sowie der geplanten Solarmodule. 

Tiere, Pflanzen, bio-
logische Vielfalt 

Im Plangebiet ist eine Beleuchtung unzulässig, abgesehen von kurzzeitigen un-
vermeidbaren Beleuchtungen zu Wartungs- und sonstigen Zwecken. Bei der An-
lage unvermeidbarer Außenbeleuchtungen sind mit Leuchtdioden bestückte 
Lampen vom Typ „warm-weiß“ zu verwenden, da diese deutlich weniger Nachtin-
sekten und somit auch Fledermäuse anlocken als andere Lampentypen (EISEN-
BEIS 2013). Außerdem sind die Beleuchtungskörper so anzuordnen, dass diese 
nicht in das Umland strahlen. Lichtfarbe ist ein warmweißes Licht von 2.000 Kel-
vin oder weniger (ZSCHORN & FRITZE al. 2022). Leuchtengehäuse sind so abzu-
dichten, dass Insekten oder sogar größere Tiere nicht eindringen können (siehe 
auch § 41a BNatSchG in der zukünftig geltenden Fassung). 

Tiere, biologische 
Vielfalt 

Der gemäß Bebauungsplan festgesetzte Bereich für die Verkehrsfläche mit be-
sonderer Zweckbestimmung beinhaltet neben eines bereits asphaltierten Weges 
(OVW a) Wegebegleitgrün (GET, HFM 2) sowie weitere angrenzende Flächen 
(AS, EL/UHM). Eine Verbreiterung der Fahrbahn des asphaltierten Lehmweges, 
die zu Lasten dieser Biotopbereiche geht, ist nicht zulässig. 
Davon ausgenommen sind die östlich des Lehmweges gelegenen zukünftigen 
Zufahrtsbereiche zum/im Sondergebiet in Höhe von maximal 50 m² (betrifft ledig-
lich geringwertigen Sandacker (AS) und landwirtschaftliche Lagerfläche mit 
halbruderaler Gras- und Staudenflur (EL/UHM)). 

Tiere, biologische 
Vielfalt 

Das Räumen des Baufeldes zur Vorbereitung der durchzuführenden Baumaß-
nahmen ist zum Schutz vor möglichen Verlusten von besetzten Niststätten ge-
schützter europäischer Vogelarten (zum Beispiel Bodenbrüter) und von Sassen 
des Feldhasen außerhalb der Brut- und Setzzeit (März bis August) durchzufüh-
ren, also nur im Zeitraum September bis Februar. Alternativ ist auch eine Bau-
feldräumung unmittelbar nach Ernte der Feldfrucht zulässig, sofern die Ernte im 
Rahmen einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutzung zu landwirt-
schaftlich üblichen Zeiten erfolgt ist. 

Tiere, biologische 
Vielfalt 

Die Bauarbeiten dürfen ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit (März bis Au-
gust) durchgeführt werden, also nur im Zeitraum September bis Februar, um die 
zahlreichen benachbart vorkommenden gehölzbrütenden Vogelarten sowie den 
Weißstorch südlich des Plangebietes nicht erheblich zu stören. 

Tiere, biologische 
Vielfalt 
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Vorkehrungen zur Verminderung nachteiliger Auswirkungen 
auf die Umweltschutzgüter 

betroffene 
Schutzgüter 

Die Zaunanlagen um die Freiflächen-Photovoltaikanlage sind so anzuordnen, 
dass die Grünflächen außerhalb der Zäune liegen und für Wildtiere zugänglich 
sind. Während der Anwuchsphase der Gehölze im Bereich der Flächen zum An-
pflanzen dürfen diese gegen Wildverbiss durch eine temporäre Zäunung ge-
schützt werden. 

Tiere, biologische 
Vielfalt, Landschaft 

Zaunanlagen um die Freiflächen-Photovoltaikanlage sind für Kleintiere durchläs-
sig zu gestalten. Die Höhe der Unterkante von Einfriedungen muss dazu mindes-
tens 0,20 m über Geländeoberkante betragen. 

Tiere, biologische 
Vielfalt 

Das Sondergebiet ist benachbart zum Waldstück südöstlich des Sondergebietes 
so abgegrenzt, dass ein mindestens 30 m breiter Abstandsstreifen freigehalten 
bleibt (siehe auch Maßnahme V1). Dieser Abstandsstreifen wird als Offenland-
bereich dem Gehölzbereich vorgelagert bleiben, wodurch eine negative Auswir-
kung auf den Wald und seine Randbereiche ausbleibt. 

Tiere, biologische 
Vielfalt 

Die von Wegen eingenommenen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim-
mung/Wirtschaftswege dürfen eine Fläche von 2.100 m² nicht überschreiten. Bei 
Neuanlage sind ausschließlich wassergebundene unbefestigte Wege zulässig. 
Es wird empfohlen, bereits vorhandene Wege wie den westlich angrenzenden 
asphaltierten Lehmweg unverändert (ausgenommen 50 m² Zufahrtsbereiche) zu 
nutzen. 

Tiere, Pflanzen, bio-
logische Vielfalt, Bo-

den, Landschaft 

Die maximal zulässige Höhe für bauliche Anlagen ist auf 3,5 m über Gelände-
oberkante beschränkt. Dies dient dem Schutz des Landschaftsbildes vor techni-
scher Überformung und reduziert das Meideverhalten der Feldvögel. 

Tiere, biologische 
Vielfalt, Landschaft 

Die Neuversiegelung im Sondergebiet darf eine Fläche von 2.513 m² zuzüglich 
50 m² für die Zufahrtsbereiche (gesamt 2.563 m²) nicht überschreiten. 

Boden 

Der Mutterboden ist vor Überbauung abzuschieben, in nutzbarem Zustand zu 
erhalten und zu verwerten (vergleiche § 202 BauGB). Unter den Solaranlagen ist 
ein Abschieben des Mutterbodens zu vermeiden, um eine Dauervegetation hier 
etablieren zu können und den Boden nicht zu schädigen. 
Im Rahmen der Bautätigkeiten sind insbesondere folgende DIN-Normen zu be-
rücksichtigen: DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bau-
vorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten 
sowie DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial. 

Boden 

Die ordnungsgemäße und umweltschonende Verwendung, Lagerung und Ent-
sorgung von boden- und wassergefährdenden Materialien sowie Abfällen und 
Abwässern während der Bautätigkeiten sowie der gesamten Nutzung des Plan-
gebietes sind sicherzustellen. 

Boden, Wasser 

Reinigungsarbeiten der Solaranlagen, die Boden und Grundwasser beeinträchti-
gen könnten, sind nicht erforderlich. Sollten wider Erwarten doch einmal derartige 
Reinigungsarbeiten anstehen, dürfen ausschließlich schadstofffreie Reinigungs-
mittel eingesetzt werden, die keine Beeinträchtigung der Bodenfunktionen oder 
der Grundwasserqualität auslösen. 

Boden, Wasser 

Anfallendes Niederschlagswasser ist vollständig im Plangebiet zur Versickerung 
zu bringen. Eine Einleitung in dem im Plangebiet verlaufenden Graben ist nicht 
zulässig. 
Der Bebauungsplan berücksichtigt die vorstehenden Vorgaben, da die Bearbei-
tung in einem iterativen Prozess erfolgt ist. 

Boden, Wasser, 
Klima 

Um den Graben (FGR/VERS) des Plangebietes ist ein Gewässerrandstreifen mit 
Dauervegetation in einer Breite von 5 m vorgesehen. Zudem wird gemäß Bebau-
ungsplan die Baumhecke aus Birken südlich des Grabens ersetzt. 

Wasser 

Die sichtbaren Fassaden von baulichen Anlagen sowie die Umzäunung sind in 
gedeckten Farben auszubilden. Werbeanlagen sind unzulässig. 

Landschaft 

Meldung möglicher vor- oder frühgeschichtlicher Bodenfunde und –befunde bei 
Bau- oder Erdarbeiten gemäß § 14 Abs. 1 NDSchG an die zuständige Denkmal-
schutzbehörde, Sicherung bis zur Entscheidung der Behörde. 

kulturelles Erbe 
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Ergänzend zu den in Tab. 6 beschriebenen Vorkehrungen ist die Maßnahme V1 zu be-

rücksichtigen, um sicherzustellen, dass die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote für 

gehölzbrütende Vogelarten und für Fledermäuse nicht einschlägig sind und um den Bi-

otopverbund nicht erheblich zu beeinträchtigen: 

 

 

Maßnahme V1 – Entwicklung von mehrjähriger Blühstreifen / halbruderaler 

Gras- und Staudenfluren (UH) 

 

Auf den Offenlandflächen angrenzend an die Waldflächen mit besonderer Habitatfunk-

tion für Fledermäuse und Vögel ist zur Sicherstellung sowie Verbesserung des Bio-

topverbundes und der Nahrungshabitate die Entwicklung von mehrjährigen Blühstreifen 

beziehungsweise von halbruderalen Gras- und Staudenfluren (UH) vorgesehen. 

 

Die Maßnahme V1 nimmt eine Fläche von etwa 2.000 m² ein (Flächen zum Anpflanzen 

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen, Fläche 2). Die Maßnahme V1 

erfolgt innerhalb des Plangebietes auf dem Flurstück 30/10 der Flur 45 in der Gemar-

kung Gifhorn. Die Lage und Abgrenzung der Maßnahme kann der Abb. 6 entnommen 

werden. 

 

Hierfür erfolgt innerhalb der Offenlandbereiche, die im Bebauungsplan mit einer „2“ 

gekennzeichnet sind, eine Ansaat mit Regio-Saatgut des Ursprungsgebietes 1 (Nord-

westdeutsches Tiefland). Die Saatgutmischung muss mindestens 30 % krautige Arten-

anteile enthalten. Der Tab. 9 ist zu entnehmen, welche Arten für die Ansaat geeignet 

sind (KAISER 2023). Handelsübliche Mischungen genügen im Regelfall diesen Anfor-

derungen. 

 

 

Tab. 9: Auswahlliste für die Grünland-Ansaat (nach KAISER 2023). 
 

Fettdruck = Kennart des mesophilen Grünlandes nach V. DRACHENFELS (2021). * = Arten des Mäh-

grünlandes. 
 

Artname 

wissenschaftlicher Name deutscher Name 

Achillea millefolium Gewöhnliche Schafgabe 

Agrostis capillaris Rotes Straußgras 

Ajuga reptans Kriechender Günsel 

Alopecurus pratensis* Wiesen-Fuchsschwanz 

Anthriscus sylvestris* Wiesen-Kerbel 
Anthoxanthum odoratum Gewöhnliches Ruchgras 

Arrhenatherum elatius* Glatthafer 

Bellis perennis Gänseblümchen 

Bromus hordeaceus Weiche Trespe 
Cardamine pratensis Wiesen-Schaumkraut 

Centaurea jacea* Wiesen-Flockenblume 

Cerastium holosteoides Gewöhnliches Hornkraut 
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Artname 

wissenschaftlicher Name deutscher Name 

Crepis capillaris Kleinköpfiger Pippau 

Cynosurus christatus Kammgras 

Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras 
Daucus carota* Wilde Möhre 

Festuca pratensis Wiesen-Schwingel 
Festuca rubra Rot-Schwingel 

Galium album* Wiesen Labkraut 

Heracleum sphondylium* Wiesen-Bärenklau 
Holcus lanatus Wolliges Honiggras 
Hypericum perforatum Tüpfel-Johanneikraut 
Hypochaeris radicata (Hypochoeris radicata) Gewöhnliches Ferkelkraut 

Knautia arvensis* Wiesen-Witwenblume 

Lathyrus pratensis* Wiesen-Platterbse 

Leontodon autumnalis (Scorzoneroides autumnalis) Herbst-Löwenzahn 
Leontodon saxatilis Nickender Löwenzahn 

Leucanthemum ircutianum* Magerwiesen-Margerite 

Leucanthemum vulgare* Fettwiesen-Margerite 

Linaria vulgaris Gewöhnliches Leinkraut 
Lolium perenne Gewöhnliches Weidelgras 

Lotus corniculatus Gewöhnlicher Hornklee 

Medicago lupulina Hopfenklee 

Odontites vulgaris Roter Zahntrost 

Pastinaca sativa Pastinak 
Phleum pratense Wiesen-Lieschgras 
Plantago lanceolata Spitzwegerich 

Poa pratensis Wiesen-Rispengras 
Poa trivialis Gewöhnliches Rispengras 
Potentilla reptans Kriechendes Fingerkraut 

Prunella vulgaris Kleine Braunelle 

Ranunculus acris Scharfer Hahnenfuß 

Ranunculus repens Kriechender Hahnenfuß 
Rhinanthus angustifolius ssp. glandiflorus* 
(Rhinanthus serotinus) 

Kleiner Klappertopf 

Rumex acetosa Wiesen-Sauerampfer 

Silene latifolia ssp. alba Weiße Lichtnelke 

Stellaria graminea Gras-Sternmiere 

Tragopogon pratensis* Wiesen-Bocksbart 

Trifolium dubium* Kleiner Klee 

Trifolium pratense* Rot-Klee 

Trifolium repens Weiß-Klee 
Veronica chamaedrys Gamander-Ehrenpreis 

Veronica serpyllifolia Thymian-Ehrenpreis 
Vicia cracca* Vogel-Wicke 

 

 

Narbenumbruch, Pflanzenschutzmitteleinsatz und Düngung sowie die Lagerung von 

Material und das Abstellen von Maschinen oder Fahrzeugen sind auf den Flächen nicht 

zulässig. Die Flächen der Maßnahme V1 sind jährlich oder in längsten Falls vierjährigen 

Abständen ab 1.8. zu mähen oder zu schlegeln, wobei das Schnittgut im Falle der Mahd 

abzufahren ist. Besonders günstig ist die Unterteilung in insgesamt vier etwa gleich 

große Pflegeabschnitte, von denen dann jährlich nur einer entsprechend gepflegt wird. 

Alternativ ist auch die Beweidung der Flächen zulässig. Aufkommende invasive Neo-

phyten (Drüsiges Springkraut – Impatiens glandulifera, Herkulesstaude – Heracleum 
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mantegazzianum, Späte und Kanadische Goldrute – Solidago gigantea, Solidago cana-

densis, Japanischer und Sachalin-Staudenknöterich – Fallopia japonica, Fallopia 

sachalinensis) sind auf der gesamten Fläche frühzeitig zu beseitigen. 

 

 

2.3.2 Maßnahmen zur Kompensation nachteiliger Auswirkungen 

 

Kompensationsmaßnahme K1 - Pflanzung von Strauchhecken zur Eingrünung 

des Sondergebietes 

 

Zur Eingrünung des Sondergebietes und damit zur landschaftsgerechten Neugestaltung 

(Kompensation der Landschaftsbildbeeinträchtigung), zur Kompensation des Verlustes 

von Hecken und zur Aufwertung der Bodenfunktionen sind Heckenpflanzungen vorge-

sehen, soweit eine Einsehbarkeit von bestehenden Wegen besteht und nicht bereits ak-

tuell Hecken vorhanden sind. Die Flächen für diese Hecken, im Bebauungsplan gekenn-

zeichnet als Fläche 1, nehmen abzüglich der dort zulässigen Zufahrten eine Fläche von 

zusammen 4.400 m² (4.350 m² abzüglich der zulässigen Zufahrtsbereiche) ein. 

 

Die Kompensation erfolgt innerhalb des Plangebietes auf Flurstück 30/10 der Flur 45 in 

der Gemarkung Gifhorn. Die Lage und Abgrenzung der Maßnahme kann der Abb. 6 

entnommen werden. 

 

Im Bereich der Fläche 1 schreibt der Bebauungsplan die Anlage einer mindestens drei-

reihigen Strauchhecke vor, die optional durch Laubbäume ergänzt werden kann. Eine 

Ergänzung der Strauchhecke durch Bäume ist östlich der Sondergebietsfläche nicht zu-

lässig, da das nächstgelegene Feldlerchen-Brutrevier etwa 60 m entfernt liegt. Die Dis-

tanz zu hochaufragenden Strukturen darf 100 m nicht unterschreiten (V. BLOTZHEIM et 

al. 2001), da es aufgrund des artspezifischen Meideverhaltens zu solchen Strukturen zu 

weiteren Konflikten kommen kann. Dies würde eine erhebliche Beeinträchtigung dar-

stellen und einen zusätzlichen Kompensationsbedarf auslösen. Bereits vorhandene Ge-

hölzbestände sind bei der Bepflanzung in die Heckenstruktur einzubinden. 

 

Im Zuge der Nutzung der Baufläche sowie der Anbindung an den angrenzenden Feld-

weg ist mit betriebsbedingten Zu- und Abfahrten für Wartungs- und Pflegezwecke zu 

rechnen. Daher wird für diesen Bereich eine Versiegelung von bis zu 50 m² als zulässig 

angesehen. 
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Kartengrundlage: Auszug aus Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © 2026  

Abb. 6: Lage und Abgrenzung der Maßnahmenflächen V1 und K1 (Auszug aus der 

zeichnerischen Darstellung des Bebauungsplanes, eingenordet). 

 

 

Es ist eine 5 m breite dreireihige Strauchhecke im Pflanzverband 1,5 x 1 m mit leichten 

Sträuchern mit einer Größe von 70 bis 90 cm als geschlossene dichte Anpflanzung an-

zulegen. Es darf ausschließlich herkunftgesichertes Pflanzmaterial des Vorkommensge-

bietes „Norddeutsches Tiefland“ verwendet werden (Vorkommensgebiet 1). Geeignete 

Straucharten sind vor dem Hintergrund der potenziellen natürlichen Vegetation eines 

trockenen bis frischen Drahtschmielen-Buchenwaldes (BDt) (KAISER 2024) die folgen-

den Arten (Auswahlliste, das heißt es dürfen nur Arten dieser Liste gepflanzt werden, 

es müssen aber nicht zwingend alle Arten verwendet werden – vergleiche KAISER 2023): 

 

 Hasel (Corylus avellana), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Europäi-

sches Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Faulbaum (Frangula alnus), Schlehe 

K1: Pflanzung von 
Strauchhecken  

(Fläche 1) 

V1: Entwicklung 
von Staudenfluren 

(Fläche 2) 

K1: Pflanzung von 
Strauchhecken  

(Fläche 1) 

K1: Pflanzung von 
Strauchhecken  

(Fläche 1) 
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(Prunus spinosa), Hunds-Rose (Rosa canina), Schwarzer Holunder (Sambucus 

nigra) und Sal-Weide (Salix caprea). 

 

Es sind pro Hecke mindestens vier verschiedene Arten zu gleichen Anteilen zu pflanzen. 

Die Straucharten sind in Gruppen zu drei bis sieben Stück gleicher Art zu setzen.  

 

Wildschutz und die übliche Anwuchspflege sind sicherzustellen. Bei einem Ausfall von 

mehr als 10 % oder bei Lückenbildung bedarf es der Nachpflanzung. Nach Sicherung 

des Gehölzes ist der Wildschutz zurückzubauen. 

 

Die Hecke ist auf eine Höhe von 3,5 m heranwachsen zu lassen. Nach dem Aufwachsen 

ist die Hecke dauerhaft dicht zu erhalten. Die Sträucher dürfen einmal jährlich im Zeit-

raum Oktober bis Februar auf die Höhe der Oberkante des höchst aufragenden Photo-

voltaik-Anlagen (3,5 m) gekürzt werden. 

 

NLT et al. (2023) empfehlen, Hecken außerhalb der Einzäunung einer Photovoltaikan-

lage anzulegen, um den Zugang von Wildtieren zu ermöglichen und die Einbindung in 

das Landschaftsbild zu optimieren. Das wird bei Beachtung der in Tab. 6 zusammenge-

stellten Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt. 

 

 

2.3.3 Eingriff-Kompensation-Bilanzierung 

 

Die Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Wasser und Luft als Bestandteile des Na-

turhaushaltes überschreiten nicht das Maß der Erheblichkeit (siehe Kap. 2.2.2), so dass 

der Eingriffstatbestand des § 14 BNatSchG nicht erfüllt ist. Die als Eingriff zu werten-

den erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologische Viel-

falt (Arten und Lebensgemeinschaften), Boden, Klima und Landschaftsbild sind in die 

Bilanzierung einzustellen. 

 

Es kommen die für die Bauleitplanung entwickelten Kompensationsgrundsätze nach 

BREUER (2006a, 2006b), NMELF (2002) und NLT et al. (2023) zur Anwendung. Es sind 

die folgenden Grundsätze relevant: 

 

Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften (Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt): 

 Bei Biotoptypen ist mindestens die jeweilige Naturnähestufe wiederherzustellen. 

 Sofern Biotoptypen der Wertstufen V und IV im vom Eingriff betroffenen Raum 

nicht wiederherstellbar sind und es sich um schwer regenerierbare (25 bis 150 Jahre 

Regenerationszeit) oder nicht regenerierbare (mehr als 150 Jahre Regenerationszeit) 

Biotope handelt, erhöht sich der Kompensationsflächenbedarf im Verhältnis 1 : 2 

beziehungsweise 1 : 3. 
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 Werden Biotoptypen der Wertstufe III zerstört oder sonst erheblich beeinträchtigt, 

genügt die Entwicklung des betroffenen Biotoptyps auf gleicher Flächengröße 

(1 : 1) auf Biotoptypen der Wertstufe 0, I oder II. Nach Möglichkeit sollte eine na-

turnähere Ausprägung entwickelt werden. 

 

Einzelbaumentnahmen im Plangebiet sind nicht vorgesehen, sodass dafür keine Kom-

pensationsbilanzierung erforderlich ist. Die bereits entnommenen Birken im Bereich der 

Baumhecke (HFB 1) werden in Kap. 2.3.1 berücksichtigt. 

 

Die Bilanzierung des Verlustes von Tierhabitaten orientiert sich an NLT et al. (2023), 

soweit erhebliche Beeinträchtigungen zu besorgen sind. 

 

Schutzgut Boden: 

 Versiegelung (auch Teilversiegelung) von Böden mit besonderer Bedeutung erfordert 

ein Kompensationsverhältnis von 1 : 1. 

 Versiegelung (auch Teilversiegelung) sonstiger Böden erfordert ein Kompensations-

verhältnis von 1 : 0,5. 

 Die Kompensationsmaßnahmen für erhebliche Beeinträchtigungen durch Boden-

versiegelungen sind auf den Kompensationsbedarf für das Schutzgut „Arten und 

Lebensgemeinschaften“ nicht anrechenbar. 

 Für die Überformung von Böden gelten die gleichen Kompensationsverhältnisse. 

Jedoch ist die Kompensation in diesem Fall auf den Kompensationsbedarf für das 

Schutzgut „Arten und Lebensgemeinschaften“ anrechenbar (multifunktionale Kom-

pensation). 

 

Im vorliegenden Fall sind Böden von allgemeiner Bedeutung (Wertstufe III) sowie be-

sonderer bis allgemeiner Bedeutung (Wertstufe IV) betroffen. Hier ist ein Kompensati-

onsverhältnis von 1 : 0,5 beziehungsweise 1 : 0,75 anzusetzen. 

 

Die Kompensationsbilanzierung für erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

erfolgt in verbal-argumentativer Form, die für erhebliche Beeinträchtigungen der Kli-

maschutzfunktion des Naturhaushaltes (vergleiche FGSV 2023a) wird über die Biotop- 

und Bodenfunktionen abgebildet. 

 

Die Tab. 10 stellt in der Übersicht Art und Umfang der Kompensationsmaßnahmen zu-

sammenfassend dar, um damit in Ergänzung zu den Aussagen in Kap. 2.3.2 den Nach-

weis einer hinreichenden Kompensation entsprechend der Eingriffsregelung des BauGB 

in Verbindung mit dem BNatSchG zu führen. Es erfolgt eine vollständige Kompensa-

tion. 
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Tab. 10: Zusammenfassende Kompensationsbilanzierung. 
 

Betr. = Betroffen; Komp. = Kompensation. 

 

Eingriffstatbestand 
Betr. Um-

fang 
Kompensations- 

maßnahme 
Komp. 

Umfang 
Hinweise 

 
Arten und Lebensgemeinschaften (Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt) 

Verlust von Biotopbestän-
den: 

Verlust von Biotopbeständen 
der Wertstufe III: 

 361 m² Extensivgrünland 
im Wegeseitenraum in 
schmaler Ausprägung 
(GET), 

 433 m² Fläche mit halbru-
deraler Gras- und Stauden-
flur mittlerer Standorte 
(UHM), 

 130 m² Baumhecke mit 
Stangenholz (HFB 1). 

924 m² K1: Pflanzung von 

Strauchhecken zur 
Eingrünung der Son-
dergebiete 

924 von 
4.400 m² 

Die Maßnahme ist nicht für 
das Schutzgut Boden anre-
chenbar. Kompensation 1:1 
= 924 m² ausreichend, da 
gut regenerierbare Biotope 
betroffen sind. 

 
Boden 

Versiegelung oder sonstige Be-
festigung von Böden mit beson-
derer bis allgemeiner Bedeu-
tung (Wertstufe IV) auf einer 
Fläche von maximal 9 m² 

9 m² K1: Pflanzung von 

Strauchhecken zur 
Eingrünung der Son-
dergebiete und damit 
verbundene Förde-
rung der natürlichen 
Bodenfunktionen 

7 von 
4.400 m² 

Kompensationsbedarf mit 
Faktor 1:0,75 = 6,75 m² 

(7 m²). Die Maßnahme ist 
nicht für das Schutzgut Ar-
ten und Lebensgemein-
schaften anrechenbar. 

Versiegelung oder sonstige Be-
festigung von Böden mit allge-
meiner Bedeutung (Wertstufe 
III) auf einer Fläche von maxi-
mal 3.104 m² 

3.104 m² K1: Pflanzung von 

Strauchhecken zur 
Eingrünung der Son-
dergebiete und damit 
verbundene Förde-
rung der natürlichen 
Bodenfunktionen 

1.552 von 
4.400 m² 

Kompensationsbedarf mit 
Faktor 1:0,5 = 1.552 m². Die 
Maßnahme ist nicht für das 
Schutzgut Arten und Le-
bensgemeinschaften anre-
chenbar. 

Überformung von minerali-
schen Böden der Wertstufe IV 
(von besonderer bis allgemei-
ner Bedeutung) durch Ver-
schattung 

91 m² K1: Pflanzung von 

Strauchhecken zur 
Eingrünung der Son-
dergebiete und damit 
verbundene Förde-
rung der natürlichen 
Bodenfunktionen 

68 von 
4.400 m² 

Kompensationsbedarf mit 

Faktor 1:0,75 = 68,25 m² ( 
68 m²). Die Maßnahme ist 
für das Schutzgut Arten und 
Lebensgemeinschaften an-
rechenbar. 

 
Landschaftsbild 

Technische Überformung der 
Landschaft und Beseitigung 
von Landschaftsbildelementen 
von besonderer Bedeutung 
(130 m² Baumhecke) 

3,59 ha K1: Pflanzung von 

Strauchhecken zur 
Eingrünung der Son-
dergebiete 
 

4.400 m² Die technischen Anlagen 
werden durch die geplanten 
Hecken vollständig verbor-
gen. Innerhalb der Anlagen 
erfolgt zudem eine grün-
landartige Begrünung. 
Dadurch ist eine land-
schaftsgerechte Neugestal-
tung sichergestellt. 
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Eingriffstatbestand 
Betr. Um-

fang 
Kompensations- 

maßnahme 
Komp. 

Umfang 
Hinweise 

 
Luft und Klima 

Verlust von Flächen mit beson-
derer Kohlendioxid-Bindungs-
funktion (kohlenstoffreiche Bö-
den, humose Oberböden und 
Gehölze, FGSV 2023a) 
1.053 m² Böden mit Dauerve-
getation. 

1.053 m² - 4.400 m² Die Funktion der Böden und 
der Vegetation, klimaschäd-
liches Kohlendioxid zu spei-
chern, wird über die Betrof-
fenheit der Biotope und Bö-
den abgebildet. 

 

 

Der Kompensationsbedarf von 68 m² durch Verschattung sowie der Verlust von Flächen 

für Luft und Klima können über die Betroffenheit der Biotope und Böden abgebildet 

werden. Der eigentliche Kompensationsbedarf von insgesamt 2.483 m² wird vollständig 

durch die vorgesehene Anpflanzung in Höhe von 4.400 m² beglichen (siehe Kap. 2.3.1).  

 

Durch den Wegfall der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung der Fläche erholen sich 

die Bodenfunktionen innerhalb des Sondergebietes und es entsteht zugleich eine Dau-

ervegetation zwischen und unterhalb der Module. 

 

 

2.4 Auswirkungen des Vorhabens auf Schutzgebiete und geschützte Bereiche 

 

Natura 2000-Gebiete oder nach nationalem Recht geschützte Gebiete oder Einzelob-

jekte sind vom Planvorhaben nicht betroffen. Gleiches gilt für nach § 30 BNatSchG oder 

§ 24 NNatSchG gesetzlich geschützte Biotope und nach § 22 NNatSchG pauschal ge-

schützten Wallhecken. 

 

Auch wenn nur etwa 80 m nördlich des Plangebietes das Landschaftsschutzgebiet „Al-

lertal – Barnbruch und angrenzende Landschaftsteile“ (LSG GF 00005) beginnt, sind 

Beeinträchtigungen dieses Schutzgebietes zweifelsfrei auszuschließen, weil vom Vor-

haben keine weitreichenden Umweltwirkungen ausgehen. Zwischen dem Schutzgebiet 

und dem Sondergebiet befinden sich weitere landwirtschaftlich genutzte Flächen sowie 

kleinere Waldflächen die eine abschirmende Wirkung haben. 

 

Erhebliche Beeinträchtigungen von natürlichen Lebensräumen im Sinne von § 3 Abs. 1 

USchadG in Verbindung mit § 19 BNatSchG (Lebensraumtypen des Anhanges I der 

FFH-Richtlinie) ergeben sich nicht, so dass die Voraussetzungen für eine Enthaftung 

vorliegen (vergleiche PETERS et al. 2015a, 2015b). 

 

Trinkwasserschutzgebiete und Heilquellenschutzgebiete sowie gesetzlich geschützte 

Überschwemmungsgebiete sind vom Planvorhaben nicht betroffen. 
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2.5 Artenschutzrechtliche Belange 

 

Der § 44 Abs. 5 BNatSchG stellt Handlungen im Rahmen von zulässigen Eingriffen in 

Natur und Landschaft von den Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverboten frei, sofern 

die betroffenen Arten nicht gleichzeitig streng geschützt sind, europäische Vogelarten 

umfassen oder im Anhang IV der FFH-Richtlinie verzeichnet sind. 

 

Im vorliegenden Fall sind vor dem Hintergrund der artenschutzrechtlichen Regelungen 

des § 44 BNatSchG die im Gebiet auftretenden europäisch geschützten Vögel und be-

nachbart vorkommende Fledermäuse und weitere Säugetierarten beachtlich. Die Be-

trachtungen können sich nach § 44 Abs. 5 BNatSchG auf europäisch geschützte Arten 

beschränken, da es sich bei dem Vorhaben um einen zulässigen Eingriff handelt. 

 

Ein gelegentliches Durchstreifen des Plangebietes durch den Wolf (Canis lupus)2 ist 

zwar nicht ausgeschlossen, jedoch stellt das Plangebiet als Ackerland keinen bevorzug-

ten Aufenthaltsort des Wolfes dar, so dass eine Betroffenheit dieser Tierart auszuschlie-

ßen ist. 

 

Eine vertiefende Beschreibung zur Betroffenheit der geschützten Tierarten kann dem 

Kap. 2.2.2.2 entnommen werden. Um Wiederholungen zu vermeiden, erfolgt nachfol-

gend nur eine Kurzzusammenfassung der Aussagen aus Kap. 2.2.2.2. 

 

 

2.5.1 Schädigung von Tierindividuen 

 

Durch die Inanspruchnahme der Flächen können Individuen gesetzlich geschützter Tier-

arten getötet oder verletzt werden, was dem Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG entspricht. Durch Bauzeitenbeschränkungen für das Räumen des Baufeldes 

(Kap. 2.3.1) lässt sich das soweit vermeiden, dass kein signifikantes Tötungsrisiko ver-

bleibt, denn außerhalb der Vogelbrutzeit können sich betroffene Tiere eigenständig 

durch Flucht entziehen. Durch eine Vermeidungsmaßnahme wird gesichert, dass Ge-

hölzentnahmen innerhalb des Plangebietes ausgeschlossen werden (siehe Kap. 2.3.1). 

Potenzielle Fledermaus-Quartiere (siehe Abb. 4) kommen demnach nicht zu Schaden. 

 

Die Gehölze im Umfeld weisen zum Teil stärkeres Totholz oder Mulmhöhlen auf, je-

doch ist ein Vorkommen europäisch geschützter Alt- und Totholzkäfer (insbesondere 

Heldbock – Cerambyx cerdo und Eremit – Osmoderma eremita) aufgrund der Lage des 

Plangebietes auszuschließen. Der Heldbock ist in Deutschland vorwiegend in Bereichen 

                                                           
2 Seit dem 14.7.2025 wird der Wolf statt in Anhang IV der FFH-Richtlinie als „streng zu schützende“ Art nur noch 

im Anhang V geführt, wodurch die artenschutzrechtlichen Betrachtungen weitgehend entbehrlich werden 

(RATSCHOW & NEBELSIECK 2025). 
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mit sonnenexponierten großen alten Eichen vorkommend, etwa in Hartholzauen an gro-

ßen Flüssen, in lichten Eichenwaldresten der Urstromtäler sowie an Waldrändern und 

alten Parklandschaften (vergleiche BUSE et al. 2007, ZABRANSKY 2006, KLAUSNITZER 

et al. 2003). Auch der Eremit kommt bevorzugt in Wäldern mit älteren Laubhölzern vor, 

zeigt sich aber auch häufiger in einzeln stehenden Kopfbäumen, alten Alleen und alten 

Parklandschaften. Die Larven entwickeln sich im Gegensatz zu denen des Heldbockes 

innerhalb von Altbäumen von diversen Arten wie Eichen, Linden oder verschiedenen 

Obstbäumen. Entscheidend für das Vorkommen dieser Art sind alte hohle Bäume mit 

Baumhöhlen mit einem großen Anteil an Mulmholz (vergleiche SCHAFFRATH 2003, 

STEGNER et al. 2009). Derartige Strukturen fehlen im Betrachtungsraum. Die intensive 

Landwirtschaft und der damit verbundene Einsatz von Düngemittel und Pestiziden stellt 

zudem kein optimales Habitat für diese seltenen und geschützten Arten dar, sodass ein 

Vorkommen auszuschließen ist. 

 

Auf den Zuwegungen ändert sich die Kollisionsgefahr nicht im Vergleich zur gegen-

wärtigen Situation, da die Wege nur mit geringer Fahrgeschwindigkeit genutzt werden 

können, so dass ein Ausweichen der Tiere möglich ist. 

 

 

2.5.2 Erhebliche Störungen 

 

Durch die Bauarbeiten und die spätere Nutzung des Sondergebietes können Störungs-

verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG erfüllt sein. Auch die Beeinträchti-

gung von essenziellen Nahrungshabitaten sowie Meideverhalten zu hoch aufragenden 

Vertikalstrukturen kann erhebliche Störungen auslösen und indirekt zu Lebensstätten-

verluste führen. 

 

Entsprechende Störungsverbote betreffen im vorliegenden Fall vorrangig Brutvögel. 

Fluchtdistanzen nach GASSNER et al. (2010) werden bei einigen Arten unterschritten, so 

dass Bauzeitenbeschränkungen erforderlich sind, die sicherstellen, dass die gehölzbrü-

tenden Vogelarten und der Weißstorch keine erheblichen Störungen erfahren. Da das 

Meideverhalten bestimmter Vogelarten zu hoch aufragenden Vertikalstrukturen zur 

Aufgabe von Brutrevieren führt, wird dieser Aspekt in Kap. 2.5.3 behandelt. 

 

Um eine erhebliche Störung vorkommender Fledermausarten sowie nachtaktiver Vögel 

zu vermeiden, ist eine angepasste und nur ausnahmsweise betriebene Außenbeleuchtung 

vorgesehen (siehe Kap. 2.3.1), soweit auf eine solche Beleuchtung nicht komplett ver-

zichtet werden kann. Außerdem vermeiden Abstände zu benachbarten Waldrändern, 

dass diese als Habitat für Vögel und Fledermäuse entwertet werden und Nahrungshabi-

tate in mindestens gleicher, im Regelfall sogar höherwertigerer Qualität vorhanden sind, 
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so dass eine erhebliche Störung in Form eines Entzuges von Nahrungshabitaten auszu-

schließen ist. Der Verlust von Ackerland als Nahrungshabitat stellt keine erhebliche Stö-

rung dar, weil die Nahrungsflächen nicht essenziell sind und im Umfeld in großem Um-

fang vergleichbare Nahrungshabitate verbleiben, auf die ausgewichen werden kann. 

 

 

2.5.3 Schädigung oder Zerstörung geschützter Lebensstätten 

 

Durch die Errichtung der Anlagen können gesetzlich geschützte Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten wildlebender Tiere der geschützten Arten beschädigt oder zerstört werden, 

was dem Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG entspricht.  

 

Der zu beseitigende kurze Heckenabschnitt weist allenfalls Brutvorkommen von weit 

verbreiteten Vogelarten auf, die jährlich neue Nester bauen. Da die Nester von Arten, 

die jährlich neue Nester bauen, nach Abschluss der Brutsaison nicht mehr unter den 

Lebensstättenschutz fallen (LOUIS 2012), ist bei diesen weit verbreiteten Vogelarten da-

von festzustellen, dass sie in das Umfeld ausweichen können, in dem in großem Umfang 

vergleichbare Habitatstrukturen vorliegen, so dass die Funktion der Lebensstätten im 

räumlichen Zusammenhang erhalten bleibt (BICK 2016, KAISER 2018). Nahrungshabi-

tate zählen nicht zu den geschützten Lebensstätten (LOUIS 2012) und bedürfen daher nur 

im Sinne einer möglichen erheblichen Störung einer Betrachtung (siehe Kap. 2.5.2). 

 

Die Aufgabe von Lebensstätten gehölzbrütender Vogelarten und des Weißstorches 

durch Störwirkungen wird durch Bauzeitenbeschränkungen vermieden (siehe Kap. 

2.5.2). 

 

 

2.5.4 Schädigung von Pflanzenwuchsorten 

 

Europäisch geschützte Pflanzenarten sind vom Planvorhaben nicht betroffen. Entspre-

chende Arten wären im Plangebiet nicht zu erwarten (vergleiche GARVE 2007) und wur-

den auch nicht nachgewiesen. Besonders geschützte Pflanzenarten treten im Plangebiet 

ebenfalls nicht auf. 

 

 

2.5.5 Artenschutzrechtliches Resümee 

 

Die Ausführungen in Kap. 2.5.1 bis 2.5.4 zeigen, dass die artenschutzrechtlichen Zu-

griffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG im vorliegenden Fall nicht einschlägig sind. 

Das setzt allerdings die Berücksichtigung einiger Vorkehrungen voraus, die in 

Kap. 2.3.1 beschrieben sind. 
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2.6 Berücksichtigung agrarstruktureller Belange 

und der Anforderungen der Landschaftsplanung 

 

Nach § 15 Abs. 3 BNatSchG ist bei der Inanspruchnahme von land- und forstwirtschaft-

lich genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf agrarstrukturelle Be-

lange Rücksicht zu nehmen. Insbesondere sind für die landwirtschaftliche Nutzung be-

sonders geeignete Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. Vorran-

gig ist zu prüfen, ob die Kompensation auch durch Maßnahmen zur Entsiegelung, durch 

Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder durch Bewirtschaftungs- 

oder Pflegemaßnahmen erbracht werden kann. Diese Vorgaben werden berücksichtigt. 

 

Im vorliegenden Fall erfolgt die Kompensation vollständig innerhalb des Plangebietes, 

so dass damit kein Entzug weiterer landwirtschaftlicher Flächen verbunden ist. 

 

Nach § 15 Abs. 2 BNatSchG sind bei der Festsetzung von Art und Umfang der Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen die Programme und Pläne nach den §§ 10 und 11 

BNatSchG (Landschaftsplanung) zu berücksichtigen. Die Kompensationsmaßnahmen 

widersprechen nicht den Ziel- und Maßnahmenaussagen des Landschaftsrahmenplanes 

des LANDKREISES GIFHORN (1994), sondern befördern die Ziele. 

 

 

2.7 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

 

Als Planungsalternativen kommt der generelle Verzicht auf die Planung oder die Wahl 

eines anderen Standortes für die Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Betracht. Die Wahl 

des aktuellen Standortes ist mit keinen größeren Umweltbeeinträchtigungen verbunden. 

Zudem lässt sich nach Rückbau der Freiflächen-Photovoltaikanlagen der bisherige Zu-

stand wiederherstellen. Vor diesem Hintergrund drängt es sich aus Gründen des Um-

weltschutzes nicht auf, eine Standortalternative zu suchen. 

 

Innerhalb des Plangebietes selbst stellen sich keine relevant differierenden Alternativen 

bezüglich der vorgesehenen konzeptionellen Planung dar. Ein Bedarf zur Veränderung 

von Lage oder Ausdehnung der vorgesehenen Anlagen unter dem Gesichtspunkt der 

Betroffenheit der Umweltschutzgüter ist nicht erkennbar.  

 

In einem iterativen Prozess wurden Vorkehrungen geplant, die erhebliche Umweltbeein-

trächtigungen vermeiden. 
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2.8 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben 

benachbarter Plangebiete und grenzüberschreitende Wirkungen 

 

Eine Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete ist 

nicht erkennbar. 

 

Das Plangebiet wie auch dessen Wirkraum liegen komplett auf dem Territorium der 

Stadt Gifhorn (Landkreis Gifhorn, Bundesland Niedersachsen, Bundesrepublik 

Deutschland). Grenzüberschreitende Umweltauswirkungen sind somit auszuschließen. 

 

 

2.9 Auswirkungen durch schwere Unfälle oder Katastrophen 

 

Durch die bauleitplanerischen Festsetzungen werden keine Vorhaben zulässig, die für 

schwere Unfälle oder Katastrophen anfällig sind. Im Umfeld des Plangebietes befinden 

sich keine Betriebsteile im Sinne des § 3 Abs. 5a BImSchG. 

 

 

2.10 Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels 

 

Besondere Anfälligkeiten des Planvorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels 

sind nicht erkennbar. Das Vorhaben ist auch nicht mit maßgeblichen klimaschädlichen 

Emissionen verbunden, die im Rahmen des Berücksichtigungsgebotes des § 13 Abs. 1 

Satz 1 KSG beachtlich wären. Im Gegenteil kann mit der beabsichtigten Erzeugung er-

neuerbarer Energie mit Photovoltaik dem Klimawandel entgegengewirkt werden. Der 

Sektor Landnutzungsänderung ist nicht negativ betroffen, weil dem Verlust von Flächen 

mit erhöhter Kohlendioxid-Bindungsfunktion (kohlenstoffreiche Böden, humose Ober-

böden und Gehölzvegetation, vergleiche FGSV 2023a) eine deutlich größere Fläche ge-

genüber steht, auf der derartige Funktionen neu entwickelt werden. 
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3. Zusätzliche Angaben 

 

3.1 Merkmale der verwendeten technischen Verfahren 

und aufgetretene Schwierigkeiten 

 

Bestandsaufnahme Biotoptypen und Flora 

 

Die Biotoptypenkartierung des Plangebietes erfolgte Ende Mai 2024 in Form einer Luft-

bildvorauswertung und in einer daran anschließenden Geländebegehung. Die Typisie-

rung der Biotope folgt dem aktuellen Kartierschlüssel der Fachbehörde für Naturschutz 

(V. DRACHENFELS 2021). 

 

Die Nomenklatur der Pflanzensippen richtet sich nach GARVE (2004). Die Prüfung von 

Schutztatbeständen folgt NLWKN (2021) und V. DRACHENFELS (2021), die Zuordnung 

zu Lebensraumtypen nach Anhang I der FFH-Richtlinie folgt V. DRACHENFELS (2014, 

2021, vergleiche European Commission 2013 und SSYMANK et al. 2021, 2023). 

 

Im Rahmen der Biotopkartierung wurden Wuchsorte von Farn- und Blütenpflanzen der 

niedersächsischen Roten Liste und Vorwarnliste (Einstufung für das Tiefland, Garve 

2004) sowie von im Sinne des § 7 BNatSchG besonders geschützten oder in den An-

hängen II oder IV der FFH-Richtlinie verzeichneten Pflanzen nachgesucht. 

 

Die Biotoptypenkartierung erfolgte im Maßstab 1 : 1.000 und die Bezeichnungen der 

Biotoptypen richtet sich nach V. DRACHENFELS (2021). 

 

Zur Klärung des faunistischen Besiedlungspotenziales wurden die einschlägigen natur-

kundlichen Quellen ausgewertet, insbesondere GARVE (2007), THEUNERT (2008a, 

2008b, 2015a, 2015b), GREIN (2010), NLWKN (2011), KRÜGER et al. (2014), BREUER 

(2016), BROCKMANN et al. (2015), FRECH et al. (2017), BUND (2018), REINHARDT et 

al. (2020), BAUMANN et al. (2021) und LANDESJÄGERSCHAFT NIEDERSACHSEN (2026), 

HELBING et al. (2025) sowie KIRBERG (2025). 

 

 

Bestandsaufnahme geschützte Lebensstätten 

 

Zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange gemäß § 44 BNatSchG wur-

den genutzte oder potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten an und in Bäumen im 

Untersuchungsgebiet aufgenommen. Diese können Nester, Spalten oder Höhlenquar-

tiere sein, welche für Vögel und Fledermäuse, aber auch andere geschützte Tierarten 

wie totholzbewohnende Käfer, Habitate darstellen und gesetzlich vor Entnahme, Be-

schädigung oder Zerstörung geschützt sind. 



72 Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ – Stadt Gifhorn
 

 

Dazu sind alle im Untersuchungsgebiet befindlichen Gehölze visuell mit Hilfe eines 

Fernglases während der laubfreien Zeit am 15.3.2024 untersucht worden. Bei der Kon-

trolle wurde zwischen Nest/Horst, großen und kleinen Baumhöhlen und Spaltenquartier 

(zum Beispiel abstehende Rinde) und deren Anzahl unterschieden.  

 

An potenziellen Quartieren wurde auf von außen erkennbare Nutzungsspuren geachtet, 

die sich durch Kot- oder Urinspuren sowie Talgablagerungen äußern. Höhlen und Spal-

tenquartiere an Bäumen mit einem Stammdurchmesser von mehr als 30 cm können als 

Winterquartiere von Fledermäusen genutzt werden. Dabei ist zu beachten, dass bei den 

aktuell milden Wintern die meisten Strukturen an Bäumen mit geringerem Stammdurch-

messer auch in den Wintermonaten genutzt werden und „Winterquartier“ Habitatstruk-

turen angibt, die voraussichtlich auch in längeren Frostperioden geeignet sind. 

 

 

Bestandsaufnahme Brutvögel 

 

Vögel gehören zu den gebräuchlichsten Indikatorgruppen, die für die Beurteilung um-

weltrelevanter Planungen unter landschaftsplanerischen Gesichtspunkten herangezogen 

werden. Aufgrund der hohen Zahl stenöker Arten und deren guter autökologischer Er-

forschung lassen sich für landschaftsplanerische Fragestellungen zahlreiche Bioindika-

tor-Arten benennen. Als strukturabhängige Biotopkomplexbewohner mit teilweise ho-

hem Requisitenanspruch eignen sich Vögel als Indikatoren von relativ kleinflächigen 

und speziellen Fragestellungen bis hin zu großflächigen und allgemeinen Gebietsbewer-

tungen. Zudem sind die Vögel auch unter artenschutzrechtlichen Gesichtspunkten zu 

berücksichtigen, da alle einheimischen Arten besonders geschützt sind und etliche Arten 

im Anhang I der EU-Vogelschutzrichtlinie verzeichnet beziehungsweise streng ge-

schützt sind. 

 

Die Brutvogelfauna wurde in sechs vollflächigen Kartierungsdurchgängen am Tag von 

April bis Juli 2024 erfasst. Das Vorgehen berücksichtigt die methodischen Vorgaben 

von SÜDBECK et al. (2005), welche mit den neueren Vorgehensweisen gemäß SÜDBECK 

et al. (2025) übereinstimmen. Zur Feststellung von Vorkommen nachtaktiver Arten 

wurde ein Durchgang in der abendlichen Dämmerung beziehungsweise nachts durchge-

führt. Die Kartierungen wurden bei guten Erfassungsbedingungen (trocken, wenig 

Wind, möglichst kein Frost) ab Sonnenaufgang bis zum Mittag beziehungsweise von 

Sonnenuntergang bis etwa drei Stunden danach durchgeführt (Tab. 11). 
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Tab. 11: Erfassungstermine der Brutvogelkartierung. 

Datum Untersuchungsmethode 

Witterung 

Temperatur 
(°C) 

Bewölkung 
(x/8) 

Wind 
(Bft) 

19.03.2024 
Abendkartierung / Einsatz von 

Klangattrappe 
10 8/8 0 

11.04.2024 Tagkartierung 10 6/8 0 bis 1 

02.05.2024 Tagkartierung 20 3/8 0 bis 1 

27.05.2024 Tagkartierung 15 5/8 0 bis 1 

20.06.2024 Tagkartierung 20 1/8 0 bis 1 

05.07.2024 Tagkartierung 20 4/8 1 bis 2 

 

 

Nach SÜDBECK et al. (2025) werden als sichere Brutvögel solche mit der Kategorie 

„Brutnachweis“ (in der Regel: Nestfund, fütternde Altvögel, Nachweis von Jungvögeln) 

eingestuft. Tiere mit Territorialverhalten (singende Männchen, Balzverhalten) oder 

Paarbeobachtungen werden ebenfalls als Brutvögel mit dem Status „Brutverdacht“ ein-

gestuft, wenn diese Verhaltensweisen bei mindestens zwei Begehungen im geeigneten 

Bruthabitat festgestellt werden konnten. Eine Einordnung als „Brutzeitfeststellung“ er-

folgt im Allgemeinen, wenn die Tiere nur einmal zur Brutzeit im geeigneten Habitat 

beobachtet werden. Der Status Brutverdacht und Brutnachweis wird somit als Revier 

beziehungsweise Brutvogel gewertet, der Status Brutzeitfeststellung jedoch nicht und 

geht somit nicht in die Bewertung ein. Aufgrund der vergleichsweise geringen Anzahl 

der Begehungen wurden in Anlehnung an das Monitoring häufiger Brutvogelarten des 

Dachverbandes Deutscher Avifaunisten e. V. (DDA) vor allem bei spät eintreffenden 

Arten (zum Beispiel Gelbspötter) auch einmalige Feststellungen in einer festgelegten 

„Kernbrutzeit“ als Brutverdacht gewertet. Die meisten Vorkommen mit Status Brutver-

dacht ließen sich jedoch mindestens durch zweifache Feststellungen bestätigen. 

 

Als Gastvögel (Nahrungsgast, Durchzügler, Wintergast) werden Vögel eingestuft, für 

deren Brut innerhalb des Untersuchungsgebietes keine Hinweise vorliegen, wohl aber 

für eine Nutzung als Nahrungshabitat entweder regelmäßig zur Brutzeit („Nahrungs-

gäste“ = Brutvögel in angrenzenden Bereichen) oder nur zur Zugzeit („Durchzügler“). 

 

Für die Brutvogelerfassung wurde neben dem Plangebiet ein 200 m breiter Pufferbe-

reich betrachtet, so dass sich ein Untersuchungsgebiet von insgesamt 40 ha ergibt (siehe 

Abb. 3). 

 

Für die artenschutzrechtliche Würdigung wurden folgende Arten punktgenau erfasst: 

Rote-Liste-Arten der Kategorien 1 bis 3 der landes- und der bundesweiten Liste, Arten 

des Anhanges I der EU-Vogelschutzrichtlinie und streng geschützte Arten, seltene Arten 

nach KRÜGER & SANDKÜHLER (2022) sowie eine Auswahl an biotopspezifischen Arten. 
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Kartografisch in Abb. 4 dargestellt werden nur die punktkartierten Arten mit ihren Pa-

pierreviermittelpunkten, welche nicht unbedingt dem tatsächlichen Brutplatz entspre-

chen. Reviere, die nicht vollständig im Erfassungsgebiet liegen, werden unabhängig 

vom Reviermittelpunkt zum Gebiet gerechnet, wenn zumindest ein wichtiger Teil des 

Revieres im Erfassungsgebiet liegt. Die übrigen Arten wurden halbquantitativ (in Grö-

ßenklassen) aufgenommen und sind nicht kartografisch dargestellt. 

 

 

Bewertung der Umweltauswirkungen 

 

Die Prognose der zu erwartenden Umweltauswirkungen ergibt sich aus dem Vergleich 

des zu erwartenden zukünftigen Zustandes mit dem derzeitigen Zustand. Die Bewertung 

der Umweltauswirkungen erfolgt nach KAISER (2013) anhand der in Tab. 12 wiederge-

gebenen Rahmenskala. 

 

 

Tab. 12: Rahmenskala für die Bewertung der Umweltauswirkungen (aus KAISER 

2013: 91). 
 

Stufe und Bezeichnung 
 

Einstufungskriterien 

IV 
 

Unzulässigkeitsbereich 

Rechtsverbindliche Grenzwerte für das betroffene Umweltschutzgut werden 
überschritten oder es findet eine Überschreitung anderer rechtlich normier-
ter Grenzen der Zulässigkeit von Eingriffen oder sonstigen Beeinträchtigun-
gen statt, die nach den einschlägigen Rechtsnormen nicht überwindbar 
sind. 

III 
 

Zulässigkeitsbereich 
(optionale Untergliede-

rung) 

Rechtsverbindliche Grenzwerte für das betroffene Umweltschutzgut werden 
überschritten oder es findet eine Überschreitung anderer rechtlich normier-
ter Grenzen der Zulässigkeit von Eingriffen oder sonstigen Beeinträchtigun-
gen statt, die nach den einschlägigen Rechtsnormen nur ausnahmsweise 
aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses oder des Allge-
meinwohles beziehungsweise aufgrund anderer Abwägungen überwindbar 
sind. In Abhängigkeit vom Ausmaß der zu erwartenden Beeinträchtigung 
sowie der Bedeutung und Empfindlichkeit betroffener Schutzgutausprägun-
gen kann der Zulässigkeitsgrenzbereich untergliedert werden. 

II 
 

Belastungsbereich 
(optionale Untergliede-

rung) 

Das betroffene Umweltschutzgut wird erheblich beeinträchtigt, so dass sich 
daraus nach den einschlägigen Rechtsnormen eine rechtliche Verpflichtung 
ableitet, geeignete Maßnahmen zur Kompensation zu ergreifen. Die Beein-
trächtigungen sind auch ohne ein überwiegendes öffentliches Interesse 
oder Allgemeinwohl beziehungsweise anderer Abwägungen zulässig. In 
Abhängigkeit vom Ausmaß der zu erwartenden Beeinträchtigung sowie der 
Bedeutung und Empfindlichkeit betroffener Schutzgutausprägungen kann 
der Belastungsbereich untergliedert werden. 

I 
 

Vorsorgebereich 

Die Beeinträchtigung des betroffenen Umweltschutzgutes erreicht nicht das 
Maß der Erheblichkeit, ist aber unter Vorsorgegesichtspunkten beachtlich, 
beispielsweise auch bei der Berücksichtigung von Vorkehrungen zur Ver-
meidung oder Verminderung der Beeinträchtigung. Aufgrund der geringen 
Schwere der Beeinträchtigung führt diese nicht zu einer rechtlich normierten 
Verpflichtung, geeignete Maßnahmen zur Kompensation zu ergreifen. 
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Hierbei wird zunächst unterschieden zwischen dem Unzulässigkeitsbereich (Stufe IV) 

und dem Bereich, in dem Auswirkungen auf die Schutzgüter die Zulässigkeit unter fach-

rechtlichen Gesichtspunkten nicht in Frage stellen (Zulässigkeitsbereich mit den Stufen 

I und II). Da sich in manchen Fällen die Grenze zwischen Unzulässigkeitsbereich und 

Zulässigkeitsbereich nicht exakt ziehen lässt, ist zwischen beiden die Übergangsstufe 

„Zulässigkeitsgrenzbereich“ (Stufe III) vorgesehen. Der Zulässigkeitsbereich wird in 

den Belastungsbereich (Stufe II) und den Vorsorgebereich (Stufe I) untergliedert. In den 

Belastungsbereich wird die negative Auswirkung auf ein Schutzgut eingeordnet, wenn 

sie einen Zustand aufweist, der aus der Sicht der verwendeten Wertmaßstäbe als 

Gefährdung einzustufen ist. In den Vorsorgebereich werden Auswirkungen eingestuft, 

wenn die Belastung oder das Risiko einer Gefährdung von Schutzgutaspekten als gering 

oder nicht vorhanden einzustufen ist. Soweit fachlich geboten und sinnvoll werden Un-

tergliederungen der genannten Stufen vorgenommen. 

 

Der Stufe IV, dem Unzulässigkeitsbereich, sind alle Umweltauswirkungen zuzuordnen, 

die aufgrund einer Gefährdung rechtlich geschützter Güter nicht zulässig sind. Auswir-

kungen, die die Zulässigkeit des Vorhabens unter rechtlichen Gesichtspunkten nicht in 

Frage stellen, sind dem Zulässigkeitsbereich zuzuordnen, der in den Belastungsbereich 

(Stufe II) und den Vorsorgebereich (Stufe I) untergliedert ist. In den Belastungsbereich 

wird eine negative Auswirkung auf ein Schutzgut eingeordnet, wenn es sich entspre-

chend der aus dem Fachrecht abgeleiteten Wertmaßstäbe um eine Gefährdung handelt. 

In den Vorsorgebereich werden die Auswirkungen eingestuft, bei denen die Belastung 

oder das Risiko einer Gefährdung von Schutzgutaspekten als gering oder nicht vorhan-

den bewertet wird. Zwischen dem Unzulässigkeitsbereich und dem Zulässigkeitsbereich 

liegt mit der Stufe III der Zulässigkeitsgrenzbereich. Ihm sind alle Umweltauswirkun-

gen zuzuordnen, die eine deutliche Gefährdung rechtlich geschützter Güter darstellen 

und nur bei überwiegenden Gründen des Allgemeinwohls zulässig sind. Belastungs- und 

Zulässigkeitsgrenzbereich werden - soweit fachlich geboten und sinnvoll - in Unterstu-

fen differenziert. Dies kann bei Variantenvergleichen hilfreich sein, da hierdurch zu-

sätzliche Unterscheidungskriterien zur Verfügung gestellt werden. 

 

Die Eingriff-Kompensation-Bilanzierung richtet sich nach dem von der niedersächsi-

schen Fachbehörde für Naturschutz entwickelten Verfahren (BREUER 1994), das inzwi-

schen dahingehend aktualisiert und modifiziert wurde, dass eine sechs- statt dreistufige 

Biotoptypenbewertung Anwendung findet (V. DRACHENFELS 2024) und dass die bei den 

Verfahren außerhalb der Bauleitplanung näher beschriebenen Kompensationsgrund-

sätze des NMELF (2002) und von NLSTBV & NLWKN (2006) sowie BREUER (2006a) 

angewendet werden (BREUER 2006b), insbesondere aber die Angaben nach NLT et al. 

(2023). 
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Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der umweltrelevanten Angaben 

 

Außergewöhnliche Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der umweltrelevanten 

Angaben traten nicht auf. 

 

 

3.2 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen 

auf die Umwelt 

 

Nach § 4c BauGB haben die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf-

grund der Durchführung des Bauleitplanes eintreten können, zu überwachen. Dadurch 

sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen frühzeitig er-

mittelt werden, um geeignete Abhilfemaßnahmen ergreifen zu können. Behörden sind 

gemäß § 4 Abs. 3 BauGB zur Unterrichtung der Gemeinde verpflichtet, sofern ihnen 

Erkenntnisse über Umweltauswirkungen bei der Durchführung vorliegen. Eine bau-

rechtliche Abnahme nach Durchführung der Vorhaben beziehungsweise die Kontrolle 

der Durchführung von städtebaulichen Verträgen wird als Pflichtaufgabe vorausgesetzt. 

 

Die Ausführung der festgesetzten Vermeidungs-, Verringerungs- und Kompensations-

maßnahmen wird durch die Stadt Gifhorn erstmalig ein Jahr nach vollständiger oder 

teilweiser Realisierung des Bauvorhabens und erneut nach weiteren drei Jahren durch 

Ortsbesichtigung überprüft. 

 

Sofern sich nach Inkrafttreten beziehungsweise Rechtsverbindlichkeit des Bebauungs-

planes Erkenntnisse über erhebliche Umweltauswirkungen ergeben, deren Überwa-

chung externen Behörden obliegt, sind diese Behörden gemäß § 4 Abs. 3 BauGB ver-

pflichtet, die Stadt Gifhorn entsprechend zu unterrichten. Die wesentlichen Ergebnisse 

der durchgeführten Überwachungsmaßnahmen sind in einer Monitoringliste zu doku-

mentieren. 

 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

 

Der Umweltbericht legt die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 113 „Freiflächen-Photovoltaik Clausmoor“ 

auf die Umweltschutzgüter dar. Der Bebauungsplan weist ein Sondergebiet mit der 

Zweckbestimmung „Photovoltaikanlagen“ aus. In dem Gebiet sind freistehende Photo-

voltaikmodule und zugehörige Nebenanlagen vorgesehen (Trafostationen, Anlagen zur 

Verteilung, Umwandlung und Speicherung von Energie sowie zur Kontrolle, Betriebs-

technik und Löschwasserversorgung). Außerdem sind Maßnahmen zugunsten von Na-

tur und Landschaft zu berücksichtigen. Der Verzicht auf die Umsetzung der Planung 
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würde für die Umweltschutzgüter kurz- und mittelfristig weitestgehend den gegenwär-

tigen Zustand fortschreiben. 

 

Die Festsetzungen ermöglichen eine Überbauung beziehungsweise Überplanung bis-

lang unbebauter Flächen. Dies bewirkt den Verlust von Ackerflächen sowie eines kur-

zen Abschnittes einer Strauch-Baumhecke. Betroffen sind zudem 16 Brutreviere der 

Feldlerche. Durch eine mögliche Überbauung und sonstige Flächenversiegelungen wer-

den die natürlichen Bodenfunktionen eingeschränkt. Hiervon sind Bodenbereiche von 

allgemeiner Bedeutung und in geringem Flächenumfang auch von besonderer bis allge-

meiner Bedeutung betroffen. Außerdem sind in geringem Umfang Flächen mit beson-

derer Kohlendioxid-Bindungsfunktion betroffen und das Landschaftsbild wird tech-

nisch überformt. Beeinträchtigungen der Schutzgüter Wasser und Luft bleiben unterhalb 

der Schwelle der Erheblichkeit. Bedeutsame Güter des kulturellen Erbes sind nicht be-

troffen. Sonstige Sachgüter sind in Form des Entzuges von Ackerflächen betroffen. 

 

Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung von Beeinträchtigungen reduzieren 

das Ausmaß der Belastungen für alle Umweltschutzgüter. Dies sind vor allem Regelun-

gen zum Gehölz-, Boden- und Gewässerschutz sowie zum Artenschutz und zum Denk-

malschutz. 

 

Zur Kompensation erheblicher Beeinträchtigungen von Naturhaushalt und Landschafts-

bild und zur Vermeidung der Einschlägigkeit artenschutzrechtlicher Zugriffsverbote er-

folgt innerhalb des Plangebietes die Festsetzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäu-

men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (Entwicklung naturnaher Böden und Ein-

grünung des Plangebietes zur offenen Landschaft hin durch Pflanzung von Strauchhe-

cken, Schaffung von Abstandsflächen zu angrenzendem Wald und zu Hecken mit Dau-

ervegetation, Entwicklung von Flächen mit besonderer Kohlendioxid-Bindungsfunk-

tion). Mit den Ausgleichsmaßnahmen (einschließlich vorgezogene Ausgleichsmaßnah-

men – CEF) werden alle durch die vorliegende Planung entstehenden Eingriffe vollstän-

dig kompensiert. 
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